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Zusammenstellung 

der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 4. Vierteljahr des Haushaltsjahres 1970 



An über- und 

Haushalts- 

außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1970 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


1 I 2 I 3 I 


Begründung 


4 


01 03 
518 02 


01 03 
527 01 


01 03 
539 99 


01 03 
811 01 


Einzelplan 01 — Bundespräsident und Bundespräsidialamt — 


15 000 — 


1 800 — 


999 — 


Mieten und Pachten für Maschinen, Geräte und Fahrzeuge 


Der Dienstwagen des Herrn Bundespräsidenten ist am 
19. März 1970 bei einem Verkehrsunfall stark beschädigt wor- 
den. Es mußte daher vorübergehend ein Ersatzfahrzeug ange- 
mietet werden. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 01 03 Tit. 532 01. 


2 073,05 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 


Die Dienstreisen von Amtsangehörigen in dem nicht erwarte- 
ten Umfang standen im wesentlichen im Zusammenhang mit 
den Reisen des Herrn Bundespräsidenten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 01 03 Tit. 532 01. 


691,27 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Die unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe ist 
auf die Erfüllung des Anspruchs eines Dritten aus einem 
Fahrzeugunfall zurückzuführen, der durch den Fahrer eines 
Dienstkraftwagens verursacht wurde. 


Einsparung bei Kap. 01 03 Tit. 532 01. 


26 300,— 


77 484,11 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Für den über zehn Jahre alten Dienstkraftwagen des Bundes- 
präsidenten a. D. Dr. Lübke — Mercedes 300 — mußte infolge 
eines Motorschadens ein Ersatzfahrzeug angeschafft werden. 
Der Kostenaufwand für den Einbau eines neuen Motors war 
wirtschaftlich nicht vertretbar. 

Ferner mußte für den durch einen Verkehrsunfall stark be- 
schädigten Wagen des Bundespräsidenten — Mercedes 300 — 
eine Ersatzbeschaffung vorgenommen werden. Eine Repara- 
tur des beschädigten Fahrzeugs war auf Grund der hohen 
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Kap. 

Tit. 


1 



An über- und 

Haushalts- 

außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1970 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


2 I 3 


Begründung 



noch Einzelplan 01 — Bundespräsident und Bundespräsidialamt — 

I ! Instandsetzungskosten wirtschaftlich nicht zu vertreten. Es 

; : lag ein wirtschaftlicher Totalschaden vor. 

i ! Außerdem mußte die für 1971 vorgesehene Ersatzbeschaffung 

eines VW Kombi infolge eines Motorschadens bereits im 
Haushaltsjahr 1970 durchgeführt werden. Eine Wieder- 
I instandsetzung des Fahrzeugs (über fünf Jahre alt, Gesamt- 

j fahrleistung über 105 000 km) war auf Grund des hohen Repa- 
I j raturaufwands wirtschaftlich nicht mehr vertretbar. Die Aus- 

! Sonderung der Fahrzeuge erfolgte auf Grund der Gutachten 

’ des technischen Beamten für das Kraftfahrwesen beim Bun- 

desminister der Finanzen. Mit der Ersatzbeschaffung der 
I Fahrzeuge war bei Aufstellung des Haushalts 1970 nicht zu 

■ rechnen. 

’ j Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

■ i 

; Einsparung bei Kap. 01 03 Tit. 532 01. 


02 01 
526 06 


120 000 ,— 


02 01 
685 01 


9 861 600 — 


Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 


123 000,— 


Gutachten und Studien zur Ermittlung von Arbeitsabläufen 
im Parlament und der Parlamentsverwaltung 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß die Auf- 
tragserteilung an die mit der Erarbeitung der Studie befaßte 
Firma auf Veranlassung des Ältestenrates des Deutschen 
Bundestages früher erfolgt ist als bei Aufstellung des Bun- 
deshaushalts 1970 vorgesehen werden konnte. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil eine Verschiebung 
der Auftragserteilung zu einer nicht vertretbaren Verzöge- 
rung der künftigen Neubauplanung für das Parlament und 
die Parlamentsverwaltung geführt hätte. 


Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 513 01. 


1 196 446,45 


Zuschüsse an die Fraktionen des Deutschen Bundestages 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß infolge ver- 
stärkter parlamentarischer Initiativen innerhalb der Fraktio- 
nen wesentlich mehr Anträge bearbeitet und zur Besdiluß- 
fassung vorbereitet werden mußten als bei Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1970 angenommen worden war. Das 
führte zu erhöhten Personal- und Sachkosten. 

Die Ausgabe war daher unvorhergesehen und mit Rücksicht 
auf eine reibungslose Fortführung der parlamentarischen 
Arbeiten unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 41103. 
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i 

An über- und 


Haushalts- 

außerplan- i 


betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

1970 i 

gabemitteln sind ; 

i 

zugewiesen 


DM ' 

DM : 

i 


2 1 

3 j 

4 


02 01 

apl. 
711 10 


noch Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 

108 256,18 ' Kosten für die Verbesserung der Heizkesselanlage des Bun- 
deshauses 

' Für die Umstellung der Heizungsanlage des Bundeshauses 
I auf Fernheizung ist im Bundeshaushaltsplan 1970 bei 
Kap. 02 01 Tit. 71107 ein Betrag von 240 000 DM veran- 
; schlagt worden. Vor der Ausführung dieser Maßnahme 
wurde die vorhandene Heizkesselanlage nochmals überprüft. 

: Dabei stellte sich heraus, daß eine Reparatur bzw, Verbesse- 
rung möglich und auch wirtschaftlicher ist. Aus diesem 
Grunde wurde von einem Anschluß an die Fernwärmeversor- 
; gung abgesehen und statt dessen mit der Verbesserung der 
Heizkesselanlage begonnen. Für 1970 sind hierfür rd. 
108 300 DM aufgewendet worden. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und zur Vermeidung von 
Betriebsstörungen unabweisbar. 

, Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 711 07. 


03 01 ■ 30 700,— 

81101 


Einzelplan 03 — Bundesrat — 

70,49 Erwerb von Dienstfahrzeugen 

: Der für das Haushaltsjahr 1970 zur Verfügung stehende 
^ Betrag reichte nicht aus, weil inzwischen die Preise für Kraft- 
; fahrzeuge erhöht worden waren. Gegen die Preiserhöhung 
I konnte nichts eingewendet werden, da die Firma bereits mit 
I der Auftragsbestätigung mitgeteilt hatte, daß als Kaufpreis 
i die am Tage der Lieferung gültigen Listenpreise berechnet 
I werden. 

I Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar, 
i Einsparung bei Kap. 03 01 Tit. 452 01. 


04 01 
511 01 


Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


60 000,— 

I 


3 132,67 


Geschäftsbedarf 


Der Mehrbedarf ist auf die zunehmende Tätigkeit der Pla- 
nungsabteilung und der neu eingerichteten Planungsgruppe 
Neubau, auf die Umstellung des Ablagesystems in der Ge- 
; heimregistratur (platzsparendes Pendelsystem), auf die Neu- 
j einrichtung einer Personal- und einer Ministerregistratur 
I sowie auf größere Umzüge zurückzuführen. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufrecht- 
erhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 518 01. 
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An über- und | 

Haushalts- ' außerplan- i 

betrag ' mäßigen Aus- | . 

1970 i gabemittein sind j Begründung 

zugewiesen | 

DM I DM I 

i 

1 I 2 I 3 ; ^4 

noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 

04 01 140 000, — 4 100,01 ' Bücher und Zeitschriften 

512 01 i Der Mehrbedarf ist auf erhöhte Anforderungen an Foto- 

i kopien und Datenblätter durch die zunehmende Tätigkeit der 

! Planungsabteilung zurückzuführen (Frühkoordinierung). 

Die Mehrausgabe war in der angegebenen Höhe unvorherge- 
sehen und unabweisbar. 

j 

' Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 518 01. 


Kap. 

Tit. 


04 01 I 3 000 — 
518 02 i 


04 01 ! 42 000 — 

527 02 I 


04 01 18 200 — 

539 99 j 


3 856,63 Mieten und Pachten für Maschinen, Geräte und Fahrzeuge 

: Der Mehrbedarf ist durch die Anmietung von zwei Fotoko- 
piergeräten für die Leitung des Bundeskanzleramtes und den 
Beauftragten der Bundesregierung für Angelegenheiten des 
Naturschutzes sowie einer IBM-Magnetband-Schreibkopf- 
' maschine zur schnelleren Beantwortung der an den Herrn 
Bundeskanzler und den Chef des Bundeskanzleramtes gerich- 
; teten Eingaben und Petitionen entstanden. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufrechter- 
haltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 518 01. 


50 287,78 Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 

Der Mehrbedarf beruht auf unabweisbar notwendige Reisen 
j nach New York, Washington und Buenos Aires, insbesondere 
j jedoch nach Moskau zur Vorbereitung des deutsch-sowje- 
^ tischen Vertrages. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

; Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 526 03. 


4 622,37 I Vermischte Verwaltungsausgaben 

Die zusätzlichen Mittel wurden benötigt 

1. für Stellenausschreibungen in Tageszeitungen zur Ge- 
winnung von Schreibkräften, da der Mangel an Schreib- 
kräften sonst zu empfindlichen Störungen im Dienstbe- 
trieb geführt hätte, 

2. zum Ausgleich von Schadensersatzforderungen wegen 
! Beschädigung von Anlagen der Bundesautobahn Köln- 

Bonn bei einem von einem Dienstkraftwagen des Bundes- 
! kanzleramtes am 29. Juli 1970 ohne fremde Einwirkung 
verursachten Unfall. 

■ Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 518 01. 
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Kap. 

Tit. 


Haushalts- 

betrag 

1970 


DM 


An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 


1 i 2 I 3 


Begründung 



04 01 
711 01 


04 01 
811 01 


noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


151 500,— 


75 222,72 


Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 


Die Mehrausgabe ist durch folgende Maßnahmen entstan- 
den: 

1. Im Dienstgebäude Adenauerallee 120 mußten zwei große 
Kellerräume ausgebaut werden, um zusätzliche Arbeits- 
plätze für Mitarbeiter der Planungsabteilung auf Hono- 
rarbasis zu schaffen, deren Zahl sich im Zusammenhang 
mit der Durchführung der übertragenen Aufgaben im 
Jahre 1970 wesentlich erhöht hat. 

2. Bei einer von der Bundesbaudirektion am 2. Juli 1970 
durchgeführten Überprüfung wurden an dem zur Amts- 
wohnung des Herrn Bundeskanzlers gehörenden 
Schwimmbecken erhebliche Mängel, insbesondere an der 
Plattenverkleidung festgestellt. Nach Auffassung der 
Bundesbaudirektion wäre deshalb eine umgehende Re- 
paratur des Beckens erforderlich gewesen, um bei Frost- 
eintritt ein Abplatzen der Plattenverkleidung und eine 
damit verbundene weitere Zerstörung des Beckens zu ver- 
meiden. Die Reparaturkosten zur Beseitigung sämt- 
licher Mängel einschließlich der Erneuerung veralteter 
Zuleitungen und Techniken waren von der Bundesbau- 
direktion mit 40 000 DM angegeben. Die Bundesbaudirek- 
tion hielt die Reparatur im Vergleich zur Neuanlage (Ko- 
sten: 60 000 DM) jedoch für unwirtschaftlich und schlug 
vor, ein neues Becken zu errichten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 427 1 1. 


126 300,— 


I 


61 089,48 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Gemäß Aussonderungsgutachten des technischen Beamten für 
Kraftfahrzeugwesen im Bundesministerium der Finanzen 
mußten drei Dienstkraftwagen Mercedes 190, deren Aus- 
sonderung für 1971 vorgesehen war, aus technischen und 
wirtschaftlichen Gründen bereits im Haushaltsjahr 1970 er- 
setzt werden (eines der Fahrzeuge hatte größere Unfall- 
schäden). Außerdem mußte für einen Dienstkraftwagen 
Mercedes 280 S, der bei einem Unfall Totalschaden erlitten 
hatte, Ersatz geschaffen werden. Darüber hinaus haben 
Preiserhöhungen beim Zubehör in Höhe von 2700 DM den 
Mehrbedarf beeinflußt. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 427 11. 
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Kap. 

Haushalts- 

betrag 

An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 

Tit. 

1970 

gabemitteln sind 
zugewiesen 


DM 

DM 

I 

1 2 

1 3 1 


noch Einzelplan 04 — I 

04 03 

9 500 000,— 

420 059,46 


Begründung 


531 03 


04 03 


531 06 


04 03 


531 09 


670 OOOr 


3 000 000, - 


57 733,91 


755 583,72 


Öffentlichkeitsarbeit „Inland" 

Im Jahr 1970 stand die Ostpolitik — insbesondere der un- 
erwartet schnelle Abschluß der Vertragsverhandlungen mit 
der Sowjetunion und Polen — im Blickpunkt des politischen 
Interesses. Die Bevölkerung zeigte sich an den Problemen 
in einem solchen Maße interessiert, daß eine ausführliche 
Unterrichtung notwendig war. 

Dafür waren unabweisbare erhöhte Aufwendungen erfor- 
derlich, die unvorhergesehen und unabweisbar waren. 

Einsparung innerhalb des Kap. 04 03. 


Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesre- 
gierung (Deutsche Ausgabe) 

I Die Fülle der Ereignisse in allen politischen Bereichen war 
I in ihren Auswirkungen nicht ohne Einfluß auf das amtliche 
Organ der Bundesregierung, dem Bulletin, geblieben. Zu- 
j sätzliche Veröffentlichungen, wie die Dokumentation zur 
1 Deutschlandpolitik (Erfurt/Kassel) und zur Ostpolitik (Mos- 
j kauer- Vertrag/ Warschauer- Vertrag), das Aktionsprogramm 
■ sowie Berichte der Bundesregierung zu inneren politischen 
I Reformen waren für eine umfassende Unterrichtung von 
! breiten Schichten der deutschen Bevölkerung unabweisbar 
I notwendig geworden. Dies hatte erhöhte Auflagen in ver- 
mehrtem Umfang zur Folge. Kostensteigernd wirkten sich 
zudem Preiserhöhungen im grafischen Gewerbe, die Her- 
stellung von Sonderdrucken und erhöhte Versandkosten aus. 

Die Mehrausgabe war als Folge der außergewöhnlichen 
politischen Ereignisse unvorhergesehen, 

Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 532 01 und Tit. 812 31. 


Informationstagungen 

i Die politischen Ereignisse des Jahres 1970 haben das Infor- 
mationsbedürfnis in allen Teilen der Bevölkerung sprung- 
haft ansteigen lassen. Die Nachfrage nach den vom BPA 
veranstalteten Informationstagungen, bei denen ein per- 
sönlicher Eindruck von der Arbeit des Parlaments und 
der Bundesregierung ermittelt werden soll, war daher ent- 
sprechend groß. Mit den vorhandenen Mitteln konnte die- 
sem Anliegen nicht ausreichend Rechnung getragen wer- 
den. 

Die Informationstagungen waren so im Interesse der politi- 
schen Öffentlichkeitsarbeit unabweisbar. Es war unvorher- 
gesehen, daß gerade in diesem Bereich der Öffentlichkeits- 
arbeit von der Möglichkeit der persönlichen Unterrichtung 
in einem so hohen Ausmaß Gebrauch gemacht werden würde. 

Einsparung innerhalb des Kap. 04 03. 
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Haushalts- 

betrag 

1970 

DM 


An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 


2 1 3 


Begründung 


4 


noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


40 000, — 4 600,96 Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 

Unterbringungsschwierigkeiten von Amtsangehörigen zwan- 
gen zur Anmietung eines Bürogebäudes in Bad Godesberg, 

; Scharnhorststr. 4. Da sich in diesem Dienstgebäude kein 
Fiimvorführraum befand, mußte für die dort untergebrach- 
ten Filmreferate ein Raum entsprechend eingerichtet wer- 
den. Die Maßnahme konnte nicht in den Haushalt 1971 oder 
i 1972 verschoben werden, da erhebliche Lieferzeiten für 
die Beschaffung der Geräte seitens der Lieferfirmen be- 
standen. Die jetzige Anlage konnte nur durch einen beson- 
deren Umstand kurzfristig beschafft werden (vgl. auch über- 
planmäßige Ausgabe bei Kap. 04 03 Tit. 812 02). 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da das Fehlen eines 
Filmvorführraumes zu untragbaren Arbeitsverhältnissen ge- 
: führt hätte. Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 
konnte mit diesen Ausgaben nicht gerechnet werden, da der 
Hausbesitzer sich zunächst geweigert hatte, den erforder- 
lichen baulichen Veränderungen zuzustimmen. Die Mehr- 
; ausgabe war daher unvorhergesehen. 

; Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 532 31. 


25 000, — I 12 950,65 I Erwerb von Dienstfahrzeugen 

I Ein für 1971 zur Aussonderung vorgesehenes Kraftfahrzeug 
I mußte infolge eines Verkehrsunfalls kurzfristig ersetzt wer- 
1 ! den. Eine Wiederherstellung des Fahrzeugs kam nach dem 

j Gutachten eines Sachverständigen und dem Unfall-Gutach- 
I ten des technischen Beamten für das Kraftfahrzeugwesen 

I beim BMF aus wirtschaftlichen Gründen nicht in Betracht. 

I Zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes war eine sofor- 

I tige Ersatzbeschaffung notwendig. 

I j Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 532 31. 


423 000, — 70 271,86 | Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 

I ständen im Inland (Technik) 

Unterbringungsschwierigkeiten von Amtsangehörigen zwan- 
gen zur Anmietung eines Bürogebäudes in Bad Godesberg, 
Scharnhorststr. 4. Da sich in diesem Dienstgebäude kein 
Filmvorführraum befand, mußte für die dort untergebrach- 
ten Filmreferate ein Raum entsprechend eingerichtet wer- 
den. Die Maßnahme konnte nicht in den Haushalt 1971 oder 
1972 verschoben werden, da erhebliche Lieferzeiten für die 
Beschaffung der Geräte seitens der Lieferfirmen bestanden. 
Die jetzige Anlage konnte nur durch einen besonderen Um- 
stand kurzfristig beschafft werden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da das Fehlen eines 
I Filmvorführraumes zu untragbaren Arbeitsverhältnissen ge- 
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j An über- und 
Haushalts- | außerplan- 

betrag ' mäßigen Aus- 
1970 gabemittein sind 

zugewiesen 

DM DM 

2 ! 3 


Begründung 


4 


noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt ■ — 


i führt hätte. Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 
konnte mit diesen Ausgaben nicht gerechnet werden, da der 
Hausbesitzer sich zunächst geweigert hatte, den erforder- 
lichen baulichen Veränderungen zuzustimmen. 

Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen. 

Vergleiche auch überplanmäßige Ausgabe bei Kap. 04 03 
Tit. 711 01. 

Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 532 31 und Tit. 812 01. 


30 000,— ! 


825 000,— 


785 000 — 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

4 962,16 Kosten für außeramtliche übersetzungs- und Dolmetscher- 
tätigkeit 

Die erhebliche Zunahme von Verhandlungen und Konferen- 
zen und die sich daraus ergebenden Terminüberschneidungen 
zwangen zu einer stärkeren Heranziehung freiberuflicher 
Konferenzdolmetscher und Übersetzer. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Deckung gemäß § 6 (2) HG 1970 ist in Anspruch genommen 
worden. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 532 01. 


378 245,68 i Kosten der Kommissionen^ Arbeitsdelegationen und inter- 
nationalen Konferenzen, sofern das Auswärtige Amt maß- 
gebenden Einfluß auf die Ausführung hat 

Die Höhe der Ausgaben konnte bei der Veranschlagung nur 
j geschätzt werden. Die in Bewegung geratene Politik zur Ent- 
: Spannung der Nachkriegssituation erforderte aber in ver- 
; stärktem Maße zwischenstaatliche Verhandlungen. 

Die Anzahl und die Kosten der dadurch notwendig gewor- 
denen Delegationsreisen führten zu der unvorhergesehenen 
und unabweisbaren überplanmäßigen Ausgabe. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 51 . 


194 770,83 


Außerordentliche Ausgaben des auswärtigen Dienstes, die 
sich aus den Besonderheiten dieses Dienstzweiges ergeben 

Der Bedarf konnte im Zeitpunkt der Veranschlagung nur 
geschätzt werden. Im wesentlichen handelt es sich hier um 
Ausgaben, die dem Auswärtigen Amt aus der ihm obliegen- 
den Repräsentation der Bundesregierung durch repräsenta- 
tive Aufwendungen bei zwischenstaatlichen Verhandlungen 
und durch die Beschaffung von Ehrengeschenken erwachsen. 
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Kap. 

Tit. 


Haushalts- 

betrag 

1970 

DM 


An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 


1 


2 


3 


Begründung 


4 



I 

I 


05 02 ; 500 000,— j 

532 04 ! 


05 02 550 000,— 

686 01 


05 02 12 000,— 

I 

686 03 


noch Einzelplan 05 — - Auswärtiges Amt — 


Die unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausgabe stand 
. in unmittelbarem Zusammenhang mit der in Bewegung ge- 
I ratenen Politik der Entspannung der Nachkriegssituation. 

' Der Titel ist auch in einem gewissen Sachzusammenhang mit 
dem Delegationsfonds (Kap. 05 02 Tit. 532 02) zu sehen, der 
gleichfalls überplanmäßig verstärkt werden mußte. 

j Einsparung innerhalb des Einzelplans 05. 


778 946,62 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 05. 


Kosten von Staatsbesuchen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land 

Der Haushaltsansatz beruht auf einer Schätzung. Die veran- 
schlagten Mittel reichten daher nicht aus, um alle Ausgaben 
zu decken, die sich durch die Abwicklung der Besuche er- 
gaben. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


104 480,13 


Unterstützungen und Beihilfen für Deutsche im Ausland 


Der Haushaltsansatz ist geschätzt. Der tatsächliche Bedarf 
hängt aber sowohl von der Entwicklung und dem Umfang 
des Reiseverkehrs und der in diesem Zusammenhang not- 
wendig werdenden Heimschaffungen, als auch von möglichen 
krisenhaften Zuspitzungen der internationalen Lage ab. 

Im Jahre 1970 sind bei diesem Titel insgesamt 1 610 530,66 
DM verausgabt worden; der Gesamtausgabe standen Rück- 
flüsse in Höhe von 956 050,53 DM gegenüber. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 09. 


13 902,84 


Beitrag zu den Kosten des Ausschusses gemäß Artikel 8 des 
Internationalen Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form 
von Rassendiskriminierung 


Die Höhe des Beitrags konnte bei Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1970 nur geschätzt werden. Die Mittel reichten 
jedoch zur Erfüllung der sich später ergebenden deutschen 
Beitragsverpflichtung nicht aus. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 51 und Tit. 686 61. 
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An über- und 
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betrag 

1 mäßigen Aus- 

1970 

gabemitteln sind 1 


; zugewiesen ! 

DM 

DM ! 

2 

1 3 i 


Begründung 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


1 500 000 — 


109 120,92 Beitrag an die Wirtschaftskommission der Vereinten Natio- 
nen für Europa (ECE) 

Die Höhe des deutschen Beitrags war bei Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1970 noch nicht bekannt, da die ECE 
z. Z. noch keine Angaben über die endgültige Höhe ihres 
Haushalts machen konnte. Der deutsche Beitrag wurde daher 
zunächst geschätzt. 

Die Mittel reichten jedoch zur Erfüllung der sich später 
ergebenden deutschen Beitragsverpflichtung nicht aus. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung innerhalb des Einzelplans 05. 


3 000 000,— i 


i 


8 460 000,— 


14 327 660,34 


Für humanitäre und andere sofortige Hilfsmaßnahmen im 
Ausland außerhalb der Entwicklungshilfe 


Der Haushaltsansatz ist geschätzt, Zahl, Umfang und Auswir- 
kungen der Naturkatastrophen im Jahr 1970 haben zwangs- 
läufig zu einer Überschreitung des Ansatzes geführt. Insbe- 
sondere das Erdbeben in Peru, die Überschwemmung in 
Rumänien und die Flutkatastrophe in Ost-Pakistan machten 
eine sofortige Hilfe der Bundesregierung notwendig. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers der Finanzen vom 11. Dezember 
1970 — II C/3 — AA 0260 — 72/70 II — über die Mehraus- 
gabe unterrichtet worden ( § 37 Abs. 4 BHO). 


Einsparung bei 

Kap. 05 02 Tit. 686 23 (3 000 000,— DM); 

im übrigen zu Lasten des 

Gesamthaushalts (11 327 660,34 DM). 


73 551,52 


Beitrag an die Organisation der Vereinten Nationen für Er- 
ziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) 


Der Haushaltsansatz wurde aufgrund einer im Zusammen- 
hang mit der DM-Aufwertung abgerundeten Berechnung ver- 
anschlagt. 

Die sich später ergebende tatsächliche deutsche Beitragsver- 
pflichtung lag über dem geschätzten Betrag. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar, 
i Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 686 23. 
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05 02 
686 22 


35 700 — 


05 02 
896 51 


25 500 000,— 


05 03 
515 02 


490 000 — 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


106941,91 I Rückzahlung einer im Jahre 1962 gezahlten Kaution, 4, Teil- 
I betrag 

Zur Sicherung des ungestörten Besitzes des Mieters oder 
seiner Rechtsnachfolger hatte der Vermieter eines an die 
Zweigstelle des Goethe-Instituts in Djakarta vermieteten 
Gebäudes im Jahre 1962 eine Kaution gezahlt, die in zehn 
j jährlichen Raten ab 1967 zurückgezahlt werden sollte. 

Die im Bundeshaushalt in den Jahren 1967, 1968 und 1969 
vorgesehenen Rückzahlungsraten wurden aber zunächst zu- 
rückbehalten, weil die Gefahr der Besitzstörung fortbestand. 
Die veranschlagten Beträge wurden eingespart. 

Nachdem jetzt der Anspruchsberechtigte die notwendigen 
Voraussetzungen erfüllt hat, war der Bund rechtlich ver- 
pflichtet, die rückständigen drei Jahresraten im Haushalts- 
jahr 1970 zu zahlen. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung innerhalb des Einzelplans 05. 


1 093 660,32 Baumaßnahmen zur Förderung des deutschen Schulwesens 
j im Ausland 

Die Kosten des Neubaus der Deutschen Schule in Paris er- 
höhten sich infolge gestiegener Baupreise und steuerlicher 
Belastungen in unerwartetem Maße. Diese zwangsläufigen 
Mehrkosten und der Baufortschritt führten zu einer unvorher- 
gesehenen und unabweisbaren Mehrausgabe. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO wurde zugelassen, daß die 
Mehrausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung ange- 
rechnet wird. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 896 41. 


178 746,20 


Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände in Amts-, 
Dienst- und Werkdienstwohnungen 


Nach der neuen Haushaltssystematik müssen ab 1969 Be- 
schaffungen, die im Einzelfall die Wertgrenze von 10 000 DM 
überschreiten, bei den Ausgaben für Investitionen ausge- 
bracht werden. Da bei Vorbereitung des Verwaltungshaus- 
halts 1970 71 Ergebnisse aus dem Haushaltsjahr 1969 noch 
nicht Vorlagen, konnte der Bedarf bei Kap. 05 03 Tit. 515 02 
■ für 1970 nur geschätzt werden. Der geschätzte Betrag hat 
j sich aber als zu niedrig erwiesen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

: Deckung gemäß § 6 Abs. 2 HG 1970 ist in Anspruch genom- 
men worden. 


Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 529 02. 
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i 


i 

I 


05 03 ! 42 500,— 

739 57 I 


05 03 

apl. 
739 58 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


1 191 353,28 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Die Mehrausgabe ist auf die bei der Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1970 nicht vorherzusehenden Kursverluste 
durch die Aufwertung der Deutschen Mark zurückzuführen. 

Deckung gemäß § 6 Abs, 2 HG 1970 ist in Anspruch genom- 
men worden. 

1 Einsparung innerhalb des Einzelplans 05. 

1 716 308,96 Neubau eines Dienstgebäudes für die Botschaft und eines 
(Vorgriff) Dienstwehngebäudes für den Botschafter in Brasilia — 4. Teil- 
betrag — 


I Die Mehrausgabe ist auf eine schnellere Abwicklung des Bau- 
j Vorhabens zurückzuführen. Auf Grund abgeschlossener Lei- 
! stungsverträge und wegen der zu beachtenden Wirtschaft- 
I lichkeit konnte die Bezahlung angefallener Rechnungen nicht 
' zurückgestelit werden. 

I Es handelt sich um eine Mehrausgabe bei übertragbaren Aus- 
■ gaben (Vorgriff) gemäß § 37 (6) BHO, die auf die nächst- 
j jährige Bewilligung für den gleichen Zweck anzurechnen ist. 


116 999,73 


Neubau eines Dienstwohngebäudes für den Botschafter und 
von Dienstwohnungen in Kigali, Restbetrag 


! Die Mehrausgabe ist auf eine Erhöhung der Baukosten von 
I 830 500 DM auf 1 075 500 DM zurückzuführen. Sie war unvor- 
hergesehen und unabweisbar. 

! Eine Behandlung der Mehrausgabe als Vorgriff erfolgte ge- 
I maß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO nicht, da es sich um eine aus- 
j laufende Baumaßnahme handelte. 

I 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 739 99. 


69 429,09 


Neubau eines Dienstgebäudes für die Botschaft, eines Dienst- 
wohngebäudes für den Botschafter und von Dienstwohnun- 
gen in Monrovia 


j Die Abwicklung des einbehaltenen Sicherheitsbetrages 
j (Schlußzahlung) hatte sich infolge von Differenzen zwischen 
der Firma Vianini in Monrovia und der Bundesbaudirektion 
verzögert. Nachdem eine Einigung mit der Baufirma erzielt 
worden war, konnte die Schlußzahlung geleistet werden. Da 
keine Haushaltsreste zur Verfügung standen, mußte dies 
durch eine außerplanmäßige Ausgabe geschehen. 


Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 739 99. 
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05 03 1 000 000,— 

739 61 


05 03 1 000 000,— 

812 02 


05 03 1 110 000,— 

820 02 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

650, — Erwerb eines Grundstücks und Neubau eines Dienstgebäudes 

, für die Botschaft, eines Dienstwohngebäudes für den Bot- 
; schafter und von Dienstwohnungen in Kinshasa 

Der Ansatz war bei der Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1970 abgerundet veranschlagt worden. Die tatsächlichen 
Ausgaben für den Grunderwerb haben sich jedoch durch 
unvorhergesehene Nebenkosten geringfügig um 650 DM 
S erhöht. 

! 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO wurde zugelassen, daß die 
Mehrausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung ange- 
rechnet wird. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 739 99. 


114 698,86 Erwerb von Geräten, Austattungs- und Ausrüstungsgegen- 
(Vorgriff) ständen für die Empfangsräume in den Dienst- und Miet- 
wohnungen der Botschafter, Gesandten, Ständigen Geschäfts- 
träger, Leiter von Handelsvertretungen sowie Generalkon- 
suln, denen amtliche Empfangsräume zuerkannt worden 
sind, einschließlich Transportkosten 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß die für 
1971 vorgesehene Verbesserung der Ausstattung der Emp- 
fangsräume in der Residenz in Stockholm wegen des Be- 
suchs des Herrn Bundespräsidenten schon 1970 durchge- 
führt werden mußte. Die für 1971 ebenfalls vorgesehene Aus- 
stattung der Botschaftsresidenz in Abidjan mußte in das 
Haushaltsjahr 1970 vorgezogen werden, da vorzeitig ein be- 
sonders gut geeignetes Objekt angemietet werden konnte. 
Eine vorgesehene Einsparung infolge Verzögerung der Bau- 
maßnahme in Brasilia konnte wider Erwarten nicht erfolgen, 
da dieses Bauvorhaben zügiger abgewickelt wurde. 

Es handelt sich um eine Mehrausgabe bei übertragbaren 
Ausgaben (Vorgriff) gemäß § 37 (6) BHO, die auf die nächst- 
jährige Bewilligung für den gleichen Zweck anzurechnen ist. 


1 621 516,85 Erwerb von unbebauten Grundstücken für die räumliche 
(Vorgriff) Unterbringung der Vertretungen des Bundes im Ausland 
und für die Beschaffung von Dienstwohnungen für Botschaf- 
ter, Gesandte und Ständige Geschäftsträger, soweit nicht im 
I Zusammenhang mit Neubauten unter Tit. 711 02 und fol- 
I gende besonders veranschlagt 

I Für die bisher sehr unzulänglich untergebrachte Handels- 
I Vertretung in Helsinki wurde unvorhergesehen ein geeig- 
I netes Grundstück angeboten. Die Mittel für den Erwerb 
: waren im wesentlichen erst für das folgende Haushaltsjahr 
vorgesehen. Weil bei Zahlung des Kaufpreises in einer 
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noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

Summe zum 1. Oktober 1970 jedoch ein Preisnachlaß von 
10 V. H. erzielt werden konnte, wurde die Maßnahme vor- 
gezogen. 

Es handelt sich um einen Vorgriff, der gemäß § 37 (6) BHO 
auf die nächstjährige Bewilligung für den gleichen Zweck 
anzurechnen ist. 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 01 ! 283 000 — 

512 01 j 


18 996,73 


Bücher und Zeitschriften 


Die Mehrausgabe ist durch die zusätzlichen Aufgaben und 
Aufgabenerweiterungen in der Gesetzgebungsarbeit (Raum- 
ordnung, Umweltschutz, Reformgruppen, Sport u. a.) zwangs- 
läufig entstanden. Dazu kommen Mehrkosten für erhöhten 
Druckereibedarf der hauseigenen Druckerei, zusätzliche Be- 
schaffung von Büchern und Fachzeitschriften und eine etwa 
15Vüige Preissteigerung im Laufe des Haushaltsjahres. 

Die Mehrausgabe war zur Aufrechterhaltung des Dienst- 
betriebes unabweisbar und konnte bei Aufstellung des Bun- 
deshaushalts 1970 nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 06 12 Tit. 526 02. 


06 02 14 000,— 

532 02 


06 02 70 000,— 

532 06 


62 117,01 


Kosten für Veranstaltungen der Bundesregierung aus beson- 
deren Anlässen 


Die Mehrausgabe war zur Deckung der von der Bundesregie- 
rung übernommenen Kosten aus Anlaß des Ablebens des 
früheren Reichskanzlers Brüning, der Bundesminister a. D. 
Etzel und Wiihelmi sowie der Kosten des Staatsbegräbnisses 
für den verstorbenen Bundesminister a. D. Lemmer erforder- 
lich. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 


Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 653 01. 


57 516,88 


I 


Kosten der Ersten Europäischen Konferenz der für Raumord- 
nungsfragen zuständigen Minister 

Bei der Veranschlagung des Haushaltsansatzes wurde davon 
ausgegangen, daß mit 100 Teilnehmern aus 20 europäischen 
Staaten zu rechnen sei. Insgesamt haben aber an der Kon- 
ferenz über 400 offizielle Vertreter aus 17 europäischen 
Staaten, drei Beobachterstaaten und aus acht internationa- 
len Organisationen teilgenommen. Darüber hinaus mußten 
für eine erheblich umfangreichere Teilnahme der in- und aus- 
ländischen Presse sowie für das Fernsehen zusätzliche Räume, 
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noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


Fernsprecheinrichtungen, Möbel, Schreibmaschinen usw. be- 
reitgestellt werden. 

Die Mehrausgabe war zur Durchführung der internationalen 
Ministerkonferenz unabweisbar. Die enorm hohe Beteiligung 
der offiziellen Vertreter und der Presse konnte bei Aufstel- 
lung des Haushaltsvoranschlages nicht vorhergesehen wer- 
den. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 893 01 (7 516,88 DM) und 

Tit. 893 02 (50 000,— DM). 


30 000, — j 11 173,40 : Förderung des Erfahrungsaustauschs mit Persönlichkeiten 

i und internationalen Organisationen auf dem Gebiete des Um- 

weltschutzes 

j Zur Finanzierung einer Reise von sechs Experten zum zwei- 

I ten internationalen Kongreß „Reinhaltung der Luft" in Wa- 

I shington (5. bis 11. Dezember 1970) standen keine planmäßi- 

I gen Mittel zur Verfügung. 

I Auf die Durchführung der Reise sowie auch auf die Zahl der 

! Beteiligten, die aus den HO Arbeitsgruppen der VDI-Kom- 

i mission „Reinhaltung der Luft" sorgfältig ausgewählt wur- 

den (entsprechend dem Reisezweck waren hierbei verschie- 
dene Fachgebiete zu berücksichtigen), konnte nicht verzichtet 
werden. 

Der Zweck der Teilnahme an dem Kongreß bestand darin, 
die „Anleitung zur Reinhaltung der Luft" vom 8. September 
1964 auf den neuesten Stand zu bringen und zu erweitern, 
so daß sie als Grundlage für das Bundesimmissionsschutz- 
gesetz dienen kann. 

Nach dem Sofortprogramm der Bundesregierung für den Um- 
weltschutz soll der Gesetzentwurf spätestens im Juni 1971 
I dem Kabinett vorgelegt werden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 

I Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 531 02. 


40 000, — 552 393,43 ' Kosten der Bundestagswahl 

I Die Kosten der Bundestagswahl 1969 sind im Bundeshaus- 

haltsplan 1969 nur in Höhe der tatsächlichen Bundestagswahl- 
I : kosten 1965 von rd. 9 000 000 DM veranschlagt worden. Die 

, Erhöhung der Bundestagswahlkosten 1969 war durch die 
I ; jährlichen Kostensteigerungen bedingt, die bei Aufstellung 

! I des Bundeshaushaltsplans 1970 nicht vorhergesehen werden 

! konnten. 

, Die Ausgaben waren nach § 51 Bundeswahlgesetz unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 653 01. 
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06 02 
71201 


2 000 000 — 


2 103 096,85 Neubau von Funkhäusern für die Rundfunkanstalten Deut- 
sche Welle und Deutschlandfunk einschließlich Erstausstat- 
tung und Grunderwerb — 1. Teilbetrag — 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
: seiner 178. Sitzung am 2. Juli 1969 von der Errichtung von 
; Funkhausneubauten für die Deutsche Welle und den Deutsch- 
; landfunk zustimmend Kenntnis genommen. Beide Anstalten 
haben im Jahre 1970 Wettbewerbsverfahren für die Bau- 
planungen durchgeführt. Die Mehrausgaben sind durch Pla- 
nungskosten entstanden, deren Höhe bei der Größenord- 
nung der Funkhausneubauten unter besonderer Berücksich- 
tigung der rundfunktechnischen Anforderungen im Zeitpunkt 
I der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 nicht vorher- 
I gesehen werden konnten. 

I Die Mehrausgabe war im Hinblick auf die derzeitige unzu- 
1 längliche Unterbringung der beiden Rundfunkanstalten und 
' die anerkannte Notwendigkeit zur Errichtung von Funkhaus- 
I neubauten unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 422 01. 


06 02 
893 04 


2 800 000,— 


1 670 000,— 


Zuschuß für den Erweiterungsbau Süd (Verwaltungsneubau) 
der Deutschen Bibliothek — 4. Teilbetrag — 


Für den Erweiterungsbau Süd der Deutschen Bibliothek sind 
im Haushaltsjahr 1970 2 800 000 DM veranschlagt. Zur Be- 
gleichung der bis zum Jahresende 1970 anfallenden Ab- 
schlags- und Schlußrechnungen und um den vertraglichen 
Verpflichtungen nachkommen zu können, waren weitere 
Haushaltsmittel in Höhe von 1 670 000 DM erforderlich. 

Die Mehrausgabe war 

a) zur Fortführung der Bauarbeiten unabweisbar, da andern- 
falls Ende September 1970 die Bauarbeiten hätten einge- 
stellt werden müssen und konnte 

b) bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 nicht vor- 
hergesehen werden. 

Einsparung bei 

Kap. 0640 Tit. 863 03 = (1 500 000,— DM) und 
Tit. 893 05 - (170 000,— DM). 


06 02 
893 15 


46 000 000,— 


19 483 405,66 


Zuschuß des Bundes zum Bau von Sportanlagen und Einrich- 
tungen für die Spiele der XX. Olympiade 1972 — 4. Teil- 
betrag — 


Im Bundeshaushaltsplan 1970 sind 46 Millionen DM für den 
! Zuschuß des Bundes zum Bau von Sportanlagen und Einrich- 
I tungen für die Spiele der XX. Olympiade 1972 veranschlagt, 
j Wegen des zügigen Baufortschritts mußten entgegen den bis- 
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noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

herigen Erwartungen im Jahre 1970 insgesamt 82 515 005,66 
DM für Investitionsmaßnahmen in München und Kiel zur 
Verfügung gestellt werden, um die Verpflichtung des Bundes, 
ein Drittel des Zuschußbedarfs zu decken, erfüllen zu kön- 
nen. Es standen aber nur die genannten 46 Millionen DM 
im Bundeshaushaltsplan 1970 und weitere 17 031 600 DM aus 
Ausgaberesten, zusammen also 63 031 600 DM zur Verfü- 
gung, so daß es der Bereitstellung weiterer Mittel in Höhe 
von 19 483 405,66 DM bedurfte. Das bedeutet keine Kosten- 
erhöhung, sondern die Vorwegnahme von Leistungen, die 
für einen späteren Zeitpunkt erwartet und eingeplant wor- 
den sind. 

Die Mehrausgabe war 

a) zur zügigen Fortführung der Olympiabauten unabweisbar 
und konnte 

b) bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans im Frühjahr 
1969 in Umfang und Höhe noch nicht vorhergesehen wer- 
den. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers der Finanzen vom 6. Oktober 1970 
— II C/4 — I 0250 — 77/70 II — - über die Mehrausgabe unter- 
richtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


06 08 
812 01 


111 000,— 


87 500,— 


Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 
ständen im Inland für Verwaltungszwecke 


Um die Kapazität der Datenverarbeitungsanlage Siemens 
4004/55 voll ausnutzen zu können, war die Beschaffung eines 
zweiten Beleglesers mit einem Kostenbetrag von 70 000 DM 
notwendig. Damit können gleichzeitig mehrere Programme 
gestartet und mit Lochkartenmaterial versorgt werden. 

Weiterhin war die Beschaffung eines Reißers zur Trennung 
von Endlosvordrucken zum Preis von 17 500 DM unumgäng- 
lich, weil das bisher benutzte Querschneidegerät die genaue 
Maßhaltigkeit der Belege nicht gewährleistet und damit die 
weitere Verarbeitung gefährdet. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil durch den Einsatz 
des zweiten Lochkartenlesers und des Endlosreißers der 
Multiprogramming-Betrieb und damit die volle Rentabilität 
des EDV-Systems 4004/55 gesichert wird. 

Die Notwendigkeit der Anschaffung der Geräte war bei Auf- 
stellung des Haushaltsvoranschlages 1970 nicht vorherge- 
sehen, da die EDV-Anlage erst am 23. März 1970 betriebs- 
bereit war und der Arbeitsablauf inzwischen die zwingende 
Notwendigkeit zur Anschaffung der Geräte ergeben hat. 

Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 812 02. 
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06 10 1 

68 200,— 

3 912,54 

Verbrauchsmittel sowie Munition 


522 01 


Die Mehrausgabe war 

a) unvorhergesehen, da durch die Zunahme der dem Bundes- 
kriminalamt von Polizeibehörden und Staatsanwaltschaf- 
ten übersandten Untersuchungsaufträge kriminaltech- 
nischer Art sowie infolge starker Preiserhöhungen für das 
dazu benötigte kriminaltechnische Verbrauchsmaterial 
(Laborbedarf u. a.) höhere Beträge aufgewendet wurden, 
als zum Zeitpunkt der Aufstellung des Haushaltsplans 
abzusehen war, 


b) unabweisbar, da die Untersuchungsaufträge im Interesse 
einer zügigen Strafverfolgung nicht aufgeschoben werden 
konnten. 


Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 531 01. 


06 10 
526 01 


2 000 — 


1 613,69 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Für die Führung eines Rechtsstreites wegen eines Ölunfalls 
bei der Sicherungsgruppe des Bundeskriminalamtes sind 
Rechtsanwaltskosten entstanden, deren Höhe bei Aufstellung 
des Bundeshaushalts 1970 nicht vorhergesehen werden 
konnte. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und zur Wahrung der 
Interessen des Bundes erforderlich. 


Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 531 01. 


06 10 
526 02 


63 300 — 


Kosten für Sachverständige 


Durch den geplanten erheblichen Ausbau des Bundeskrimi- 
nalamtes ist es notwendig geworden, die Arbeitsabläufe 
innerhalb des Amtes sowie die organisatorischen Probleme 
des Verkehrs mit den kriminalpolizeilichen Dienststellen der 
Länder und der Interpol durch eine unabhängige Firma für 
Unternehmensberatung untersuchen und Vorschläge für Ver- 
besserungen erarbeiten zu lassen. 

Die Ausgabe war 

a) unvorhergesehen, weil ursprünglich vorgesehen war, die 
Untersuchung durch eine amtsinnere Kommission durch- 
führen zu lassen, 

b) unabweisbar, da nur durch erfahrene Fachleute auf dem 
Gebiet des Organisationswesens entscheidende Verbes- 
serungsmöglichkeiten aufgezeigt werden können. 


Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 515 05. 
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160 000 — 


54 421,81 


Reisekostenvergütung für Inlandsdienstreisen 


Bei der Durchführung der Sicherungsaufgaben anläßlich des 
Treffens zwischen Bundeskanzler Brandt und dem Vorsitzen- 
den des Ministerrates Stoph am 21. Mai 1970 in Kassel sowie 
auf Grund der dem Bundeskriminalamt in zunehmendem Um- 
fang übertragenen Aufgaben auf dem Gebiet der Strafver- 
folgung nach § 4 des Gesetzes über die Einrichtung eines 
Bundeskriminalpolizeiamtes entstanden erhebliche Mehraus- 
gaben für Inlandsdienstreisen. 

Die Mehrausgabe war 

a) unvorhergesehen, weil zum Zeitpunkt der Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1970 Kosten für das „Kasseler Tref- 
fen^' nicht eingeplant werden konnten und der Umfang 
der Ermittlungstätigkeit nicht zu übersehen war, 

b) unabweisbar, weil sie zur Erfüllung der gesetzlichen Auf- 
gaben des Bundeskriminalamtes zwingend notwendig 
waren. 


Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 515 05. 


29 900.— 


846,41 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Aus Sicherheitsgründen ist die Aufnahme des Ausländer- 
zentralregisters auf eine EDV-Anlage beim Bundesverwal- 
tungsamt eine vordringliche Aufgabe. Zur Gewinnung quali- 
fizierten Personals war es unabweisbar notwendig, rechtzeitig 
Stellenaussdireibungen vorzunehmen, um die Einrichtung 
und den Betrieb der Datenverarbeitung zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt im Jahre 1971 sicherzustellen. 

Die dadurch im Haushaltsjahr 1970 entstandenen Mehrkosten 
waren bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 
nicht vorhergesehen. 


Einsparung bei Kap. 06 15 Tit. 422 01. 


200 000 ,— 


48 932,92 


Einsatz in Sonderfällen, Katastropheneinsatz 


Das Technische Hilfswerk ist während der Hochwasserkata- 
strophen im Mai 1970 im Saarland und im August 1970 in 
Bayern (Voralpengebiet) auf Antrag der örtlichen Behörden 
und auf Ersuchen von Privatpersonen zur xA^bwehr und Be- 
seitigung von Hochwasserschäden tätig geworden. Die Auf- 
wendungen des THW (Verdienstausfall, Verpflegungskosten, 
Betriebsstoffverbrauch) sind von den im voraus nicht zu 
übersehenden Einsätzen abhängig. 

Die Mehrausgabe war 

a) unvorhergesehen, weil der großen Hochwasserkatastro- 
phe im Februar 1970 noch zwei weitere folgten und 
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' b) unabweisbar, weil der sofortige Einsatz des TRW erfor- 
derlich war. 

I 

I Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 525 01. 


06 19 
532 32 


2 000 000 — j 


1 

i 


251 187,20 


Ausgaben der Ortsverbände 


Das TRW konnte im Rahmen der Überleitung in den Kata- 
strophenschutz die ihm übertragenen Aufgaben nur durch 
Neugründungen von Ortsverbänden und Intensivierung der 
j Ausbildung von Reifem erfüllen. Des weiteren waren un- 
* erwartete Ersatz- und Ergänzungsbeschaffungen infolge Aus- 
sonderung der Geräte und Arbeitsmaschinen notwendig. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die in 
Kap. 36 04 für die erweiterten Aufgaben des TRW im Rah- 
men des Katastrophenschutzes veranschlagten Ausgaben aus 
haushaltstechnischen Gründen nicht in Anspruch genommen 
werden konnten. Sie war unabweisbar, weil die gesetzliche 
Mitwirkung des TRW im Katastrophenschutz gewährleistet 
bleiben mußte. 


Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 712 52. 


06 21 32 049 400,— : 

1 

685 11 I 

i 


I 


1 349 766,83 


Zuschüsse für laufende Zwecke 


Mit dem Bericht der Bundesregierung über die Möglichkei- 
ten einer Verstärkung der zivilen Verteidigung vom 13. Fe- 
bruar 1970 (Drucksache VI/386) hat der Bundesverband für 
den Selbstschutz eine neue programmatische Grundlage erhal- 
ten. Die Öffentlichkeitsarbeit auf dem Gebiet des Zivilschutzes, 
ist danach zu intensivieren. Im Jahre 1970 war insbesondere 
durch Großveranstaltungen das zurückgegangene Interesse 
der Reifer des Verbandes sowie der Öffentlichkeit an der 
zivilen Verteidigung wieder zu wecken. Ferner konnte in 
Anbetracht der Neukonzeption die stärkere Aufgabe von 
Liegenschaften, von der bei der Aufstellung des Raushalts 
ausgegangen worden war, nicht weiter verfolgt werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil sie auf einer 
erst im laufenden Raushaltsjahr beschlossenen Konzeption 
beruhte und unabweisbar, weil die vorhergesehene Inten- 
sivierung der Öffentlichkeitsarbeit keinen Aufschub ge- 
stattete. 


Einsparung bei Kap. 36 04 Tit. 821 61. 


06 25 
51701 


9 500 000 — 


695 593,58 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Die Mehrausgabe war zur Abdeckung erhöhter Kosten für 
die Bewirtschaftung von Grenzschutzunterkünften zwingend 
erforderlich. Sie war unvorhergesehen, weil durch Erhöhung 
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06 25 
522 01 


06 25 ' 

I 

527 04 


365 000 — 


der Preise für Feuerungsmittel (Kohle, Koks, Heizöl) und 
Neuveranlagungen für Müllabfuhr, Straßenreinigung, Be- 
' und Entwässerung unerwartet hohe Kosten entstanden sind, 

; die bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans nicht voraus- 
i berechnet werden konnten 

I und unabweisbar, weil 

1. die Beamten des Bundesgrenzschutzes aufgrund dienst- 
licher Verpflichtung in Gemeinschaftsunterkünften woh- 
nen und eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung der 

I Unterkünfte zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes 
und der Einsatzbereitschaft gewährleistet sein muß; 

2. eine rechtliche Verpflichtung des Bundes zur Zahlung von 
Abgaben und Gebühren sowie von Kosten für Heizung, 

1 Beleuchtung usw. aufgrund von Verträgen und Satzungen 

j besteht. 

I Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 422 01. 


50 735,88 I Einsalzverpflegung 

j Die Mehrausgabe ist dadurch entstanden, daß Einheiten des 
, Bundesgrenzschutzes zur Sicherung der öffentlichen Ordnung 
I auf Flughäfen der BRD eingesetzt werden mußten. 

i 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und konnte bei Aufstel- 
I lung des Haushaltsplans 1970 nicht vorhergesehen werden, 

j Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 422 01. 


70 740,35 Aufwandsvergütungen für Dienstreisen 

Die Mehrausgabe war zur Abdeckung erhöhter Ausgaben 
I infolge verstärkter dienstlicher Verwendung von GS-Beam- 
ten für Sicherungsaufgaben auf Flughäfen und im Grenz- 
streifendienst zwingend erforderlich. 

' Sie war 

j a) unvorhergesehen, weil 

1. der BGS zur Sicherung des Luftverkehrs auf den Flug- 
! häfen Frankfurt (Main) und neuerdings Hamburg- 

Fuhlsbüttel eingesetzt wurde, 

' 2. der Grenzstreifendienst — insbesondere an der 

Grenze zur Tschechoslowakei — aus Sicherheitsgrün- 
I den verstärkt werden mußte und diese Maßnahmen 

bei Aufstellung des Haushalts 1970 nicht berücksich- 
tigt werden konnten, 

b) unabweisbar, weil 

, die Maßnahmen zur Abwehr einer dem Bund drohenden 
, Gefahr erforderlich waren (§ 37 Abs. 1 BHO) und die 
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' Beamten bei Abwesenheit vom Standort aus dienstlichen 
I Gründen einen Rechtsanspruch auf die Abfindung mit 
■ Aufwandsvergütungen nach § 17 BRKG haben. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 422 01. 


699,72 Wohnungszuschüsse für Polizeivollzugsbeamte im Bundes- 
grenzschutz 

Die Ausgabe war für die Gewährung von Wohnungszuschüs- 
sen an Polizeivollzugsbeamte im BGS nach den vom BMI 
erlassenen Richtlinien bestimmt. 

Sie war unvorhergesehen, weil die Bestimmungen über die 
I Gewährung von Wohnungszuschüssen erst nach Aufstellung 
des Haushaltsplans 1970 in Angleichung an die Regelung für 
: die Bundeswehr erlassen werden konnten, und unabweisbar, 
weil Polizeivollzugsbeamte im BGS bei Erfüllung der Voraus- 
I Setzungen einen Rechtsanspruch auf die Gewährung von 
j Wohnungszuschüssen haben. 

I 

I Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 532 01. 


06 26 380 000,— 

532 02 


06 26 54 000 — 

811 01 


14 120,15 Kosten für die Bewachung der Dienststelle und der Lager 
der Beschaffungsstelle 

I Mehrausgabe infolge unvorhergesehener Erhöhung der Stun- 
denlöhne im Bewachungsgewerbe im Laufe des Haushalts- 
jahres 1970. 

} Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar, 
da sie auf vertraglicher Zahlungsverpflichtung beruht. 

I Einsparung bei Kap. 06 26 Tit. 515 04. 


6 053,12 Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Infolge Preiserhöhungen durch die Automobilindustrie ab 
1. Juli 1970 reicht der für die erstmalige Anschaffung bzw. 
Ersatzbeschaffung von Dienstfahrzeugen veranschlagte Be- 
trag nicht aus. 

Die Mehrausgabe war bei der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1970 unvorhergesehen. Da die Beschaffungsstelle 
des BMI die Fahrzeuge für die Aufrechterhaltung ihres 
Dienstbetriebes dringend benötigte, war die Mehrausgabe 
unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 26 Tit. 517 01. 
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15 688,87 Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 

812 01 



ständen im Inland 


Wegen der Verlegung der Beschaffungsstelle in das ehe- 
malige Haus IV des BMWi war der Umbau einer neuen 
Fernsprechnebenstellenanlage erforderlich. Bei Durchführung 
der Maßnahme entstanden durch Forderungen der Bundes- 
post für unvorhergesehene Kabelverlegung und Erneuerung 
von Querleitungsübertrager zwangsläufig Mehrausgaben von 
10 706,99 DM. Infolge Preiserhöhung bei der Lieferfirma 
stiegen die Kosten für die Beschaffung eines Klimaschrankes 
für die Fernmeldemeß- und Prüfstelle um 4 981,88 DM an. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 06 26 Tit. 517 01. 


06 33 16 000, — I 5 630,18 | Geschäftsbedarf 


511 01 


I 

06 33 ; 9 500,— 

512 01 I 


Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 wurde 
davon ausgegangen, daß die Zahl der Asylsuchenden abneh- 
men würde. Dies ist nicht eingetreten. Außer einer noch sehr 
großen Anzahl von Antragstellern aus der CSSR haben eine 
unvorhergesehene Anzahl neuer Asylsuchender, vor allem 
aus außereuropäischen Ländern, ihre Anträge auf Anerken- 
nung vorgelegt. 

Die Mehrausgaben waren zur Durchführung des gesetzlichen 
Auftrages und zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes 
unabweisbar und konnten bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1970 nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 06 33 Tit. 422 01. 


6 856,36 I Bücher und Zeitschriften 

I Begründung wie zu Titel 511 01. 

i 

; Einsparung bei 

I Kap. 06 33 Tit. 422 01 (1 148,74 DM) und 
Tit. 422 02 (5 707,62 DM) 


i 

06 33 33 000,— i 

513 01 I 


3 969,99 Post- und Fernmeldegebühren 

Begründung wie zu Titel 511 01 . 
Einsparung bei Kap. 06 35 Tit. 422 02. 
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06 33 
519 01 


11 700 — 


8 508,49 


Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 


Begründung wie zu Titel 511 01. 
Einsparung bei Kap. 06 33 Tit. 422 02. 


06 33 
539 99 


1 500,— 


1 066,15 


Vermischte Verwaltungsausgaben 

Begründung wie zu Titel 511 01. 
Einsparung bei Kap. 06 33 Tit. 422 02. 


06 40 ; 4 000 000, — 

681 07 i 


06 40 I 2 839 000,- 
684 04 i 


724 977,02 Beihilfen zum Lebensunterhalt an Deutsche aus der so- 
wjetischen Besatzungszone Deutschlands und dem sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin 

Durch das Ansteigen der Zahl der Empfänger laufender Bei- 
hilfen und durch Leistungsverbesserungen reichten die ver- 
anschlagten Mittel nicht aus. 

Diese Mehrausgaben konnten bei Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1970 nicht vorhergesehen werden. Sie sind 
unabweisbar, da auf die Leistungen ein Rechtsanspruch be- 
steht. 

Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 684 01 (102 103,30 DM) und 

Tit. 681 09 (622 873,72 DM) 


310 500, Kosten der Familienzusammenführung und Repatriierung 

von Deutschen 

Die Annahme, daß die Kontinuität der Familienzusammen- 
führung bzw. Aussiedlung auch für die Zukunft gewahrt sei 
und deshalb auf die Mitwirkung der Landesnachforsdiungs- 
dienste des DRK verzichten werden könnte, hat sich als irrig 
erwiesen. Die Familienzusammenführung gestaltet sich viel- 
mehr zunehmend problematischer und damit schwieriger. 
Diese Entwicklung hat die Bundesregierung veranlaßt, in 
ihren Verhandlungen mit verschiedenen Ostblockstaaten im 
Rahmen ihrer Ostpolitik zu versuchen, die Familienzusam- 
menführung zu aktivieren. Auch das Deutsche Rote Kreuz 
versucht, der Aussiedlung auf der Basis der Resolution 
Nr. 119 der XXII. Internationalen Rot-Kreuz-Konferenz vom 
Oktober 1965 neue Impulse zu geben. 

Es kann damit gerechnet werden, daß die Bemühungen so- 
wohl der Bundesregierung als auch des DRK nicht ohne Er- 
folg bleiben. Eine unabdingbare Voraussetzung für diesen 
Erfolg ist jedoch die Notwendigkeit, die beim Deutschen 
Roten Kreuz vorliegenden Unterlagen über die ausreisewil- 
ligen Deutschen und deutschen Volkszugehörigen auf dem 
neuesten Stand zu halten, d. h. sie laufend zu aktualisieren. 
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Der im Auftrag der Bundesregierung auf dem Gebiet der 
Familienzusammenführung tätige Suchdienst des Deutschen 
Roten Kreuzes kann diese Aufgabe mit den vorhandenen 
Kräften nicht bewältigen. Zusätzliche Kräfte, auch Aushilfs- 
kräfte, sind bei der derzeitigen Lage auf dem Arbeitsmarkt 
nicht zu erhalten. 

Bei der Aktualisierung der Unterlagen des DRK kann des- 
halb auch weiterhin nicht auf die Mitwirkung der 15 Landes- 
nachforschungsdienste des DRK verzichtet werden, die über 
die mit der Problematik vertrauten Fachkräfte verfügen. 

Die Maßnahme war unabweisbar, da vermieden werden 
mußte, daß durch verspätete Vorlage der Unterlagen eine 
Stagnation oder ein Rückgang der Familienzusammenführung 
eintrat. Bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 
konnte nicht vorhergesehen werden, daß in diesem Umfang 
Unterlagen über rückkehrwillige Personen benötigt wurden. 

Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 684 04. 


06 40 
685 01 


570 000,— 


189 969,20 


Zuwendungen an zentrale Organisationen und Verbände, 
die der Eingliederung der Vertriebenen, Flüchtlinge und 
Kriegsgeschädigten dienen 


Im Sommer 1969 wurde auf Betreiben der Bundesregierung, 
vertreten durch den ehemaligen BMG, der Bund der Mittel- 
deutschen (BMD) gegründet. Als Dachorganisation der Flücht- 
linge aus Mitteldeutschland sind in ihm die Mitteldeutschen 
Landsmannschaften, der Gesamtverband der Sowjetzonen- 
flüchtlinge und einige Fachverbände (das heimatverdrängte 
Landvolk, die Interessengemeinschaft der in der Zone ent- 
eigneten Betriebe usw.) zusammengeschlossen. 

Die Organisationszuschüsse trägt der Bundesminister für 
innerdeutsche Beziehungen. Der Verband vertritt die Inter- 
essen der Sowjetzonenflüchtlinge aber auch hinsichtlich der 
Eingliederungsfragen. 

Die Ausgabe ist unabweisbar, weil der BMD ohne Förderung 
nicht in der Lage war, seine im Bundesinteresse liegenden 
Eingliederungsaufgaben zu erfüllen. 

Die Mehrausgabe war bei der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1970 unvorhergesehen, weil der Verband im Laufe 
des Jahres 1969 neu gegründet worden ist und in der Anlauf- 
phase die Verhandlungen über den Wirtschaftsplan erst im 
April 1970 abgeschlossen werden konnten. 


Einsparung bei Kap. 06 40 Tit. 681 05. 
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79 000,— 


555,42 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Bei der Dienststelle des Bundesnotaufnahmeverfahrens in 
Gießen erhöhten sich die Heizungskosten für das IV. Viertel- 
jahr 1970 um ca. 50 Vo gegenüber den Kosten, die im Vor- 
jahr für den gleichen Zeitraum entstanden sind. 


Die Mehrausgabe war 

a) unvorhergesehen, da bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1970 diese Erhöhung nicht geschätzt werden 
konnte und 

b) unabweisbar, um den Dienstbetrieb aufrechtzuerhalten. 


Einsparung bei Kap. 06 41 Tit. 425 01. 


Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 


07 01 
519 01 


40 000,— 


422,40 


Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 


Mehrausgabe für Änderungsarbeiten im Dienstgebäude 
Bonn, Lindenstraße 37. Die Maßnahmen waren notwendig, 
um eine Herabsetzung der hohen Luftfeuchtigkeit in einigen 
Diensträumen zu erreichen. Nach Auskunft des Fürsorge- 
arztes der obersten Bundesbehörden waren diese Maßnah- 
men unabweisbar, da sonst bei den dort arbeitenden Be- 
diensteten gesundheitliche Schäden lauftreten könnten. Da der 
Vermieter nach dem Mietvertrag zur Durchführung der bau- 
lichen Veränderungen nicht verpflichtet ist, waren die Auf- 
wendungen aus Bundesmitteln zu bezahlen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da sich die Not- 
wendigkeit, Abhilfe zu schaffen, erst im Laufe des Haushalts- 
jahres 1970 herausstellte. 


Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 518 01. 


07 01 
526 05 


152 000,— 


63 077,59 


Kosten der Vorbereitung der Strafverfahrensreform, der 
Strafvollzugsreform sowie des Einführungsgesetzes zum 
Strafgesetzbuch und der Mitwirkung an der Reform des 
Strafgesetzbuches 


Die Justizministerkonferenz hatte im Mai 1970 zur Intensi- 
vierung der Arbeiten der Strafverfahrensreform die Bildung 
der Arbeitsgruppe A beschlossen. Die Reisekosten für die der 
Arbeitsgruppe angehörenden Vertreter der Landesjustizver- 
waltungen von rund 1 1 409 DM waren nach dem Rundschrei- 
ben des Bundesministers der Finanzen vom 2. September 
1965 — II A/1 — BA 34000 — 6/65 — bei dem Sachtitel zu 
buchen, weil die Länder zur Übernahme der Kosten nicht 
bereit waren. 
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Die Kosten für Gutachten im Raihmen der Strafverfahrens- 
reform waren gesdiätzt. Da sidi entgegen der Planung die 
reditsvergleidienden Untersudiunigen als erheblich umfang- 
reicher und schwieriger erwiesen hatten, sind gegenüber dem 
' veranschlagten Betrag Mehraufwendungen von rund 45 835 
DM entstanden. 

Im Verlauf der Arbeit der Strafvollzugskommission erwies 
es sich im Hinblick auf die erfolgreiche Durchführung der 
Reform als unerläßlich, eine Tagung mit Anstaltsleitern 
durchzuführen. Für die an der Tagung teilnehmenden Mit- 
glieder der Strafvollzugskommission waren Reisekosten von 
rund 670 DM zu zahlen. 

Für Übersetzungen ausländischer Strafvollzugsgesetze, die 
im Laufe des Haushaltsjahres 1970 beschafft werden konnten, 
waren rund 1 017 DM zu zahlen. Die Arbeiten konnten vom 
Sprachendienst des Bundesministeriums der Justiz sowie 
von den Sprachendiensten anderer Bundesbehörden wegen 
Überlastung bzw. weil keine Kräfte mit entsprechenden 
Sp rachkenn tnissen zur Verfügung standen nicht erledigt 
werden. 

In Höhe von rund 4 147 DM ist die Mehrausgabe durch ver- 
mehrte Literaturbeschaffung entstanden, die durch unerwar- 
tet zahlreiche Neuauflagen als Folge der Reformgesetze un- 
erläßlich war. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war für die 
Weiterführung der Reformarbeiten unabweisbar. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO wurde zugelassen, daß die 
Mehrausgabe auf die nächstjährige Bewilligung für den glei- 
chen Zweck nicht angerechnet wird. 

Einsparung bei Kap. 07 10 Tit. 532 02. 


07 01 
527 01 


130 000,— 


2 710,10 


Reisekosten Vergütungen für Inlandsdienstreisen 


Durch die Bildung einer weiteren Fachabteilung und den 
dadurch bedingten Personalzuwachs waren für Reisen zum 
Dienstantritt und für sonstige Dienstreisen der neu hinzu- 
gekommenen Bediensteten Reisekosten zu zahlen, die in dem 
Umfang nicht vorhergesehen werden konnten. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sonst die Durch- 
führung der Arbeiten des Bundesministeriums der Justiz 
beeinträchtigt worden wäre. 


Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 531 01. 


07 01 
811 01 


70 800,— 


13 387,75 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Mehr infolge Ersatzbeschaffung für zwei ausgesonderte 
Dienstkraftwagen, deren Instandsetzung nach den Gutachten 
des technischen Beamten für das Kraftfahrwesen unuwirt- 
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noch Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 
schaftlich gewesen wäre. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da die Fahrzeuge zur Aufrechterhaltung des Dienst- 
betriebes benötigt wurden. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO wurde zugelassen, daß die 
Mehrausgabe auf die nächstjährige Bewilligung für den glei- 
chen Zweck nicht angerechnet wird. 

Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 526 08 und Tit. 526 10. 


07 03 
526 01 


100 ,— 


07 03 


apl. 
812 01 


07 D5 
539 99 


2 000 — 


321,27 Gerichts- und ähnliche Kosten 

Durch rechtskräftigen Kostenfestsetzungsbeschluß wurden 
dem Personalrat des Bundesstrafregisters die außergericht- 
lichen Kosten eines Beschwerdeverfahrens in einer Personal- 
vertretungssache auf erlegt. 

Die Kosten waren gemäß § 44 PersVG von der Dienststelle 
zu tragen, da es sich um zu den Geschäftsführungskosten des 
Personalrats zu zählende Aufwendungen handelt. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sie auf Grund einer 
gerichtlichen Entscheidung zu leisten war. Sie war unvorher- 
gesehen. 

Einsparung bei Kap, 07 03 Tit. 515 02. 

34 002,63 Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 
ständen im Inland für Verwaltungszwecke 

Eine der in der Druckerei des Bundesgerichtshofes einge- 
setzten Offset-Druckmaschinen fiel wegen aufgetretener Schä- 
den aus. Die Reparatur des Gerätes wäre nach Auskunft des 
hinzugezogenen Fachmannes unwirtschaftlich gewesen. 

Die an sich erst für 1971 geplante Ersatzbeschaffung mußte 
deshalb bereits im Haushaltsjahr 1970 vorgenommen werden. 
Beschafft wurde eine Multilith-Offset-Druckmaschine Modell 
1250 VEA. Der Kauf dieser Maschine, die gegenüber der 
ursprünglich für 1971 vorgesehenen Offset-Druckmaschine 
technisch vollkommener ist, war erforderlich, da nur mit 
einer solchen Maschine rationelle Arbeit durch Verkürzung 
der einzelnen Arbeitsgänge erreicht werden kann. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, da sonst der ordnungsgemäße Geschäftsbetrieb des 
Bundesgerichtshofes und des Generalbundesanwalts nicht 
hätte aufrechterhalten werden können. 

Einsparung innerhalb des Kap. 07 03. 


748,09 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Mehr durch Veröffentlichung von Nachrufen anläßlich des 
Todesfalles des Präsidenten des Bundesverwaltungsgerichts. 
Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 07 05 Tit. 526 04. 
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10 000 ,— 


260,94 


Druck von Entscheidungssammlungen 


Die Mehrausgabe ist dadurch entstanden, daß die Druck- 
kosten höher waren als bei Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1970 angenommen worden war. Sie war unabweisbar, 
da die Kosten für den Druck und die Veröffentlichung der 
Entscheidungen der Senate des Obersten Rückerstattungs- 
gerichts gemäß Artikel 7 Abs. 1 der Satzung des Obersten 
Rückerstattungsgerichts (Bundesgesetzbl. II 1955 S. 423 ff.) 
von der Bundesrepublik zu zahlen sind. 


Einsparung bei Kap. 07 09 Tit. 527 02. 


11 636,82 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Der verwaltungseigene Personenkraftwagen — Mercedes 
Benz 230 — wurde am 8. Juli 1970 bei einem Verkehrsunfall 
durch Verschulden eines Dritten so stark beschädigt, daß der 
technische Beamte für das Kraftfahrwesen bei der Oberfinanz- 
direktion Münster in seinem Gutachten vom 24. Juli 1970 
wegen wirtschaftlichen Totalschadens die Aussonderung vor- 
geschlagen hat. 

Da zur Aufrechterhaltung eines ordnungsgemäßen Geschäfts- 
ablaufs eine sofortige Ersatzbeschaffung erforderlich war, 
wurde an Stelle eines Mercedes Benz Typ 230, für den die 
Lieferzeit mindestens zwei bis drei Monate betragen hätte, 
ein Opel Commondore beschafft. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 07 09 Tit. 513 01 und Tit. 514 01. 


62 000,— 


29 172,63 


Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 


Infolge der stark fortschreitenden internationalen und euro- 
päischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Patentrechts 
und der Dokumentation waren unerwartet zahlreiche Dienst- 
reisen nach Luxemburg und Brüssel zur Teilnahme an den 
Sitzungen der Regierungskonferenz zur Einführung eines 
europäischen Patenterteilungsverfahrens sowie deren Ar- 
beits- und Sachverständigengruppen und zu weiteren inter- 
nationalen Sitzungen im Ausland (ICIREPAT, BIRPI) notwen- 
dig, da Vertreter des Deutschen Patentamts als Vorsitzende 
bzw, ständige Mitglieder in diesen Ausschüssen eingesetzt 
sind. Darüber hinaus war es wegen der Bedeutung der Diplo- 
matischen Konferenz zum Abschluß des Patent Cooperation 
Treaty in Washington erforderlich, daß nicht, wie ursprüng- 
lich geplant, zwei sondern drei Vertreter des Deutschen 
Patentamts teilnahmen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und im dienstlichen 
Interesse unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 07 10 Tit. 525 31. 
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08 02 

454 000,— 

3 441,31 

Beiträge an Organisationen, Vereine und Verbände im Aus- 
land 

Mehrausgabe wegen Erhöhung des Mitgliedsbeitrages der 
Bundesrepublik Deutschland beim Rat für die Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet des Zollwesens in Brüssel für das 
Finanzjahr vom 1. Juli 1970 bis 30. Juni 1971. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da die Mitgliedschaft des Bundes auf Gesetz beruht. 

686 01 


1 

! 



Einsparung bei Kap. 08 02 Tit. 511 01. 

08 04 

3 707 100 — 

578 417,57 

Bücher und Zeitschriften 

512 01 

1 

i 

i 

! 

Mehrausgabe insbesondere wegen des großen Bedarfs neuer 
Vordrucke aus Anlaß der Einführung des Versandscheinver- 
fahrens im kommunitären Zollgutversand am 1. Januar 1970 
sowie wegen der zwischenzeitlich weiter gestiegenen Druck- 
und Papierkosten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, sie war zur Erfül- 
lung der der Zollverwaltung obliegenden gesetzlichen Auf- 
gaben unabweisbar. 




Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 453 13 und Tit. 522 31. 

08 04 

13 000 000,— 

365 679,59 

Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 

51901 


1 

Infolge von Preissteigerungen reichte der Ansatz nicht aus, 
um die Unterhaltung der Liegenschaften der Bundesfinanzver- 
waltung in dem unbedingt notwendigen Umfang durchzu- 
führen. 

Die Mehrausgabe war zur Vermeidung größerer Schäden und 
der damit verbundenen wirtschaftlichen Nachteile unabweis- 
bar. 




Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 863 01. 

08 04 

3 600 000,— 

144 811,58 

Herstellung von Tabaksteuerzeichen 

532 01 



Mehrausgabe wegen des höheren Verbrauchs von Tabak- 
erzeugnissen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 453 13. 
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08 05 I 6 000 000,— 
526 04 * 


3 990 444,47 


Kosten für Sachverständige, Architekten und Spezialinge- 
nieure 


Nach der Regierungsumbildung im Herbst 1969 hat die Bun- 
desregierung für die Bebauung des Raumes Bonn-Bad Godes- 
berg andere Ziele gesetzt und die von der Bundesbaudirek- 
tion inzwischen ausgearbeiteten Projekte zum Teil verwor- 
fen. Die Bundesbaudirektion wurde beauftragt, in Zusammen- 
arbeit mit Vertretern der Stadt Bonn neue Planungen für die 
Errichtung von Dienstgebäuden für die Bundesministerien zu 
erstellen. Bei diesen Aufträgen ist die Bundesbaudirektion 
gehalten, freie Architekten einzuschalten. Außerdem sind 
Baukostensteigerungen eingetreten, die sich in gleichem 
Maße auf die an die freischaffenden Mitarbeiter zu zahlen- 
den Honorare auswirken. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war mit Rück- 
sicht auf die Dringlichkeit der Baumaßnahmen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 713 01. 


08 05 
811 01 


35 100,— 


1 823,15 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 


Mehrausgabe infolge gestiegener Preise für Kraftfahrzeuge. 
Die Ersatzbeschaffung der Fahrzeuge war zur Aufrechterhal- 
tung eines geordneten Dienstbetriebes erforderlich. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 08 05 Tit. 527 02. 


08 06 


apl. 
671 01 


265,45 


Abführung von Restbeträgen aus der Veräußerung von 
60 V. H. des Grundkapitals der Volkswagenwerk AG an die 
„Stiftung Volks wagenwerk" 


Bis zum Ende des Rechnungsjahres 1964 war zur Abführung 
der anfallenden Beträge im Zuge der Veräußerung von 
60 V. H. des Grundkapitals der Volkswagenwerk AG an die 
„Stiftung Volkswagenwerk" der Einnahmetitel Kap. 24 02 
Tit. 81 mit einem Deckungsvermerk für Kap. 24 02 Tit. 950 — 
Abführung von Restbeträgen aus der Veräußerung von 
60 V. H. des Grundkapitals der Volkswagenwerk AG an die 
„Stiftung Volkswagenwerk" versehen. Da ab Rechnungsjahr 
1965 mit keinen weiteren Einnahmen und somit auch Abfüh- 
rungen mehr zu rechnen war, wurde bei Tit. 81 der Deckungs- 
vermerk nicht mehr ausgebracht und Tit. 950 nicht mehr auf- 
genommen. Wider Erwarten ist jedoch im Haushaltsjahr 1970 
ein Betrag eingegangen, der bei Tit. 133 01 vereinnahmt 
wurde und an die Stiftung abgeführt werden mußte. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen. Sie war auf Grund ver- 
traglicher Zahlungsverpflichtung unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 532 01. 
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437 820,10 Erstattung einer Forderung der Prakla Gesellschaft für prak- 
' tische Lagerstättenforschung GmbH 

I 

Der Prakla Gesellschaft für praktische Lagerstättenforschung 
GmbH, Hannover, steht ein Anspruch auf eine vom Bund 
nach Grund und Höhe nicht bestrittene Forderung zu, die 
von der Gesellschaft bis auf einen Restbetrag mit der Ge- 
winnausschüttung für das Geschäftsjahr 1969 verrechnet 
wurde. Nach § 35 Abs. 1 BHO (Bruttonachweis) sind die Aus- 
gaben und Einnahmen jedoch nunmehr mit ihrem vollen 
Betrag bei den entsprechenden Titeln zu buchen. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 821 03. 


35 000 000,— : 


I 


1 780 121,58 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Die Stationierungsstreitkräfte haben im Haushaltsjahr 1970 
unerwartet viele Wohnungen freigegeben. Dadurch hat sich 
die Anzahl der zu bewirtschaftenden Liegenschaften wesent- 
lich erhöht. Außerdem haben Preissteigerungen, vor allem 
bei Brennstoffen, zu Mehrausgaben geführt. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 821 03. 


500 000,— 


357 799,34 


Ausgaben aus Anlaß der Übergabe von Liegenschaften des 
Reichs an den Bund bzw. aus Anlaß der Abgabe vom Bund 
an andere Rechtsnachfolger 


Mehrausgabe zur Abgeltung von Ansprüchen nach dem 
Reichsvermögens-Gesetz an das Land Niedersachsen und 
Berlin. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da Höhe und Fällig- 
keit der abzugeltenden Ansprüche bei der Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1970 noch nicht bekannt waren. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sie auf gesetzlicher 
Verpflichtung beruht. 


Einsparung innerhalb des Kap. 08 07. 


6 000 000 ,— 


666 196,26 


Bewirtschaftung der Forsten 


Im Forstwirtschaftsjahr 1970 mußten aus militärischen Grün- 
den zahlreiche Sondermaßnahmen, insbesondere Holzein- 
schläge, durchgeführt werden, deren Umfang bei der Auf- 
stellung des Haushalts 1970 nicht vorhergesehen werden 
konnte. 
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Die dadurch bedingten Ausgaben konnten nur teilweise durch 
Zurückstellung planmäßiger Bewirtschaftungsmaßnahmen 
aufgefangen werden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 821 03. 


08 07 


apl. 
682 01 


08 07 299 000 — 

682 02 


i 


200 000,— 


Zuschuß an die Deutsche Bundesbahn für die Weiterbetrei- 
bung der Vorortbahn Wilhelmshaven — bisher Unternehmen 
nach § 26 BHO — 


Die Bundesfinanzverwaltung hat der Deutschen Bundesbahn 
durch Überlassungsabkommen die bisher schon im Rahmen 
der Betriebsführung der Vorortbahn Wilhelmshaven — Be- 
trieb nach § 26 BHO — zur uneingeschränkten Nutzung über- 
lassenen Grundstücke, Rechte an Grundstücken, Gebäude, 
Gleise und sonstigen Anlagen unentgeltlich übertragen. 

Nach § 5 des Abkommens zahlt die Bundesfinanzverwaltung 
der Deutschen Bundesbahn für den voraussichtlich entstehen- 
den Verlust bei Weiterbetreibung der Nebenbahn nach Ein- 
gliederung einen Ablösungsbetrag in Höhe von 800 000 DM, 
der mit je 200 000 DM in den Jahren 1968 bis einschließlich 
1971 zu leisten ist. Die ersten beiden Raten sind 1968 aus 
Kap, 24 03 Tit. 610 und 1969 aus Kap. 24 03 Tit. 682 01 als 
Abschläge gezahlt worden. 

Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 war nicht 
vorhergesehen worden, daß das Verwaltungsabkommen 
noch im Haushaltsjahr 1970 abgeschlossen würde. Die dritte 
Rate in Höhe von 200 000 DM ist deshalb nicht veranschlagt 
worden. 

Die außerplanmäßige Ausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 821 03. 


370 000,— 


Zuschuß für die Wirtschaftsbetriebe Meppen (Oberfinanz- 
direktion Hannover) 


a) Nach der Bilanz der Wirtschaftsbetriebe Meppen zum 
30. Juni 1970 ist im Landwirtschaftsjahr 1969/70 ein Ver- 
lust in Höhe von 960 549,16 DM entstanden. Zur Erhaltung 
der Liquidität der Betriebe war es deshalb erforderlich, 
einen weiteren Teilbetrag des Verlustes in Höhe von 
300 000 DM abzudecken. 208 000 DM wurden aus Perso- 
nalverstärkungsmitteln des Kap. 60 02 Tit. 461 01 zur 
Verfügung gestellt. 

Die auf das schlechte Ernteergebnis im Landwirtschafts- 
jahr 1969/70 zurückzuführende Mehrausgabe war unvor- 
hergesehen und unabweisbar. 

b) Durch Schadensfeuer auf dem Gut Cuntzhof im September 
1970 sind den Wirtschaftsbetrieben Meppen Kosten zur 
Beseitigung der Schäden an den Gebäuden entstanden, 
die die Betriebe aus eigenen Mitteln nicht aufbringen 
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08 07 6 500 000 ~ ^ 

711 02 : 


i 


! 


08 07 i 9 500 000 — 
712 02 I 

' i 


08 07 
791 01 


2 900 000 — 


konnten. Da der Bund nicht gegen Feuerschaden ver- 
sichert ist, mußte den Wirtschaftsbetrieben ein Zuschuß- 
betrag des Bundes in Höhe von 70 000 DM gewährt wer- 
den. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 821 03. 


1 489 769,89 Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten für das allge- 
meine Sachvermögen 

Im Haushaltsjahr 1970 mußten zahlreiche koksbefeiicrte Zen- 
tralheizungsanlagen in bundeseigenen Wohngebäuden auf 
öl- bzw. Gasfeuerung umgestellt werden, weil Mängel in den 
Anlagen und die gestiegenen Brennstoff- und Lohnkosten zu 
einer nicht mehr tragbaren Heizkostenhöhe geführt hatten. 
Bevorzugt umzustcllen waren vor allem Heizungsanlagen in 
Wohngebäuden, die überwiegend an Bundesbedienstete, ins- 
besondere an Bundeswehrangehörige, vermietet sind. Die 
veranschlagten Ausgabemittel reichten deshalb nicht aus. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans 1970 das Ausmaß der Mängel und 
die Kostensteigerungen noch nicht beurteilt werden konnten. 
Sic war aus den oben genannten Gründen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 663 52. 

1 820 757,93 Herrichtung und Umbau von Wohnsiedlungen, die von Sta- 
tionierungsstreitkräften freigegeben worden sind 

Die Stationierungsstreitkräfte haben im Haushaltsjahr 1970 
eine unerwartet große Anzahl von Wohnsiedlungen freige- 
geben. Im Interesse einer baldigen Belebung der Wohnungen 
durch Angehörige der Bundeswehr und aus wirtschaftlichen 
Gründen mußten die Instandsetzungsarbeiten sofort einge- 
leitet werden. Die veranschlagten Ausgabemittel reichten 
deshalb nicht aus. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 663 52. 


408 736,27 


Sonstige Baumaßnahmen im Inland für das allgemeine Sach- 
vermögen von mehr als 150 000 DM im Einzelfall 


Die Deichbaumaßnahmen in Wilhelmshaven mußten im 
Haushaltsjahr 1970 aus Sicherheitsgründen zügig fortgeführt 
werden. Die hierfür 1970 veranschlagten Ausgabemittel reich- 
ten wegen eingetretener Preissteigerungen nicht aus. Der 
Mehrbedarf konnte durch Zurückstellung anderer Bauvor- 
haben nur teilweise aufgefangen werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 821 03. 
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220 000 — 


I 


61 700 — 


Zuweisung zur Kapitalausstatlung der Wirtschaftsbetriebe 
Meppen — Unternehmen nach § 26 BHO (Oberfinanzdirek- 
tion Hannover) 


Durch Schadensfeuer auf dem Gut Cuntzhof im September 
1970 sind den Wirtschaftsbetrieben Meppen für die notwen- 
digen Ersatzinvestitionen der zerstörten Maschinen und Ge- 
räte Kosten in Höhe von 61 700 DM entstanden, die die Be- 
triebe aus Liquiditätsgründen aus eigenen Mitteln nicht ab- 
decken konnten. Da der Bund nicht gegen Feuerschaden ver- 
sichert ist, mußten die Kosten aus Bundesmitteln übernom- 
men werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 08 07 Tit. 653 02. 


Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


40 000,- 


19 943,26 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Aus Anlaß der mit der Deutschen Erdöl AG (DEA) schwe- 
benden Rechtsstreitigkeiten sind unvorhergesehen in der 
Revisionsinstanz Verfahrenskosten (Honorarvorschüsse an 
den Rechtsvertreter der Bundesrepublik Deutschland) ent- 
standen, die im Interesse des Bundes unabweisbar waren. 

Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 892 03. 


3 000,— 


982,88 


Kosten für die Abwicklung von Ansprüchen aus Hinterlegun- 
gen bei Berliner Hinterlegungsstellen 


Unerwartete Zahlungsverpflichtungen des Bundes auf Grund 
gesetzlicher Bestimmungen ( § 20 des Gesetzes über die Er- 
gänzung von Vorschriften des Umstellungsrechts vom 
23. März 1957 in der Fassung des Dritten Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes vom 30. Januar 1964). 

Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 892 03. 


2 000 ,— 


500,— 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Für ein in der Bundesanstalt für Materialprüfung entwickel- 
tes Verfahren zum Korrosionsschutz von Stahloberflächen 
waren Patentgebühren im Haushaltsjahr 1970 zu entrichten. 
Die hierdurch entstehenden Mehrausgaben von 500 DM 
konnten nicht bis zur Verabschiedung des nächsten Haus- 
haltsgesetzes zurückgestellt werden, da die Gebühren fällig 
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waren und nach den Bestimmungen des Patentgesetzes inner- 
halb einer bestimmten Frist (noch im Jahre 1970) gezahlt 
werden mußten. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar; sie war unvorher- 
gesehen, da die Entwicklung des obengenannten Verfahrens 
erst im Laufe des Jahres 1970 abgeschlossen wurde. 

Einsparung bei Kap. 09 07 Tit. 526 02. 


09 09 
517 01 


360 000,— 


1 


j 

i 


i 

i 


115 974,22 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Nach § 6 Abs. 1 des Verwaltungsabkommens Bund/Land 
Niedersachsen vom 7./8. März 1963 hat der Bund 58,5 v. H. 
der Hausbewirtschaftungskosten des gemeinsamen Dienst- 
gebäudes der Bundesanstalt für Bodenforschung und des 
Niedersächsischen Landesamtes für Bodenforschung in Han- 
nover zu tragen. 

Die Kosten für die Gebäude- und Fensterreinigung sind in- 
folge der im Laufe des Jahres 1970 im Reinigungsgewerbe 
eingetretenen Lohnerhöhungen gestiegen. Auch haben die 
unvorhergesehene, aus Gründen der Betriebssicherheit er- 
forderliche Reinigung der Klimaanlage sowie Kostenerhö- 
hungen für die Wartung der betriebstechnischen Anlagen 
zu einer erheblichen finanziellen Mehrbelastung des Titels 
geführt. 

Durch die Installation und Inbetriebnahme neuer Maschinen, 
Großgeräte und Apparate im Laufe des Jahres 1970 sind ins- 
besondere im Laborbereich wesentlich mehr Gas, Elektrizität 
und Wasser als vorgesehen verbraucht worden. Der erhöhte 
Verbrauch an elektrischer Energie und die Mehrkosten für 
Be- und Entwässerung sind außerdem durch die ständig zu- 
nehmenden Laboruntersuchungen infolge des vermehrten 
Probendurchlaufs bedingt. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und im Interesse 
einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung des Dienstgebäudes 
unabweisbar. Auch konnten die Mehrausgaben nicht bis zur 
Verabschiedung des nächsten Haushaltsgesetzes zurückge- 
stellt werden, da sie auf Grund vertraglicher Verpflichtungen 
noch im Haushaltsjahr 1970 in voller Höhe fällig waren. 


Einsparung bei Kap. 09 09 Tit, 532 03. 


09 10 I .58 000,— 
513 01 I 


14 640,34 


Post- und Femmeldegebühren 


Der Mehrbedarf beruht auf der unvorhergesehenen Zunahme 
der Ferngespräche und Fernschreiben infolge angespannter 
Verhältnisse auf dem Gebiet der Banken- und Investment- 
aufsicht. 


Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 892 03. 

*9 
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526 02 

4 000,— 

112 748,03 

Kosten für Sachverständige 

Der Mehrbedarf beruht auf der unvorhergesehenen Inan- 
spruchnahme von Sachverständigen im Rahmen der Invest- 
mentaufsicht aus Gründen des Schutzes der Investmentsparer 
sowie zur Vermeidung von Regreßansprüchen. 

Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 892 03. 

09 12 

51401 

18 000,— 

3 448,48 

i 

! 

i 

Haltung von Dienstfahrzeugen 

Bei den drei Dienstkraftwagen des Bundesbeauftragten für 
den Steinkohlenbergbau und die Steinkohlenbergbaugebiete 
sind infolge vorzeitigen Motorverschleißes erhebliche, unvor- 
hergesehene Ausgaben für Reparaturkosten entstanden. Da 
der Dienstbetrieb ohne Instandsetzung der Kraftfahrzeuge 
nicht ordnungsgemäß hätte abgewickelt werden können, war 
die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 09 12 Tit. 526 02. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


1001 
539 99 


15 000,— 


521,26 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Unvorhergesehene und unabweisbare Ausgaben für die Aus- 
schreibung von Stellen für Schreibkräfte, für Vorstellungs- 
reisen, Fortbildung und Prüfung von Schreibkräften sowie 
für die Leistung von Schadenersatz infolge Beschädigung 
eines privateigenen Kraftwagens durch einen Dienst-Pkw. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 686 01. 


10 02 


A.l 
893 11 


25 000 000,— 


14 877 301,83 


Zuschüsse zur Förderung der ländlichen Siedlung 


Das Siedlungsprogramm 1970 wurde schon im Laufe des 
Jahres 1969 entworfen, und zwar auf der Grundlage der Ent- 
schließung des Deutschen Bundestages vom 26. Juni 1969. 
Mit den zur Verfügung stehenden Bundes- und Landesmitteln 
konnten — auch bei voller Ausnutzung der Finanzierungs- 
möglichkeiten aus dem Zweckvermögen bei der Deutschen 
Siedlungs- und Landesrentenbank — ■ statt der mit der o. a. 
Entschließung angestrebten 4000 Nebenerwerbsstellen nur ca. 
3300 Stellen gefördert werden; damit war der erfolgreiche 
Abschluß des Eingliederungsprogramms gefährdet. Diese Ge- 
fahr konnte nur dadurch gemildert werden, daß die gebote- 
nen preisgünstigen Möglichkeiten zum Erwerb von Bauland 
I für NE-Gruppensiedlungen und zur Durchführung von Er- 
; Schließungsmaßnahmen durch Bereitstellung zusätzlicher Mit- 
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; tel ausgenutzt wurden. Angesichts der Wettbewerbssituation 
i auf dem Grundstücksmarkt hätte eine Verschiebung in das 
nächste Jahr zu nicht vertretbaren Kostensteigerungen ge- 
führt. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung an- 
gerechnet wird. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 656 53. 


10 02 231 820 000,— 
A.2 

882 12 ; 



9 630 308,76 


Zuweisungen zur Förderung der Flurbereinigung 


Die Jahresbauprogramme 1970 sind von den Ländern schon 
im Laufe des Jahres 1969 *aufgestellt worden. Die in diesen 
I Programmen enthaltenen und langfristig geplanten Flur- 
i bereinigungsvorhaben konnten mit den zur Verfügung ste- 
henden Bundes- und Landesmitteln — auch unter voller Aus- 
schöpfung der Möglichkeiten zur Aufbringung von Eigen- 
leistungen durch die Teilnehmergemeinschaften — nicht 
I durchgeführt werden. Ein großer Teil der Arbeiten — ins- 
besondere Folgeeinrichtungen, die zur Erschließung der zu- 
I geteilten Grundstücke fristgerecht fertiggestellt sein mußten 
I — war noch in Ausführung begriffen. Eine Unterbrechung 
i der Arbeiten und eine Verschiebung in das nächste Jahr war 
i nicht möglich, weil dann Witterungsschäden (insbesondere 
I Frostschäden) eingetreten wären, deren Beseitigung mit er- 
heblichen Mehrkosten verbunden gewesen wäre. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung an- 
gerechnet wird. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 662 25. 


10 02 47 000 000,— 

A.3 1 

882 13 


2 075 465,39 


Zuweisungen für besondere agrarstrukturelle Maßnahmen 


i In einigen Ländern lagen noch auszahlungsreife Anträge für 
' bereits durchgeführte Vorhaben zur Verbesserung der 
! arbeitswirtschaftlichen und hygienischen Bedingungen in den 
Wohnhäusern landwirtschaftlicher Betriebe mit einem Volu- 
men von 2,5 Millionen DM vor, die aus den verfügbaren 
Mitteln nicht bedient werden konnten. Bei einer Verschie- 
bung in das nächste Jahr wären die Antragsteller (das sind 
vor allem kleine bäuerliche Betriebe) gezwungen gewesen, 
die ausgeführten Arbeiten durch die Aufnahme von teueren 
Zwischenkrediten zu finanzieren. Zur Vermeidung der damit 
I verbundenen sozialen Härten waren zusätzliche Mittel zur 
j Bedienung dieser Anträge bereitzustellen. 

i Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung an- 
gerechnet wird. 

I Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 662 25. 
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10 02 25 000 000,-^ 

A.4 


882 14 


4 189 309 — 


Zuweisungen zur Förderung des Wirtschaftswegebaues 


Die Jahresbauprogramme 1970 sind von den Ländern schon 
im Laufe des Jahres 1969 aufgestellt worden. Die mit diesen 
Programmen geplanten Wegebauvorhaben konnten mit den 
zur Verfügung stehenden Bundes- und Landesmitteln — auch 
unter voller Ausschöpfung der Möglichkeiten zur Aufbrin- 
gung von Eigenleistungen durch die Bauträger — nicht durch- 
geführt werden. Insbesondere im Zonenrandgebiet hätte sich 
eine Reduzierung des Programms empfindlich bemerkbar 
gemacht. Ein großer Teil der dringend notwendigen Wege- 
bauten war noch in Ausführung begriffen und mußte zum 
Abschluß gebracht werden, wenn der wirtschaftliche Erfolg 
der Maßnahmen nicht gefährdet werden sollte. Eine Ver- 
schiebung in das nächste Jahr war nicht möglich, weil bei 
den dann zu unterbrechenden Bauvorhaben Frostschäden ein- 
getreten wären, deren Beseitigung mit erheblichen Mehr- 
kosten verbunden gewesen wäre. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung an- 
gerechnet wird. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 662 25. 


10 02 
A.5 


882 15 


87 700 000,— ! 


2 945 375,06 


Zuweisungen zur Förderung wasserwirtschaftlicher und kul- 
turbautechnischer Maßnahmen 


Die Jahresbauprogramme 1970 sind von den Ländern schon 
im Laufe des Jahres 1969 aufgestellt worden. Die in diesen 
Programmen enthaltenen und langfristig geplanten Ausbau- 
maßnahmen konnten mit den zur Verfügung stehenden Bun- 
des- und Landesmitteln — auch unter voller Ausschöpfung 
der Möglichkeiten zur Aufbringung von Eigenleistungen 
durch die Wasser- und Bodenverbände — nicht durchgeführt 
werden. Die Maßnahmen waren jedoch zum großen Teil noch 
in Ausführung begriffen und mußten zum Abschluß gebracht 
werden, wenn nicht der erhoffte Erfolg — insbesondere die 
I Verhütung von Schadenshochwässern, wie sie im Februar 
und Mai 1970 wieder aufgetreten waren — gefährdet werden 
sollten. Eine Verschiebung in das nächste Jahr war nicht 
möglich, weil bei den dann zu unterbrechenden Bauvorhaben 
j Frostschäden eingetreten wären, deren Beseitigung mit er- 
I heblichen Mehrkosten verbunden gewesen wäre. 

^ Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung an- 
i gerechnet wird. 


I Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 662 25. 


40 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2426 


Kap. 

Tit. 


Haushalts- 

betrag 

1970 


DM 


An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 


1 I 2 I 3 


Begründung 


4 


noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 02 110 000 000 — 
G.2 


882 22 ; 

I 


i 


10 02 i 900 000 — 
G.9 i 


652 02 


10 02 
G.14 


apl. 
682 03 


4 999 894,21 Zuweisungen zur Förderung besonderer Vorhaben auf dem 
Gebiet der Wasserwirtschaft und der Landeskultur im Küsten- 
gebiet (Küstenschutz) 

: Die Jahresprogramme 1970 sind von den Ländern schon 
I im Laufe des Jahres 1969 aufgestellt worden. Die in diesen 
Programmen enthaltenen und langfristig geplanten Deichbau- 
vorhaben konnten mit den zur Verfügung stehenden Bundes- 
und Landesmitteln nicht vollständig durchgetührt werden, 
j Die Maßnahmen waren jedoch zum großen Teil noch in Aus- 
! führung begriffen und mußten unter allen Umständen zum 
I Abschluß gebracht werden, zumal mehrere kleine und mitt- 
lere Sturmfluten in letzter Zeit die Gefahren für die Niede- 
rungsgebiete wieder besonders deutlich gemacht hatten. Eine 
; Verschiebung in das nächste Jahr war nicht möglich, weil die 
I Sicherheit der hinter den Deichen wohnenden Menschen mit 
^ wirtschaftlich vertretbarem Aufwand schnellstmöglich er- 
j reicht werden mußte. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
1 die Mehrausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung an- 
j gerechnet wird. 

I Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 662 25. 

i 

494 526,55 | Zuweisungen zur Förderung von Naturparken und Land- 
: Schaftsschutzmaßnahmen 

I Die Bundesregierung hat eine Intensivierung und Ausweitung 
I der Arbeiten auf dem Gebiete des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege in der Bundesrepublik für vordringlich ge- 
halten. Im Hinblick hierauf war eine sofortige Verstärkung 
der Öffentlichkeitsarbeit über den modernen Natur- und 
Landschaftsschutz mit finanzieller Unterstützung des Bundes 
notwendig. 

I Der hierdurch bedingte Mehrbedarf an Bundesmitteln war 
I unvorhergesehen; andererseits v/ar der Beginn der ver- 
I stärkten Öffentlichkeitsarbeit wegen des Europäischen Natur- 
’ schutzjahres 1970 und des ab 1971 beabsichtigten Sofort- 
! Programms nicht aufschiebbar und damit unabweisbar. 

i 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 882 32. 


2 000 000, ■ i Zuschüsse an den Stabilisierungsfonds für Wein zur Durch- 
führung von Werbemaßnahmen 

Am 1. Juni 1970 ist die EG-Weinmarktordnung in Kraft ge- 
: treten. Wegen der damit verbundenen Ubergangsschwierig- 
* keiten und der großen Weinernte 1970 war ein Zusammen- 
I bruch des Weinmarktes infolge Preisverfalls im Herbst 1970 
zu befürchten. Um den deutschen Weinbau aus der drohen- 
den Notlage zu befreien, war es unabweisbar, dem Stabilisie- 
rungsfonds für Wein für eine aktive Angebotsförderung und 
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10 03 30 000 000,— 

K.6 

683 88 


10 03 ' 

K.9 ! 

apl. 

671 94 


I Nachfragesteigerung einmalig Bundesmittel zur Verfügung zu 
I stellen. 

I Die Ausgabe war unvorhergesehen. Das Land Rheinland- 
j Pfalz hat sich in Höhe von 50 v. H. an den Bundeszuwen- 
I düngen beteiligt. 

j Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 656 53. 


6 281 356,02 I Frachthilfe für Getreide 

I Durch die Erhöhung der Tarife seitens der Verkehrsträger 
! um 5 Vü und mehr sowie die erhebliche Zunahme der 
j Denaturierung von Weichweizen als auch dadurch, daß rd. 
1,1 Millionen t Getreide aus Beständen der Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle für Getreide zwar 1969 ins Ausland verkauft, aber 
I erst im Jahr 1970 tatsächlich exportiert wurden, waren im 
I Jahre 1970 erheblich mehr Beförderungsleistungen und Mittel 
für Frachttarife notwendig. 

Die Mehrausgabe auf Grund dieser vermehrten Transporte 
I war unvorhergesehen; sie war zur Sicherung des Getreide- 
I Preisniveaus unabweisbar. 

; Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind über die 
, Mehrausgabe mit Schreiben des Bundesministers der Finan- 
' zen vom 26. Oktober 1970 — II B/3 - — E 4624 — 9/70 — unter- 
richtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 10 03 Tit. 652 82. 


20 588,30 Verwaltungsausgaben des Stabilisierungsfonds für Wein für 
übertragene Aufgaben zur Durchführung der Gemeinsamen 
Marktorganisation für Wein 

Nach Artikel 4, 5 und 6 der VO (EWG) Nr. 816/70 vom 
28. April 1970 in Verbindung mit der VO (EWG) Nr. 1020/70 
vom 29. Mai 1970 und der VO (EWG) Nr. 1437/70 vom 20. Juli 
1970 sind im Rahmen der Gemeinsamen Marktorganisation 
für Wein Erzeugerpreise für Wein zu ermitteln und be- 
stimmte Interventionsmaßnahmen durchzuführen. Mit der 
Durchführung dieser Aufgaben ist der Stabilisierungsfonds 
für Wein in Mainz vorbehaltlich einer gesetzlichen Regelung 
beauftragt worden. Die im Haushaltsjahr 1970 hierfür zu er- 
stattenden Verwaltungsausgaben waren unvorhergesehen 
und zur Erfüllung der Aufgaben unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 03 Tit. 682 81. 


10 03 — 536 400,41 Preisausgleich für eingeführten Rohr-Rohzucker 

M.l 

Auf Grund von Urfeilen des Bundesverwaltungsgerichts 

apl. j waren für Importe von Rohr-Rohzucker im Jahre 1963 laut 

683 99 
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10 07 69 900,— 

51501 


j Bekanntmachung Nr. 129 noch Subventionen zuzüglich Pro- 
: zeßzinsen in Höhe von 536 400,41 DM zu zahlen. 

i Die Ausgabe war unvorhergesehen und infolge der Gerichts- 
j urteile rmabweisbar. 

! Einsparung bei Kap. 10 03 Tit. 652 82. 


27 337,78 j Geräte, Ausstaltungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 
I Maschinen für Verwaltungszwecke 

Gemäß der Verordnung über die Beiträge nach § 10 Abs. 8 
des Absatzfondsgesetzes vom 29. April 1970 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 445) erhebt das Bundesamt für Ernährung und 
Forstwirtschaft in Frankfurt (Main) vom Haushaltsjahr 1970 an 
Beiträge für den Absatzfonds. Diese zusätzliche Aufgabe be- 
wirkte eine Erweiterung des Geschäftsumfangs. Geräte, Aus- 
stattungsgegenstände und Maschinen mußten über das vor- 
gesehene Ausmaß hinaus beschafft werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Erfüllung 
der Aufgaben unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 682 01. 


10 07 3 000,— 

516 01 


10 07 30 000,— 

518 02 ; 


1 809,09 


Dienst- und Schutzkleidung, persönliche Ausrüstungsgegen- 
stände 


Den Qualitätsprüfern für Obst und Gemüse beim Bundesamt, 
die auf Großmärkten und an den Grenzübergangsstellen über- 
wiegend im Freien eingesetzt sind, sind als Schutzkleidung 
vom Haushaltsjahr 1970 an ein Regenmantel mit ausknöpf- 
barem Futter und Fingerhandschuhe aus Chromleder zuge- 
standen worden. Diese Entscheidung konnte bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1970 nicht vorhergesehen 
werden. 

Die Mehrausgabe war wegen der gleichmäßigen und gleich- 
zeitigen Ausstattung der Prüfer mit dieser Schutzkleidung 
unabweisbar. 


I Einsparung bei Kap. 10 07 Tit. 514 02. 

i 

62 942,80 j Mieten und Pachten für Maschinen, Geräte und Fahrzeuge 

j Gemäß der Verordnung über die Beiträge nach § 10 Abs. 8 
' des Absatzfondsgesetzes vom 29. April 1970 (Bundesgesetz- 
blatt 1 S. 445) erhebt das Bundesamt für Ernährung und Forst- 
wirtschaft in Fiaiikfurt (Main) vom Haushaltsjahr 1970 an Bei- 
träge für den Absatzfonds. Infolge dieser zusätzlichen Auf- 
gaben mußte das Rechenzentrum im vermehrten Umfange in 
Anspruch genommen werden. 
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10 07 
539 98 


i 

i 

3 000 — 


I 



10 07 

apl. 
671 02 


! 


I 


10 08 
547 21 


I 

101 500 — 


I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Erfüllung 
I der Aufgaben unabweisbar. 

j Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 682 01. 


10 354,39 I Rückzahlung von Gebühren aus früheren Haushaltsjahren 

I Das Verwaltungsgericht Frankfurt (Main) hat mit Urteil vom 
' 18. Februar 1970 das Bundesamt für Ernährung und Forst- 
j Wirtschaft in Frankfurt (Main) verpflichtet, Gebührenbe- 
I scheide der Fa. Haug & Sohn, Hamburg, aus den Jahren 
I 1958/1959 aufzuheben und die Gebührenbeträge nebst Zinsen 
I zurückzuzahlen. Der Verwaltungsgerichtshof in Kassel hat 
die eingelegte Berufung zurückgewiesen und eine Revision 
nicht zugelassen. 

Die dadurch entstandene Mehrausgabe war unvorhergesehen 
und wegen des vorgenannten Urteils unabweisbar. 

j Einsparung bei Kap. 10 07 Tit. 514 02. 


549 547,11 


Erstattung der Aufwendungen, die Dritten bei der Erhebung 
der Beiträge nach § 10 des Absatzfondsgesetzes vom 26. Juni 
1969 entstehen 


Gemäß § 5 Abs. 4 der Verordnung über die Beiträge nach 
§ 10 Abs. 8 des Absatzfondsgesetzes vom 29. April 1970 
(BundesgesetzbL I S. 445) ist das Bundesamt für Ernährung 
und Forstwirtschaft in Frankfurt (Main) verpflichtet, bei der 
Erhebung der Beiträge für den Absatzfonds den Amtshilfe 
leistenden Steilen der Länder bzw. Gemeinden bestimmte 
Aufwendungen zu erstatten. Außerdem ist der Mühlenstelle, 
die die Beiträge von den Mühlen erhebt, der Aufwand zu 
vergüten. Diese Regelung war bei der Aufstellung des Bun- 
deshaushaltspians 1970 nicht bekannt. 

Die Ausgabe beruht auf gesetzlicher Verpflichtung und war 
daher unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 682 01. 


37 482,38 


Sonstige Bewirtschaftungskosten 


I Der Umfang der Prüfungsaufgaben des Bundessortenamtes 
hat nach dem Sortenschutzgesetz vom 20. Mai 1968 und nach 
j dem Saatgutverkehrsgesetz vom 20. Mai 1968 unerwartet 
stark zugenommen. Die im Haushaltsjahr 1970 veranschlag- 
I ten Ausgaben reichten nicht aus, weil neu gepachtete Prüf- 
felder bei der Prüfstelle Eder am Holz für den Anbau der 
Prüfsorten bereits im Herbst 1970 bestellt und mehr Ver- 
j Suchsfelder bei den Prüfstellen Scharnhorst und Haßloch 
I wegen der zunehmenden Prüfungstätigkeit aufbereitet wer- 


44 



Deutscher Bundestag — ■ 6. Wahlperiode Dn^cksache Vl/2426 


Kap. 

Tit. 


Haushalts- 

betrag 

1970 


DM 


An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 


1 I 2 3 


Begründung 


noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


I 


10 11 
811 01 


35 900 — 


10 12 
527 02 


21 600,— 


den mußten, als vorgesehen war. Hinzu kamen noch die in- 
folge eines Brandschadens verursachten Mehrausgaben für 
die Ersatzbeschaffung von Saatgut, Schädlingsbekämpfungs- 
und Düngemitteln bei der Prüfstelle Haßloch. 

Die Mehrausgabe war zur Erfüllung der Prüfungsaufgaben 
unabweisbar. 

Gemäß § 37 Abs, 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung an- 
gerechnet wird. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 686 01. 


8 383,74 
(Vorgriff) 


9 948,36 


Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Ersatzbeschaffung eines Dienstkraftwagens Ford 17 M „Tur- 
nier", 1,7 Liter, 5türig, für zwei Dienstkraftwagen, die auf- 
grund des Gutachtens des technischen Beamten für das Kraft- 
fahrwesen bei der OFD Kiel vorzeitig und unvorhergesehen 
auszusondern waren. 

Die Beschaffung war zur Aufrechterhaltung des Dienst- 
betriebes, insbesondere zur Fortführung der Versuchsarbei- 
ten auf milchhygienischem Gebiet unabweisbar. 


Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 


Unabweisbare Mehrausgabe infolge unvorhergesehener Teil- 
nahme einiger Wissenschaftler der Bundesforschungsanstalt 
für Fischerei an der FAO-Technical Conference on Marine 
Pollution and its Effects on Living Resources and Fishing in 
Rom in der Zeit vom 9, bis 18. Dezember 1970. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 882 71. 


10 14 
522 01 


305 600,— 


39 000,— 


Verbrauchsmittel für Forschung und Versuche 


Mehrausgabe infolge der kurzfristig notwendigen Aufnahme 
und Durchführung eines Fütterungsversuchs mit 3000 Tieren 
zur Klärung von nicht aufschiebbaren Fragen im Zusammen- 
hang mit der gesetzlichen Regelung der Zulassung von Anti- 
biotika im Legehennenfutter sowie des plötzlichen Auftretens 
von Infektionskrankheiten unter den Tierbeständen und des 
deswegen stark gestiegenen Arznei- und Futtermittelver- 
brauchs. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung an- 
gerechnet wird. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 685 61. 
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10 15 ' 140 000,— 

51701 


19 221,23 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Unabweisbare Mehrausgabe durch hohen Verbrauch von 
Heizmaterial und elektrischem Strom für Beleuchtung infolge 
des außergewöhnlich lajigen Winters 1969' 70 und des kühlen 
Sommers 1970. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 685 61. 


10 22 40 000,— 

522 01 


3 455,37 


Verbrauchsmittel für Forschung und Versuche 


j Unabweisbarer Mehrbedarf infolge unvorhergesehener Ar- 
I beitsaufträge zur Lösung vordringlicher Fragen im Rahmen 
der EWG-Verhandlungen (Ölgehaltsbestimmungen von Raps, 

; Identität von Sonnenblumenöl) sowie durch Preissteigerun- 
gen bei den benötigten Chemikalien und Glasgeräten. 


I Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 685 61. 


Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 


11 01 10 000,— 


79 609,99 Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 


71101 Es ist wiederholt vorgekommen, daß die verwaltungseige- 

nen Strom-Freileitungen, an die auch das Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und Teile des 
Bundesministeriums der Verteidigung angeschlossen sind, 
durch Blitzschlag und Unwetter beschädigt wurden, wodurch 
erhebliche Störungen in der Stromversorgung auftraten. Aus 
, Sicherheitsgründen war es deshalb dringend erforderlich, sie 
, zu verkabeln. Die veranschlagten Mittel reichten wegen der 
inzwischen gestiegenen Lohn- und Materialkosten sowie 
einer in der Zwischenzeit notwendig gewordenen neuen 
Planung der Baumaßnahme nicht aus. 

, Die dadurch entstandene Mehrausgabe war unvorhergesehen, 

' weil bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 mit der 

Lohn- und Preissteigerung und der neuen Planung, die die 
Maßnahme verteuerte, nicht gerechnet werden konnte. Sie 
war unabweisbar, weil die Baumaßnahme aus Sicherheits- 
gründen keinen Aufschub duldete. 

Einsparung bei Kap. 1 1 02 Tit. 681 02. 

I 

i 
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7 000, — 1 648,95 I Auslagen in Rechtssachen 

! Die tatsächliche Höhe der Auslagen in Rechtssachen kann 
nicht vorhergesehen werden. Die Senate des Bundesarbeits- 
gerichts entscheiden über Armenrechtsanträge unabhängig 
von den bereitgestellten Haushaltsmitteln. 

' Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die Armenanwälte 

einen Rechtsanspruch auf Zahlung der Armenanwaltskosten 
i einsdiliehiich ihrer Reisekosten haben. 

I Einsparung bei Kap. 1 1 05 Tit. 453 01. 


24 000,— 


3 975,46 


Bücher und Zeitschriften 


Der Mehrbedarf ist auf Kostensteigerungen und darauf zu- 
rückzuführen, daß als Folge vielfacher Gesetzesänderungen 
vermehrt Ergänzungslieferungen für Lose-Blatt-Sammlungen 
beschafft werden mußten. 

Die Mehrausgabe war somit unvorhergesehen und unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 1 1 06 Tit. 513 01. 


19 500,— 


9 799,99 


Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 
Maschinen für Verwaltungszwecke 


Die Mehraufwendungen sind durch die Anschaffung von 
Büromaschinen verursacht worden, die wegen der Über- 
tragung neuer gesetzlicher Aufgaben auf das Bundesversiche- 
rungsamt dringend benötigt wurden. 

Die Mehrausgabe war somit unvorhergesehen; sie war un- 
abweisbar, weil die Durchführung der neuen Aufgaben kei- 
nen Aufschub duldete. 


Einsparung bei Kap. 1 1 06 Tit. 519 01. 


8 459,15 


Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 


Die Unterkünfte der in Schwarmstedt bei Hannover errichte- 
ten staatlichen Ersatzdienstgruppe waren überholungsbedürf- 
tig und mußten innen und außen (Dächer der Baracken) reno- 
viert Vv^erden. Wider Erwarten konnten die Instandsetzungs- 
arbeiten im Haushaltsjahr 1969 nicht abgeschlossen werden. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 11 08 Tit. 518 01. 
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4 000 000, — • ; 499 814,46 | Zuschüsse für Betreuungsmaßnahmen 

i Die Zahl der in der Bundesrepublik beschäftigten ausländi- 
schen Arbeitnehmer stieg von 1,7 Millionen im März 1970 auf 
fast 2 Millionen im weiteren Verlauf des Jahres an. Diese 
i starke Zunahme konnte nicht vorhergesehen werden. Sie 
i hatte zur Folge, daß die Ausländerbetreuung durch die Ver- 

^ bände der freien Wohlfahrtspflege ein unerwartetes Aus- 

I maß annahm, dem durch eine Erhöhung der Bundeszuschüsse 
' Rechnung getragen werden mußte. Dies trifft besonders für 
die Arbeiterwohlfahrt zu, die statt 148 000 bereits 326 000 
i Jugoslawen zu betreuen hatte. 

Die Erhöhung der Zuschüsse war unabweisbar. Eine andere 
Entscheidung hätte eine Einschränkung der Betreuungsarbeit 
zur Folge gehabt und wäre auf Unverständnis und Kritik bei 
' den Betroffenen — auch bei den Regierungen der Anwerbe- 
, ^ länder — gestoßen. 

! Einsparung bei Kap. 11 02 Tit. 681 02. 


4 600 000, — ^ 226 852,74 Durchführung der Versehrtenleibesübungen 

* Sowohl der Bestand an Versehrtensportgruppen wie auch 
die Anzahl der am Versehrtensport teilnehmenden Versor- 
gungsberechtigten haben sich erhöht. Außerdem sind Preis- 
! ' Steigerungen eingetreten. 

Die durch diese Umstände bedingten Mehrausgaben waren 
unvorhergesehen; sie waren unabweisbar, da sie auf gesetz- 
I I lieber Leistungsverpflichtung beruhen. 

' ^ Einsparung bei Kap. 11 10 Tit. 681 02. 


30 000,— 


3 450 000,— 


11511,46 ' Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung auf Grund 
des Gesetzes zur Einführung des Bundesversorgungsgesetzes 
im Saarland 

: Der Mehrbedarf beruht außer auf Erhöhungen der Kranken- 
kassenbeiträge für freiwillige Mitglieder im wesentlichen 
I darauf, daß in einem Einzelfall als Folge eines verlorenen 
i Rechtsstreits eine Nachzahlung zu leisten war. 

: Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da sie auf rechtlicher Verpflichtung beruht. 

j Einsparung bei Kap. 11 10 Tit. 681 02. 


32 000,57 Versorgungsleistungen auf Grund inter- und supranationaler 
Verträge und Übereinkommen 

i Die im Rahmen des deutsch-österreichischen Vertrages zu er- 
I bringenden Erstattungsleistungen haben sich wegen der ver- 
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1 


I 

I 


mehrten Inanspruchnahme der Heil- und Krankenbehandlung 
I auf Grund dieses Vertrages und wegen Kostensteigerungen 
I erhöht. 

, Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
I bar, da sie auf rechtlicher Verpflichtung beruht. 

j Einsparung bei Kap. 11 10 Tit. 681 02. 


34 762,71 


Zuschüsse für Maßnahmen zur Förderung der Arbeitsauf- 
nahme und für berufliche Bildungsmaßnahmen für Empfänger 
von Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe 


I Mit dem Inkrafttreten des Arbeitsförderungsgesetzes ab 
1. Juli 1969 sind die Ausgaben des Bundes für Maßnahmen 
zur Förderung der Arbeitsaufnahme und für berufliche Bil- 
dungsmaßnahmen für Empfänger von Unterstützung aus 
der Arbeitslosenhilfe auf die Bundesanstalt für Arbeit 
übergegangen. Daher sind im Bundeshaushaltsplan 1970 für 
diese Zwecke keine Ausgaben veranschlagt. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat jedoch nicht in allen Fällen 
die bis zum 30. Juni 1969 begründeten Aufwendungen zu 
Lasten des Bundes bis zum Ablauf des Rechnungsjahres 1969 
abrechnen können. Damit waren wider Erwarten im Haus- 
haltsjahr 1970 noch Restzahlungen zu leisten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil mit der Not- 
wendigkeit zu Restzahlungen im Jahre 1970 für bis 30. Juni 
1969 entstandene Verpflichtungen nicht gerechnet wurde; sie 
war unabweisbar, da der Bund die bis zum 30. Juni 1969 
begründeten Aufwendungen tragen muß. 

Einsparung bei Kap. 1111 Tit. 681 03. 


12 025,— 


Darlehen zur verstärkten Förderung von Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen für Empfänger von Unterstützung aus der 
Arbeitslosenhilfe 


Mit dem Inkrafttreten des Arbeitsförderungsgesetzes ab 
1. Juli 1969 sind die Ausgaben des Bundes für die verstärkte 
Förderung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen für Emp- 
fänger von Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe auf die 
Bundesanstalt für Arbeit übergegangen. Daher sind im Bun- 
deshaushaltsplan 1970 für diese Zwecke keine Ausgaben ver- 
anschlagt. Die Bundesanstalt für Arbeit hat jedoch nicht in 
allen Fällen die bis zum 30. Juni 1969 begründeten Aufwen- 
dungen des Blindes bis zum Schluß des Rechnungsjahres 1969 
abrechnen können. Damit mußten wider Erwarten im Haus- 
haltsjahr 1970 noch Restzahlungen geleistet werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil mit der Not- 
wendigkeit zu Restzahlungen im Haushaltsjahr 1970 für 
bis zum 30. Juni 1969 entstandene Verpflichtungen nicht 
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I ; gerechnet wurde; sie war unabweisbar, da der Bund die bis 

30. Juni 1969 begründeten Aufwendungen tragen muß. 

Einsparung bei Kap. 1111 Tit. 863 1 1 . 




11 11 

apl. 
883 01 


11 12 

apl. 
539 99 


11 12 73 000 000,— 

682 01 i 



16 199, — Zuschüsse zur Grundförderung von Arbeitsbeschaffungsmaß- 

I nahmen für Empfänger von Unterstützung aus der Arbeits- 
I losenhilfe 

Mit dem Inkrafttreten des Arbeitsförderungsgesetzes ab 
1. Juli 1969 sind die Ausgaben des Bundes für Zuschüsse zur 
Grundförderung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen für 
Empfänger von Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe auf 
die Bundesanstalt für Arbeit übergegangen. Daher sind im 
Bundeshaushaltsplan 1970 für diese Zwecke keine Ausgaben 
veranschlagt. Die Bundesanstalt für Arbeit hat jedoch nicht 
in allen Fällen die bis zum 30. Juni 1969 begründeten Auf- 
wendungen zu Lasten des Bundes bis zum Schluß des Rech- 
i nungsjahres 1969 abrechnen können. Damit mußten wider 
Erwarten im Haushaltjahr 1970 noch Restzahlungen gelei- 
stet werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil mit der Not- 
wendigkeit zu Restzahlungen im Haushaltsjahr 1970 für bis 
zum 30. Juni 1969 entstandene Verpflichtungen nicht gerech- 
i net wurde; sie war unabweisbar, da der Bund die bis zum 
I 30. Juni 1969 begründeten Aufwendungen tragen muß. 

: Einsparung bei Kap. 1111 Tit. 893 11. 


29 927,30 i Vermischte Verwaltungsausgaben 

I In Einzelfällen waren Empfängern von Leistungen der Kriegs- 
opferfürsorge Versorgungsbezüge zu erstatten, die von ver- 
: schiedenen Sozialhilfeträgern in vergangenen Jahren zu 
i Unrecht vereinnahmt worden waren. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war im Hinblick 
j auf die Erstattungsansprüche der Berechtigten unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 1113 Tit. 616 01. 


102 022,62 Erstattung von Fahrgeldausfällen an Unternehmen für die 
Personenbeförderung, die zur unentgeltlichen Beförderung 
bestimmter Gruppen von Schwerbeschädigten im Nahverkehr 
I verpflichtet sind 

Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß die von den 
nachgewiesenen Fahrgeldeinnahmen der Nahverkehrsunter- 
nehmen abhängigen laufenden Erstattungszahlungen nach § 4 
des Gesetzes über die unentgeltliche Beförderung von Kriegs- 


50 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 2426 



1 

An über- und i 

Haushalts- 

außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1970' 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


112 ! 3 


Begründung 


4 



noch Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 


11 13 4 500 000 — 

646 04 


I 

I 


11 13 


apl. 
656 04 


i 

i 


1113 i 32 000 000,— 

681 01 I 


i und Wehrdienstbeschädigten sowie von anderen Behinderten 
i im Nahverkehr höher als veranschlagt waren. 

I Die Mehrausgabe war somit unvorhergesehen; sie war un- 
i abweisbar, da sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruht. 

Einsparung bei Kap. 1 1 13 Tit. 616 01. 


1 955 611,17 Kosten der Nachversicherung gemäß §§23 und 23 a des Ge- 
setzes zur Regelung der Verbindlichkeiten nationalsozialisti- 
scher Einrichtungen und der Rechtsverhältnisse an deren 
Vermögen 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß die Ver- 
sicherungsträger mehr Nachversicherungsfälle mit einem 
höheren Betrag im Einzelfall abgerechnet haben als bei der 
I Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 angenommen 
worden war. Außerdem mußten im Haushaltsjahr 1970 noch 
I Nachzahlungen für vergangene Haushaltsjahre geleistet 
I werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie beruht auf ge- 
setzlicher Verpflichtung und war daher unabweisbar. 

; Einsparung bei Kap. 1113 Tit. 616 01. 


3 149,75 Wiederauszahlung von dem Bund zuviel erstatteten, unwirk- 
samen Beiträgen ehemaliger Bediensteter der NSDAP an die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 

Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte hat im Haus- 
haltsjahr 1966 dem Bund die durch das Gesetz über die 
versicherungsrechtliche Stellung der im Dienst der NSDAP 
Beschäftigten vom 4. März 1943 (RGBl. I S. 131) für unwirk- 
sam erklärten Beiträge, die während des Krieges nicht mehr 
an den Reichsschatzmeister abgeführt worden waren, erstat- 
tet. Hierzu war die BfA verpflichtet, weil das Vermögen der 
NSDAP auf den Bund übergegangen ist 

Nach neueren Ermittlungen hat die BfA anstelle des von ihr 
erstatteten Betrages in Höhe von 335 167,96 DM nur einen 
Betrag von 332 018,21 DM zu zahlen. Der Unterschiedsbetrag 

I in Höhe von 3149,75 DM war der BfA zu erstatten. 

! 

^ Einsparung bei Kap. 1 1 13 Tit. 616 01. 


1 500 000,— 


Fremdrenten in der Unfallversicherung 


Die Mehrausgabe beruht darauf, daß die Zahl der Empfänger 
von Fremdrenten in der Unfallversicherung nicht in dem bei 
der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 geschätzten 
Umfang zurückgegangen ist. Außerdem haben sich die Aus- 
gaben für Heilverfahren sowie für Arzt- und Arzneikosten 
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noch Einzelplan 11 — - Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 

I stärker als erwartet erhöht. Darüber hinaus sind auch im 
Haushaltsjahr 1970 wieder Zulagen an schwerverletzte Rent- 
ner in der landwirtschaftlichen Unfallversicherung gezahlt 
worden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, weil sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruht. 

Einsparung bei Kap. 11 13 Tit. 616 01. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 01 610 000,— 
527 02 


12 01 250 000,— 

527 03 


12 02 1 118 700,— 

646 01 


43 699,81 Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 

Mehr infolge unvermeidbarer erhöhter Reisetätigkeit auf 
Grund internationaler Verpflichtungen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war zur Wahr- 
nehmung dienstlicher Aufgaben im Rahmen internationaler 
Verpflichtungen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 


37 461,59 Reisekostenvergütungen für Reisen in Personalvertretungs- 
angelegenheiten und in Vertretung der Interessen der 
Schwerbeschädigten 

Mehr für Reisen in Personalvertretungsangelegenheiten, ins- 
besondere von Mitgliedern des Gesamtpersonalrats der Bun- 
desanstalt für Flugsicherung und der Stufenvertretungen der 
Bundeswasser- und Schiffahrtsverwaltung. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 


250 000, — Erstattung der Kosten für Schiffssicherheitsaufgaben des Bun- 

des an die See-Berufsgenossenschaft 

Mehr für die Erstattung der der See-Berufsgenossenschaft 
entstandenen Kosten für die Wahrnehmung der Schiffssicher- 
heitsaufgaben des Bundes gemäß § 6 des Gesetzes über die 
Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der Seeschiffahrt vom 
25. Mai 1965 {Bundesgesetzbl. II S. 833) und für die Unter- 
suchung der Seeleute auf Seediensttauglichkeit gemäß 
§ 102 b des Seemannsgesetzes vom 26. Juli 1957 in der 
Fassung vom 8. Januar 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 2). 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruht. 

Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 892 02. 
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12 02 
682 07 


101 000 000 — 


3 698 676,29 


Betriebsbeihilfe für Verkehrsbetriebe zur Verbilligung von 
Gasöl zum Betrieb schienengebundener Fahrzeuge 


Mehr infolge unvorhergesehenen erhöhten Verbrauchs von 
Gasöl. Die Mehrausgabe war unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 892 21. 


12 02 
682 12 


433 000 000,— 


10 000 000 ,— 


Ausgleich von betriebsfremden Lasten der deutschen Bundes- 
bahn (Versorgungsbezüge) 


Mehr durch Erhöhung der Versorgungsbezüge ab 1. Januar 
1970 einschließlich Verbesserung der Mindestversorgung auf 
Grund des 7. BesÄndG und durch strukturelle Verbesserun- 
gen ab 1. Juli 1970 in Auswirkung des 2. Besoldungsneurege- 
lungsgesetzes (2. BesNG). 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 682 11 — Ziffer 5 a) der Erläu- 
terungen — . 


12 03 
521 01 


42 600 000,— 


1 497 453,86 Unterhaltung der Bundeswasserstraßen und Betrieb ihrer An- 
(Vorgriff) lagen im Küstenbereich, und zwar: Stoff-, Unternehmer-, 
Sach- und sonstige Kosten 

Im März 1970 wurde das Feuerschiff „Elbe 1" von einem 
argentinischen Motorschiff gerammt und schwer beschädigt. 
Die Kosten für die Instandsetzungsarbeiten und die im Zu- 
sammenhang damit durchgeführten Verbesserungsarbeiten 
beliefen sich auf etwa 1 900 000 DM. Die Aufwendungen für 
Instandsetzungsarbeiten in Höhe von etwa 1 500 000 DM 
wurden dem Schädiger in Rechnung gestellt. Dadurch, daß 
sich die Reparaturarbeiten bis zum Ende des Haushaltsjahres 
erstreckten und eine Erstattung durch den Verursacher im 
Jahre 1970 nicht mehr möglich war, war die Inanspruchnahme 
zusätzlicher Haushaltsmittel im Wege des Vorgriffs unab- 
weisbar. 

I Die Mehrausgabe war bei der Veranschlagung nicht vorher- 
I Zusehen. 


12 03 
521 02 


52 000 000,— 


9 875 822,92 


Unterhalt der Bundeswasserstraßen und Betrieb ihrer Anla- 
gen im Binnenbereich, und zwar: Stoff-, Unternehmer-, Sach- 
und sonstige Kosten 


Das ungewöhnliche Hochwasser in den Monaten Februar und 
März 1970 hat im Bereich der Binnenwasserstraßen erheb- 
liche Schäden an bundeseigenen Anlagen verursacht. Es 
handelt sich hierbei um starke Auflandungen und Uferab- 
brüche, um Schäden an Strombauwerken und Kanaldämmen 
sowie an sonstigen Anlagen. Die aufgetretenen Schäden er- 
fordern über die normale Unterhaltung hinaus zusätzliche 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

j Mittel in Höhe von rd. 48 Millionen DM. Die sofortige teil- 
weise Schadensbeseitigung ist unabdingbar geworden, um 
eine Ausweitung der Schadensstellen zu verhindern, sowie 
um einen geregelten Wasserabfluß und eine ungehinderte 
Durchführung der Schiffahrt sicherzustellen. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

I Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


12 03 
526 01 


75 000,— 


12 03 
749 08 


2 000 000 ,— 


! 

I 


12 09 10 200,— I 

516 01 i 


27 027,67 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Mehr infolge unvorhersehbarer Rechtsstreitigkeiten, insbe- 
sondere zur Abwehr von Schadensersatzforderungen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 539 02. 


614 930,50 ' Abwicklungsarbeiten auf dem deutschen und deutsch-luxem- 
(Vorgriff) burgischen Abschnitt der Mosel 

! Nach der Inbetriebnahme der Schiffahrt auf der ausgebauten 
Mosel sind insbesondere auf der deutschen Ausbaustrecke 
noch Restarbeiten auszuführen sowie Auflagen in den was- 
serrechtlichen Ausbauverfahren zu erfüllen. Die Internatio- 
nale Mosel GmbH hat die Bauleitungskosten für diese Rest- 
arbeiten im Rechnungsjahr 1967 mit 4,2 Millionen DM pau- 
schal abgegolten. Bei der Aufstellung des Katalogs der Rest- 
I arbeiten, die noch von der IMGmbH zu bezahlen sind, sind 
auch die Kosten für die noch durchzuführenden umfangrei- 
chen Katasterfortführungsmessungen und Grenzherstellun- 
gen als Baukosten aufgenommen worden. Hierüber besteht 
mit den französischen Vertretern jedoch keine Übereinstim- 
mung. Sie soll in einer Regierungsverhandlung, in der auch 
I die Erhöhung der Pauschale für Bauleitungskosten angestrebt 
I wird, herbeigeführt werden. Zur Zahlung der Löhne der Meß- 
I gehilfen sowie für Lohn- und Gehaltserhöhungen war die In- 
I anspruchnahme zusätzlicher Haushaltsmittel im Wege des 
■ Vorgriffs auf die Mittel für 1971 unabweisbar. Diese Entwick- 
I lung war bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 
j nicht vorherzusehen. 


2 993,02 Dienst- und Schutzkleidung, persönliche Ausrüstungsgegen- 
stände 

Mehrbedarf infolge Gewährung von Dienstbekleidungszu- 
. Schüssen an die Beamten und Angestellten auf dem Vermes- 
; sungs- und Forschungsschiff „Komet". 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

j Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

j Deckung gemäß § 6 Abs. 2 HG 1970 ist in Anspruch genom- 
I men worden. 

! Einsparung bei Kap. 12 09 Tit. 532 02. 


12 09 19 000 — 

539 99 


12 12 352 200,— 
427 01 


12 12 : 1 150 000 — 

511 02 


12 12 120 000 ,— 

518 02 


5 278,22 I Vermischte Verwaltungsausgaben 

Mehrbedarf auf Grund eines Urteils des Bundesarbeitsge- 
richts und der infolgedessen von der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder (VBL) am 1. Juni 1970 festgesetzten 
Rentenbeträge sowie infolge sonstiger unaufschiebarer Maß- 
nahmen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 12 09 Tit. 547 44. 


614 970,05 I Globalansatz für Zeitangestellte 

Mehr infolge der unvorhergesehenen und sprunghaft ange- 
' stiegenen Zulassungen und Besitzumschreibungen von Kraft- 
fahrzeugen. 

I Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sich die gesetzliche 
! Verpflichtung aus § 20 ff. StVZO ergibt. 

' Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


665 641,45 Herstellung der Kraftfahrzeug- und Anhängerbriefe sowie 
sonstiger Vordrucke 

Mehr infolge unvorhergesehener und ungewöhnlich umfang- 
reicher Bestellungen an Kraftfahrzeug- und Anhängerbriefen 
I durch die Kraftfahrzeug-Industrie. 

j Die Mehrausgabe war unabweisbar, da das Kraftfahrt-Bun- 
j desamt in Flensburg-Mürwik zur Lieferung der Briefe ge- 
! setzlich verpflichtet ist (§ 20 ff. StVZO). 

I Deckung durch Mehreinnahme bei Kap. 12 12 Tit. 111 01. 


60 293,97 I Mieten und Pachten für Maschinen, Geräte und Fahrzeuge 

Die Mehrausgabe beruht auf der Anmietung einer neuen 
Kopiermaschine mit Sortiergerät. Die Vorteile dieser Ma- 
’ schine liegen darin, daß ihre Kapazität die des bisher ver- 
' wendeten Gerätes erheblich übersteigt. Darüber hinaus kann 
; durch den Fortfall der Handsortierung zusätzliches Personal 
eingespart werden, das anderenfalls auf Grund des vermehr- 
ten Arbeitsaufkommens erforderlich wäre. 
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! 


12 12 ’ 93 000 — 

51901 I 


12 12 
539 99 


I 


9 000 — 


I 


j Der Einsatz des neuen Gerätes verursacht zwar eine Erhö- 
I hung der Miete, andererseits treten aber bei Kap. 12 12 
I Tit. 512 01 Einsparungen ein, die die Mehrausgabe bei 
j Kap. 12 12 Tit. 518 02 decken. 

Die überplanmäßige Ausgabe ist insofern als unvorherge- 
sehen zu bezeichnen, als das positive Ergebnis des probe- 
weisen Einsatzes des neuen Gerätes erst nach Verabschie- 
dung des Haushaltsgesetzes 1970 festgestellt werden konnte. 

Die Unabweisbarkeit ist sowohl mit der erhöhten Leistungs- 
fähigkeit als auch mit der größeren Wirtschaftlichkeit zu 
begründen. 

Einsparung bei Kap. 12 12 Tit. 512 01. 


41 059,11 


Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 


Im Zuge der Umstellung der Datenverarbeitungsanlagen im 
Kraftfahrt-Bundesamt auf leistungsfähigere Systeme ab Mitte 
November 1970 war eine umfangreiche Grundüberholung 
der vorhandenen Klimaanlage, verbunden mit gleichzeitigem 
Aus- und Umbau, erforderlich. 

Die Notwendigkeit der Arbeiten konnte nicht vorhergesehen 
werden, weil sich erst aus den mit der Fa. Siemens im Juni 
1970 abgeschlossenen Verträgen die Verpflichtung ergab, die 
für die neuen EDV-Anlagen notwendigen baulichen Vor- 
aussetzungen zu schaffen. Erst die danach erstellten Gut- 
achten, insbesondere die Klimabilanz und die Ergebnisse 
der Luftmessungen ließen in den klimatisierten Räumen eine 
I um 35 Vo der ursprünglichen Luftkapazität verringerte Lei- 
j stungsfähigkeit der Klimaanlage erkennen. 

; Die überplanmäßige Ausgabe war unabweisbar. 

I Einsparung bei Kap. 12 12 Tit. 518 22. 


2 197,40 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Trotz rechtzeitiger Stellenausschreibungen in überregionalen 
Tageszeitungen, Fachzeitschriften und amtlichen Mitteilungs- 
blättern ist es bisher nur teilweise gelungen, die im Haus- 
haltsplan ausgebrachten Beamten- und Angestelltenstellen 
des gehobenen und höheren Dienstes besonderer Fachrich- 
tung (Kfz-Technik und Datenverarbeitung) mit geeignetem 
Personal zu besetzen. Da die betroffenen Bereiche jedoch 
wegen erheblichen Arbeitsanfalles auf schnelle Besetzung 
der Dienstposten angewiesen sind, mußte die Anwerbung 
von Personal mit Nachdruck betrieben werden. In diesem 
Zusammenhang verursachten zwangsläufige Wiederholungen 
von Stellenanzeigen und Vorstellungsreisen erhebliche un- 
vorhergesehene Mehraufwendungen, die unabweisbar wa- 
ren. 


Einsparung bei Kap. 12 12 Tit. 532 21. 
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12 10 
521 01 


194 040 000- 


12 10 
521 02 


93 120 000,- 


16 356 089,62 


Unterhaltung und Instandsetzung (Bundesstraßen) 


' Die Unterhaltungsarbeiten an den Bundesstraßen sind sehr 
lohnintensiv und wirken sich bei jeder Bewegung im Lohn- 
bereich auf die Bemessung der Unterhaltungs- und Instand- 
setzungssätze aus. Im Jahre 1970 wurden neben der Lohn- 
erhöhung von rd. 8 auch soziale Verbesserungen wirksam, 
wie Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, vermögenswirksame 
Beiträge des Arbeitgebers und Erhöhung der Sozialleistun- 
j gen. Auch weitere Preissteigerungen für Stoffe und Geräte 
! waren eingetreten. Aus diesen Gründen mußten die Pau- 
, schalsätze für die Unterhaltung und Instandsetzung der Bun- 
desstraßen aufgestockt werden, um sicherzustellen, daß die 
Verkehrssicherheit erhalten bleibt. 

Die zusätzlichen Kosten verursachten eine unvorhergesehene 
! und unabweisbare Mehrausgabe. 


Einsparung bei Kap. 12 10 Tit. 760 10. 


4 748 541,09 | Unterhaltung und Instandsetzung (Bundesautobahnen) 

I Die Unterhaltungsarbeiten an den Bundesautobahnen sind 
i sehr lohnintensiv und wirken sich bei jeder Bewegung im 
i Lohnbereich auf die Bemessung der Unterhaltungs- und In- 
standsetzungssätze aus. Im Jahre 1970 wurden neben der 
Lohnerhöhung von rd. 8 ®/o auch soziale Verbesserungen 
j wirksam, wie Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, vermögens- 
! wirksame Beiträge des Arbeitgebers und Erhöhung der So- 
i zialleistungen. Auch weitere Preissteigerungen für Stoffe 
! und Geräte waren eingetroten. Aus diesen Gründen mußten 
! die Pauschalsätze für die Unterhaltung und Instandsetzung 
I der Bundesautobahnen aufgestockt werden, um sicherzustel- 
len, daß die Verkehrssicherheit erhalten bleibt. 

( Die zusätzlichen Kosten verursachten eine unvorhergesehene 
und unabweisbare Mehrausgabe. 

Einsparung bei Kap. 12 10 Tit. 760 10 und Tit. 770 10. 


12 11 
527 01 


85 000,— 



i 


7 700, — I Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 

Die vermehrte Außentätigkeit durch Verkehrserhebungen 
und -beobachtungen, Prüfungen und Messungen auf Straßen- 
baustellen sowie besondere Forschungsuntersuchungen von 
, Straßenbeschädigungen durch Spikes machten in größerem 
I Umfang Dienstreisen notwendig. 

I Hierdurch entstand eine unvorhergesehene und unabweis- 
bare Mehrausgabe. 

Einsparung bei Kap. 12 11 Tit. 515 04. 
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41 500,- 


539 99 


14 299,58 I Vermischte Verwaltungsausgaben 

Durch die Neuordnung der Arbeitszeit und der Pausenzeiten 
ist ein stark erhöhter Bedarf entstanden, der nur dadurch 
gedeckt werden konnte, daß genügend Personal durch Inse- 
rate angeworben wurde. Die Arbeitsämter sind nicht in der 
Lage, Arbeitskräfte zu vermitteln. 

^ Das führte zu unvorhergesehenen und unabweisbaren Mehr- 
I ausgaben für Inserate zur Werbung von FS-Betriebs- und 
j technischem Personal. 

I Deckung gemäß § 6 Abs. 2 HG 1970 ist in Anspruch genom- 
men worden. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 


70 000,- 


5 571,63 Studienbeihilfen für Fachschüler Höherer Technischer Lehr- 
anstalten und für Studierende an Technischen Hochschulen 

Bei dem großen Bedarf an Nachwuchskräften für den tech- 
: nischen Dienst bei der Bundesanstalt für Flugsicherung sind 
Mehrkosten an Studienbeihilfen für Fachschüler höherer 
Lehranstalten und für Studierende an Technischen Hoch- 
schulen entstanden, die unvorhergesehen und unabweisbar 
waren. Es konnten unerwartet vier weitere Fachschüler für 
die Laufbahn des gehobenen Dienstes angeworben werden. 

I Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 


103 300, 


7 787,47 Erwerb von Dienstfahrzeugen 

Der bei der Zentralstelle der Bundesanstalt für Flugsicherung 
: eingesetzte Dienst-Pkw Opel Rekord 1700 hat durch fremdes 
i Verschulden einen Totalschaden erlitten. Verursacher war 
I ein niederländischer Lkw-Fahrer. Die sofortige Ersatzbeschaf- 
I fung des Personenkraftwagens war zur Sicherstellung eines 
i reibungslosen Dienstbetriebes notwendig. Die Schadensregu- 
i lierung ist eingeleitet. 

■ Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

' Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 


90 000,- 


1 793,49 Post- und Fernmeldegebühren 

Aus der wesentlich umfangreicheren Tätigkeit im Zusammen- 
hang mit der Erweiterung der Musterzulassung und der Mu- 
sterprüfung sowie der Tätigkeit der Flugunfalluntersuchun- 
gen sind unvorhergesehene und unabweisbare Mehrausga- 
ben an Post- und Fernmeldegebühren entstanden. 

‘ Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 517 01. 
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12 16 90 000,— 
526 02 


! 

12 16 I 40 000,— 

671 01 


12 16 

apl. 
671 02 


12 17 32 963 000,— 

861 01 i 


23 283,98 Kosten für Sachverständige 

Der Mehrbedarf bei den Ausgaben für Sachverständige bei 
I der Durchführung von Prüfungen wird durch den Umfang 
der Prüfanträge bestimmt. Die Prüfungsbewerber haben 
einen Rechtsanspruch auf die Durchführung der Prüfungen. 

Durch die erhöhte Anzahl der Prüfungsbewerber sind unvor- 
hergesehene und unabweisbare Mehrkosten entstanden. 

I Deckung gemäß § 6 Abs. 2 HG 1970 ist in Anspruch genom- 
1 men worden. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 517 01. 

67 459,39 , Ausgaben im Zusammenhang mit der Untersuchung von 
i Flugzeugunfällen 

Durch mehrere Flugzeugunfälle, für deren — durch Gesetz 
■ gebotene — Untersuchung ein besonders großer technischer 
Aufwand erforderlich war, sind unvorhergesehene und unab- 
' weisbare Mehrkosten entstanden. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 


76 253,77 Ausgaben im Zusammenhang mit Sicherungsmaßnahmen auf 
den Flughäfen 

Zur Verhinderung von Flugzeugentführungen sind für die 
I deutschen Flughäfen, die im internationalen Fluglinienver- 
kehr angeflogen werden, Sicherungsmaßnahnien angeordnet. 
Aus diesem Anlaß entstehen unvorhergesehene Aufwendun- 
gen insbesondere für die vorübergehende Beschäftigung von 
' weiblichen Angestellten zur Durchsuchung weiblicher Passa- 
! giere. 

' Die Ausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 513 02. 

21 419 800,— 

Darlehen an Flughafengesellschaften, an denen der Bund 
! beteiligt ist 

Der von der Flughafen Frankfurt (Main) AG für das Jahr 1970 
erstellte und vom Aufsichtsrat am 31. August 1970 geneh- 
migte Nachtragswirtschaftsplan sah unter anderem eine zu- 
sätzliche Finanzierung von Investitionen in 1970 in Höhe 
von 140 000 000 DM vor. Die benötigten Investitionsmittel 
sollten mit 80 000 000 DM durch die Aktionäre in Form von 
zinslosen Darlehen bereitgestellt werden. Der Rest sollte 
durch gegebenenfalls vom Land Hessen und vom Bund ver- 
bürgte Fremdmittelaufnahmen abgedeckt werden. 

Der gestiegene Kapitalbedarf ist auf unerwartete höhere 
Preise für den Bau der neuen Empfangsanlage West, Ergän- 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

Zungen des Bauvorhabens entsprechend dem technischen 
Fortschritt und die notwendige Beschleunigung des Bautem- 
pos auf Grund der Verkehrsentwicklung zurückzuführen, 
Außerdem trägt der Nachtragswirtschaftsplan dem Umstand 
Rechnung, daß die in früheren Wirtschaftsplänen ausgespro- 
chenen Ermächtigungen zur Vornahme von Investitionen und 
zur Aufnahme von Krediten mit Ablauf des betreffenden 
Wirtschaftsplans erlöschen und damit mittelbar der Finan- 
zierungsbedarf in der Planperiode erhöht wurde. 

Die bereits starke Fremdfinanzierung der bisherigen Investi- 
tionen läßt bei der hohen Zinslast und der Kapitalmarktlage 
eine weitere Fremdverschuldung nur noch in einem be- 
schränkten Rahmen zu. Darüber hinaus führten die progres- 
siv gestiegenen Personalkosten zu einer Belastung, die die 
Fremdfinanzierungsmöglichkeiten der Gesellschaft in erheb- 
lichem Maße einengte. 

Die Bereitstellung von Aktionärsdarlehen von zusammen 
80 000 000 DM war daher unabweisbar. Sie war bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1970 auch nicht vorher- 
zusehen. 

Die Aktionärsdarlehen wurden im Verhältnis der Beteili- 
gungsquoten bereitgestellt. Danach entfielen auf den Bund 
20 696 000 DM. 

Ferner hatte der Bund zur Herstellung der Parität unter d.en 
Aktionären noch einen Darlehensbetrag von 723 800 DM zu 
leisten, so daß der Bund 21 419 800 DM der Gesellschaft zur 
Verfügung stellen mußte. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind über die 
Mehrausgabe mit Schreiben des Bundesministers der Finan- 
zen vom 9. November 1970 — II B'2 — Ve 1732/1—6/70 II — 
I unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

I Einsparung bei Kap. 12 02 Tit. 892 21 und Kap. 12 17 

I Tit. 686 01. 


14 01 
515 02 


Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 


5 000,— 1 

! 

i 

I 


39 400,26 


Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände in Amts-, 
Dienst- und Werkdienstwohnungen 


Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß nach Neu- 
bildung der Bundesregierung für die Amtswohnung des 
Ministers Einrichtungs- und Ausstattungsgegenstände be- 
schafft werden mußten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


! Ein.sparung bei Kap. 14 01 Tit. 535 71. 
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440 000, — ! 45 632,43 ! Reisekostenvergütungen für Reisen in Personalvertretungs- 

angelegenheiten und in Vertretung der Interessen der 

Schwerbeschädigten 

Der Mehrbedarf ist auf eine erhöhte Reisetätigkeit zurück- 
I zuführen, die sich aus folgenden Maßnahmen ergab: 

a) Erklärung der Bundesregierung vom 28. Oktober 1969, 
die Mitwirkung der Personalvertretungen materiell und 
formell auszuweiten, 

b) Erlaß des Bundesministers der Verteidigung vom 21. Mai 
1970 (VMBL S. 202) über die Zusammenarbeit von Dienst- 
stelle und Personalrat, 

c) Einladungen des Bundesministers der Verteidigung zur 
Teilnahme der Personalvertretungen an den Tagungen 

I in Kassel und München (kritische Bestandsaufnahme in 
der Bundeswehrverwaltung). 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruht. 

Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 535 71. 


9 500 000,— 


2 250 000,— 


Abgeltung von Schadensersatzansprüchen Dritter, soweit es 
sich nicht um Ansprüche aus Übungsschäden handelt 


Bei der Abgeltung von Schadensersatzansprüchen Dritter ist 
eine Beeinflussung der Ausgaben durch Bewirtschaftungs- 
maßnahmen nicht möglich. Die Höhe der Ausgaben kann 
bei diesem Titel nur geschätzt werden. Der Mehrbedarf ist 
in Höhe von 1 500 000 DM hauptsächlich auf das Ansteigen 
der Reparaturkosten bei Kraftfahrzeugen zurückzuführen. 
Der weitere Mehrbedarf in Höhe von 750 000 DM beruht auf 
der Zahlungsverpflichtung an die Niederlande wegen nicht 
gewährter Umsatzsteuerbefreiung und -Vergütung nach 
Artikel 67 Abs. 3 Zusatzabkommen NATO-Truppenstatut. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen? sie war unab- 
weisbar, da die Abgeltung von Schadensersatzansprüchen 
auf Rechtsverpflichtung beruht. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


63 000 000,— 


14 600 000,— 


Fracht- und Nebenkosten, die von der Verkehrsabrechnungs- 
und Kontrollstelle im Bundeswehrverwaltungsamt abgerech- 
net werden 

Bei der Abrechnung von Fracht- und Nebenkosten ist eine 
Beeinflussung der Ausgaben durch Bewirtschaftungsmaßnah- 
men nicht möglich. Der Mehrbedarf beruht auf der Erhöhung 
der Frachttarife der Deutschen Bundesbahn und des gewerb- 
lichen Güterfernverkehrs ab Juni 1970 sowie einem anstei- 
genden Versand von Versorgungsgütern der Bundeswehr. 


61 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2426 


Kap. 

Tit. 


Haushalts- 

betrag 

1970 

DM 


An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 


1 ! 2 I 3 


I 


Begründung 


noch Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — - 


14 02 150 000 000 — 

554 99 . 


I 

14 03 

apL j 
423 04 ^ 


i 


Da die Bezahlung der Frachtrechnungen auf Rechtsverpflich- 
tung beruht, war die Mehrausgabe unabweisbar; sie war 
unvorhergesehen. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


69 297 745,46 


Einfuhrumsatzsteuer 


Bei der Entrichtung der Einfuhrumsatzsteuer ist eine Beein- 
flussung der Ausgaben durch Bewirtschaftungsmaßnahmen 
nicht möglich. Der Mehrbedarf, der vom Wert der entgelt- 
lichen und unentgeltlichen Lieferungen aus dem Ausland an 
die Bundeswehr abhängig ist, wurde bei der erstmaligen 
Veranschlagung von Ausgabemitteln für die Einfuhrumsatz- 
i Steuer nicht vorhergesehen. Da die Zahlung der Eingangs- 
I abgaben auf Rechtsverpflichtung beruht, war die Mehraus- 
gabe unabweisbar; ihr stehen entsprechend hohe Einnahmen 
j bei Kap. 60 01 Tit. 016 01 gegenüber. 

I Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


92 135,23 Zulage für bestimmte Fachverwendungen im Fernmelde- 
dienst 


i An besonders beanspruchtes Personal mit bestimmten Fach- 
verwendungen im Fernmeldedienst wird ab 1, Juli 1970 eine 
i Zulage in Höhe von monatlich 90 DM gewährt. Da im 
Bundeshaushaltsplan 1970 für diesen Zweck keine Mittel 
veranschlagt waren, mußten sie außerplanmäßig bereit- 
gestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 423 01. 


14 03 1 300 000,— 

685 11 : 


400 000, — Zuschuß an den „Verband der Reservisten der Deutschen 
Bundeswehr e. V." 

Der Verteidigungsausschuß des Deutschen Bundestages hat 
den Bericht des Bundesministers der Verteidigung vom 
I 21. April 1970 betreffend Intensivierung der Reservisten- 
; arbeit in seinen Sitzungen vom 30. April und 15. Oktober 
i 1970 zustimmend zur Kenntnis genommen und hat außer der 
Erhöhung des ursprünglichen Titelansatzes um 300 000 DM 
die Beantragung von überplanmäßigen Ausgabemitteln zum 
Ausbau des Verbandes und zur Verstärkung der allgemei- 
nen Reservistenarbeit angeregt. Der Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages ist diesen Empfehlungen in seiner 
Sitzung vom 6. Mai 1970 gefolgt. 

Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 453 01. 
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14 03 20 600 000, — 3 376 192,06 I Trennungsgeld, Trennungsbeihilfen, Mietersatz, Fahrkosten- 

Zuschüsse sowie Umzugskostenvergütungen und Umzugs- 

kostenbeihilfen 

Die intensivierte Ausbildung auf verschiedenen Fachgebie- 
ten, sowie die zu geringe Veranschlagung der im Rahmen 
der Ausbildung anfallenden Umzugskostenvergütungen führ- 
ten zu der unvorhergesehenen und unabweisbaren Mehr- 
ausgabe. 

j Einsparung innerhalb des Kap. 14 03. 


14 04 

apl. 
425 02 


14 05 7 700 000,— 

453 23 

525 21 18 100 000,— 


14 08 I 27 000 000,— 
443 02 


575,34 I Zulage für bestimmte Fachverwendungen im Fernmeldedienst 

i An besonders beanspruchtes Personal mit bestimmten Fach- 
verwendungen im Fernmeldedienst wird ab 1. Juli 1970 eine 
Zulage in Höhe von monatlich 90 DM gewährt. Da im 
Bundeshaushaltsplan 1970 für diesen Verwendungszweck 
keine Mittel veranschlagt waren, mußten sie außerplan- 
mäßig bereitgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 14 04 Tit. 422 03. 


Berufsförderung für das spätere Berufsleben durch Bildungs- 
einrichtungen außerhalb der Bundeswehr und Maßnahmen 
zur beruflichen Eingliederung 

Trennungsentschädigung, Zehrgeld, Reisebeihilfen und Fahr- 
kostenzuschüsse 

Aus- und Fortbildung, Umschulung 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß mehr Sol- 
daten ihren Anspruch auf Fachausbildung geltend gemacht 
haben, als bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 
I angenommen wurde. Dies führte bei den Titeln 453 23 und 
: 525 21 zwangsläufig zu höheren Ausgaben. 

i Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Da sie auf gesetz- 
I lieber Verpflichtung beruht, war sie unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 

876 732,47 Ärztliche Untersuchungen, Honorare und Auslagenersatz für 
Vertragsärzte und für ärztliche Hilfe in Fällen, in denen 
Truppenärzte nicht zur Verfügung stehen 

Der Mehrbedarf ist in Erfüllung des Anspruchs auf unent- 
geltliche truppenärztliche Versorgung gemäß § 36 Abs. 2 des 
Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehrsoldgesetzes 
entstanden. Er ist auf den Anstieg der fachärztlichen Unter- 
; suchungs- und Behandlungsfälle sowie auf die Erhöhung des 


2 500 000,— 

3 034 999,70 
5 534 999,70 
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bis 30. Juni 1970 geltenden Zuschlags von 30 Vo auf die 
Mindestgebühren für ärztliche Leistungen um 10 Vo auf 40 Vo 
ab 1. Juli 1970 zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der be- 
stehenden gesetzlichen Verpflichtungen unabweisbar, 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


14 08 
522 01 


24 000 000,— 


649 763,51 


Arzneien, Verbandmittel, Brillen und orthopädische Hilfs- 
mittel 


Der Mehrbedarf entstand in Erfüllung des Anspruchs auf 
unentgeltliche truppenärztliche Versorgung gemäß § 36 
Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehrsold- 
gesetzes. Er ist auf den Anstieg der Arznei- und Verband- 
mittelpreise sowie auf die Erhöhung des Tarifs für Leistun- 
gen der Augenoptiker zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der be- 
stehenden gesetzlichen Verpflichtungen unabweisbar. 


Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


14 08 
443 12 


4 000 000,— 


459 389,45 


Zahnärztliche Behandlung 

Zahnärztliche Behandlung in bundeswehreigenen Zahn- 
stationen einschließlich der Laboratoriumsarbeiten 


Der Mehrbedarf ist in Erfüllung des Anspruchs auf unent- 
geltliche truppenärztliche Versorgung gemäß § 36 Abs. 2 des 
Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehrsoldgesetzes 
entstanden. Er beruht auf dem Anstieg der Behandlungsfälle 
in bundeswehreigenen Zahnstationen sowie auf den im Rech- 
nungsjahr 1970 eingetretenen Preiserhöhungen bei den Ma- 
terial- und Laborkosten. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der be- 
stehenden gesetzlichen Verpflichtung unabweisbar. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


14 08 
443 13 


23 800 000,— 


1 200 000 ,— 


Zahnärztliche Behandlung durch Vertragszahnärzte und Her- 
stellung von Zahnersatz 


Der Mehrbedarf ist in Erfüllung des Anspruchs auf unent- 
geltliche truppenärztliche Versorgung gemäß § 36 Abs. 2 
des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehrsoldgeset- 
zes entstanden. Er beruht auf der Erhöhung des bis 30. Juni 
1970 geltenden Zuschlags von 30 Vo auf die Mindestgebühren 
der Gebührenordnung für zahnärztliche Leistungen um 10 Vo 
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auf 40 Vo ab 1. Juli 1970 sowie auf den Preiserhöhungen bei 
den Material- und Laborkosten, 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der be- 
stehenden gesetzlichen Verpflichtungen unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Kap. 14 08, 


14 08 
443 22 


46 300 000,— 


3 959 648,62 


Inanspruchnahme ziviler Krankenpflegeeinrichtungen und 
sonstiger Einrichtungen des Gesundheitswesens 

Der Mehrbedarf entstand in Erfüllung des Anspruchs auf 
unentgeltliche truppenärztliche Versorgung gemäß § 36 
Abs, 2 des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehrsold- 
gesetzes. Er beruht auf dem Anstieg der Pflegekostensätze 
der zivilen Krankenanstalten sowie der Erhöhung des bis 
30. Juni 1970 geltenden Zuschlags von 30 ®/o auf die Mindest- 
gebühren für ärztliche Leistungen um 10% auf 40 Vo ab 
1. Juli 1970. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der be- 
stehenden gesetzlichen Verpflichtungen unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


14 08 
552 22 


4 000 000,— 


410 330,— 


Sonstige, nicht aufteilbare Betriebskosten 


Der Mehrbedarf ist in Erfüllung des Anpruchs auf unentgelt- 
liche truppenärztliche Versorgung gemäß § 36 Abs. 2 des 
Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehrsoldgesetzes 
entstanden. Er ist auf den verstärkten Verbrauch an Mate- 
rialien durch die Erweiterung der Kapazitäten in den Sani- 
tätseinrichtungen sowie auf den Preisanstieg bei den Mate- 
rialkosten zurückzuführen. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der be- 
stehenden gesetzlichen Verpflichtungen unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 08 Tit. 554 01. 


14 10 
522 01 


256 590 000,— 


3 846 628,61 


G emeinschafts Verpflegung 


Der Errechnung des Titelansatzes ist die im Bundeshaus- 
haltsplan 1970 festgelegte Durchschnittsstärke an Grund- 
wehrdienstpflichtigen und Wehr- und Mobübenden zugrunde 
gelegt worden. Die Zahl der Grundwehrdienstpflichtigen 
kann aber um die Zahl der nicht in Anspruch genommenen 
Planstellen für Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit über- 
schritten werden (vgl. Haushaltsvermerk zu Kap. 14 03 
Tit, 423 01). Von dieser Regelung wurde im Haushaltsjahr 
1970 Gebrauch gemacht. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und wegen der be- 
stehenden gesetzlichen Zahlungsverpflichtung nach § 3 des 
Wehrsoldgesetzes unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 10 Tit, 522 02. 
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14 10 
52 219 


2 000 — 


13 104,63 


Verpflegungszuschuß bei Katastropheneinsatz 


Soldaten der Bundeswehr waren bei Naturkatastrophen in 
erheblich größerem Umfang im Einsatz als im vergangenen 
Jahr, 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 13. 


14 10 
522 31 


1 950 000,— 


263 648,18 


Mehrkosten einer Verpflegung von anderer Seite 


Mehrbedarf, weil 

— anläßlich von besonderen Einsätzen fliegender Verbände 
(z. B. Katastrophen in der Türkei, Jordanien, Jemen und 
Peru), 

— für neu aufgestellte Erkundungstrupps, 

— durch erhöhten Einsatz von Soldaten zur Durchführung 
von Sicherungsmaßnahmen, 

— durch kurzfristig angesetzte Übungen 

vermehrt Verpflegung von anderer Seite für die zur Teil- 
nahme an der Gemeinschaftsverpflegung verpflichteten Sol- 
daten bereitgestellt werden mußte. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 522 02. 


14 12 j 
517 01 


340 000 000,— 


50 055 116,22 


Bewirtschaftung der Grundstücker Gebäude und Räume 


Die' Kosten für feste und flüssige Brennstoffe sind im Haus- 
haltsjahr 1970 um rd. 25 v. H. gestiegen. Erhöhte Kosten ver- 
ursachte auch der Wegfall der Bundesbahnfrachthilfen und 
die Erhöhung der Bundesbahnfrachtsätze. Ferner sind durch 
Lohnerhöhungen, insbesondere auf dem Gebiete der Dienst- 
leistungen, Kostensteigerungen eingetreten. Die Beschaffung 
der Brennstoffe konnte im Hinblick auf eine Mindestbevor- 
ratung nicht zurückgestellt werden. Auf die Zahlung höherer 
Löhne hatten die Dienstleistungsfirmen einen Rechtsan- 
spruch. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar und unvorher- 
gesehen. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers der Finanzen vom 23. Oktober 1970 
— - II D/3 — We 1240 — 65/70 — über die Mehrausgabe 
unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 


Einsparung innerhalb des Kap. 14 12. 
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14 12 215 000 000 — 

519 01 


14 12 20 000 — 

521 01 


14 12 300 000 — 

521 02 


14 12 
532 21 


220 000 — 




1 1 974 334,32 Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 

Aufgrund der im Laufe des Haushaltsjahres eingetretenen 
tariflich bedingten Lohnerhöhungen und Materialpreisstei- 
gerungen hätten — bei Einhaltung des Ansatzes — die für 
das Haushaltsjahr 1970 ursprünglich vorgesehenen Bauunter- 
haltungsarbeiten eingeschränkt werden müssen. Eine wäh- 
rend des Jahres erneut durchgeführte Baubegehung ergab 
jedoch einen so erheblichen Nachholbedarf, daß auf den ur- 
sprünglich vorgesehenen Umfang der Bauunterhaltung nicht 
verzichtet werden konnte. Durch eine Verschiebung in das 
nächste Haushaltsjahr wäre die Bauunterhaltung zudem ent- 
sprechend der Entwicklung der Baupreise noch teurer ge- 
worden. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar und unvorher- 
gesehen. 

Einsparung innerhalb des Kap. 14 12. 


69 819,39 Unterhaltung des sonstigen unbeweglichen Vermögens 

Durch den lang anhaltenden und strengen Winter 1969/1970 
sind an bundeseigenen Straßen und Wegen erhebliche Schä- 
den (Frostaufbrüche) entstanden. Zur Abwendung von Un- 
fallgefahren und zur Vermeidung weiterer Schäden war eine 
sofortige Instandsetzung notwendig. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar und unvorher- 
gesehen. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 652 01. 

28 187,08 Überprüfung und Unterhaltung von Sperr- und Zerstörungs- 
anlagen 

Durch den strengen und langanhaltenden Winter 1969/1970 
sind Frostaufbrüche an Straßen entstanden, die dazu führten, 
daß sich in erheblichem Umfange die in den Straßen einge- 
bauten Schächte für Sperr- und Zerstörungsanlagen gelockert 
und gesenkt haben. Zur Vermeidung von Unfällen mußten 
diese Schäden kurzfristig beseitigt werden. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar und unvorher- 
gesehen. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 652 01. 


58 123,68 Frachtkosten für Transporte im Nahverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen 

Durch eine organisatorische Umgliederung der Bundeswehr 
— insbesondere der Luftwaffe — wurden in zahlreichen 
Fällen größere Transporte von Unterkunftsgerät aller Art 
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erforderlich. Ohne dieses Gerät hätten die betroffenen Trup- 
penteile und Dienststellen ihren Auftrag nicht erfüllen kön- 
nen. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar und unvorher- 
gesehen. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 681 01. 


14 12 
539 14 


74 000 000 — 


11 000 000 , ~ 


Bewachungskosten 


Im Laufe des Haushaltsjahres 1970 stiegen aufgrund neu 
abgeschlossener Tarifverträge mit dem Bewachungsgewerbe 
die Stundenlöhne für Wachmänner und Wachführer. Außer- 
dem mußten aus Sicherheitsgründen kurzfristig weitere Ob- 
jekte in die Bewachung einbezogen werden. Da die Be- 
wachung auf die Sicherheitserfordernisse der Bundeswehr 
abgestellt ist und demgemäß nicht verringert werden kann, 
war der Bund verpflichtet, die sich aus den Bewachungs- 
kosten ergebenden Kosten zu zahlen. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar und unvorher- 
gesehen. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 863 51. 


14 12 
539 99 


50 000,— 


23 313,43 


Vermisdite Verwaltungsausgaben 


Einige Bundeswehr-Dienstellen hatten in den Vorjahren irr- 
tümlich Mietzahlungen Dritter vereinnahmt, die bei Fest- 
stellung der Überzahlung im Haushaltsjahr 1970 unverzüg- 
lich zurückgezahlt werden mußten. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar und unvorher- 
gesehen. 


Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 681 01. 


14 12 
632 01 


206 000 000,— 


12 556 487,21 


Erstattung von Verwaltungsausgaben an die Länder 


Die nach § 6 Abs. 6 des Gesetzes über die Finanzverwaltung 
vom 6. September 1950 für die Durchführung von Baumaß- 
nahmen und sonstigen Maßnahmen im Zusammenhang mit 
der Unterbringung der Bundeswehr zu leistenden Ausgaben 
hatten sich durch die im Laufe des Haushaltsjahres 1970 ge- 
stiegenen Personal- und Sachkosten in erheblichem Umfang 
erhöht. . 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da der Bund zur Zah- 
lung der Verwaltungskosten rechtlich verpflichtet ist. 

Einsparung innerhalb des Kap. 14 12, 
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14 12 
821 01 


300 000 — 


8 408,17 


Entschädigungen aufgrund des Landbeschaffungsgesetzes 
einsdiließlich der Kosten der Feststellung und Auszahlung 


Das Land Niedersachsen hatte der Bundeswehr vor einigen 
Jahren ein Depot zur Nutzung überlassen. Eine Nutzungs- 
entschädigung hierfür wurde nicht gezahlt, da über deren 
Höhe keine Einigung erzielt werden konnte. Der Nutzungs- 
vertrag steht nunmehr vor dem Abschluß. 

Zur Vermeidung von Zinsansprüchen wurde mit dem Land 
für die rückliegende Zeit eine einmalige Entschädigungs- 
zahlung vereinbart. Das Land hat auf die Zahlung einen 
Rechtsanspruch. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar und unvorher- 
gesehen. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 643 01. 


14 12 
821 03 


70 000 000,— 


18 996 447,— 


Beschaffung von Liegenschaften für militärische Zwecke 


Laufende Grunderwerbsmaßnahmen, für die Ausgabemittel 
nach dem Preisniveau des Vorjahres veranschlagt waren, 
sind teurer geworden. Darüber hinaus wurden der Bundes- 
wehr kurzfristig dringend benötigte Liegenschaften zum Kauf 
angeboten. Außerdem konnte durch Zahlung des Gesamt- 
kaufpreises für ein Objekt die ursprünglich vereinbarte Ver- 
zinsung des Restkaufpreises vermieden werden. 

Eine rasche Abwicklung dieser Maßnahmen war wegen des 
dringenden Bedarfs notwendig. Darüber hinaus waren sie 
für den Bund auch wirtschaftlich. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers der Finanzen vom 7. Dezember 1970 
— II D/3 — We 1291 — 10/70 — über die Mehrausgabe 
unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung innerhalb des Kap. 14 12. 


14 13 
553 01 


30 000 000,— 


3 969 382,32 


Erhaltung des Pioniermaterials 

Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß Haupt- und 
Jahresinstandsetzungen, die nach dem Instandsetzungsplan 
des Heeres bereits 1969 vorgesehen waren, aus Bewirtschaf- 
tungsgründen in das Haushaltsjahr 1970 verlagert werden 
mußten, und im Rahmen der Erhaltung des Materials für 
Instandsetzungen durch zivile Betriebe und für Ersatz- 
beschaffungen Kostensteigerungen eingetreten sind. 

Zur Vermeidung kostspieliger Schäden am Material und zur 
Erhaltung der Einsatzbereitschaft der Truppe war die Mehr- 
ausgabe unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 13 Tit. 554 01. 
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14 15 I 512 800 000 — 
553 04 


i 


14 17 I 13 000 000,— i 
553 01 t 


39 660 730,04 Erhaltung des Fahrzeug- und Kampf fahrzeugmaterials der 
Streitkräfte 

Im Rahmen der Erhaltung von Radfahrzeugen und Kampf- 
fahrzeugen der Streitkräfte traten für Instandsetzungen durch 
zivile Betriebe und für Ersatzteilbeschaffungen Kostensteige- 
rungen ein, die bei der Veranschlagung nicht vorhergesehen 
worden waren. Die sich hieraus ergebende Mehrbelastung 
konnte durch Bewirtschaftungsmaßnahmen (Streckung und 
Verlagerung von Maßnahmen) zum Teil innerhalb des An- 
satzes aufgefangen werden. Weitergehende Einschränkungen 
hätten den zur Erhaltung der Einsatzbereitschaft der motori- 
sierten und gepanzerten Verbände unabdingbaren Klarstand 
der Fahrzeuge gefährdet. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers der Finanzen vom 26. November 
1970 über die Mehrausgabe in Höhe von 36 000 000 DM 
unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung innerhalb des Kap. 14 15. 


4 764 768,16 Erhaltung des Quartiermeistermaterials 

Wegen fehlender Depotinstandsetzungskapazität konnten in 
den Vorjahren notwendige Instandsetzungen von Gabelstap- 
lern nicht wie geplant durchgeführt werden. Ein Teil mußte 
daher unvorhergesehen in das Haushaltsjahr 1970 verscho- 
ben werden. Aus diesem Grunde konnten auch die Haus- 
haltsmittel 1968 und 1969 nicht ausgeschöpft werden 
(Mehrbedarf hierfür: 500 000,— DM). 

Die Erhaltung von Büromaschinen der Streitkräfte ist erst 
ab Haushaltsjahr 1970 auf Kap. 14 17 TU. 553 01 übergegan- 
gen. Bei der Veranschlagung für das Haushaltsjahr 1970 
konnte der Umfang der erforderlichen Erhaltungsmaßnah- 
men, die bei der früheren Haushaltsstelle zusammen mit an- 
deren Ausgaben nach globalen Erfahrungswerten erfaßt 
waren, nur geschätzt werden 

(Mehrbedarf hierfür: 2 964 768,16 DM). 

In den vorgenannten Fällen waren die Maßnahmen unab- 
weisbar, um schwerwiegende Schäden an Gerät und Maschi- 
nen zu vermeiden und einen geordneten Dienstbetrieb sowie 
die Einsatzbereitschaft der Truppe zu gewährleisten. 

Darüber hinaus mußten für eingeplante Industrieinstand- 
setzungen und Ersatzteilbeschaffungen bei der Veranschla- 
gung nicht vorhergesehene und durch Bewirtschaftung nicht 
aufzufangende Kostensteigerungen von durchschnittlich 1 1 Vo 
hingenommen werden 

(Mehrbedarf hierfür: 1 300 000, — DM). 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 
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14 18 180 000 000,-- 

553 01 


14 19 5 700 000,— 

532 01 


14 19 2 700 000,— 

532 02 


14 22 1 200 000,— 

676 04 


40 810 810,12 Erhaltung der Schiffe, Betriebswasserfahrzeuge, Boote, 
schwimmenden Geräte und sonstigen Marinegeräte 

Zur Erhaltung der Einsatzbereitschaft der Marine waren un- 
vorhergesehen und unabweisbar zusätzliche Aufwendungen 
erforderlich, insbesondere für Havarien, für die Beseitigung 
erhöhter Verschleiß erscheinungen und für lebenszeitverlän- 
gernde Maßnahmen bei S- und SM-Booten sowie für die seit 
1. September 1970 geltend gemachte Mehrwertsteuer. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind über die 
Mehrausgabe mit Schreiben des Bundesministers der Finan- 
zen vom 14. Oktober 1970 — II D/1 — We 1833/1 — 2/70 
und vom 10. Dezember 1970 — II D/1 — We 1833/1 — 
4/70 — unterichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14, 


1 101 955,35 Charterkosten 

Im Rahmen ihrer Bündnisverpflichtungen innerhalb der 
NATO war die Bundesrepublik Deutschland verpflichtet, an 
der Übung „Exercise Olympic Express 1969" teilzunehmen. 
Da die Lufttransportkapazität der Bundeswehr nicht ausrei- 
chend war, wurden Luftfahrzeuge der USAFE gechartert. 

Haushaltsmittel waren nicht veranschlagt, da die Kosten- 
regulierung über einen NATO-Haushalt unmittelbar erfol- 
gen sollte. Diese Absicht konnte jedoch nicht verwirklicht 
werden. Da die Charterkosten sofort fällig waren, war die 
Mehrausgabe unabweisbar. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


498 822,51 Gebühren für die Benutzung ziviler Flugplätze 

Die Mehrausgabe beruht auf gestiegenen Flughafengebühren 
der in- und ausländischen Zivilflugplätze, verstärkter Inan- 
spruchnahme der Flugbereitschaft der Bundeswehr für 
Regierungsflüge und erhöhten vertraglichen Mitbenutzungs- 
entgelten für den Flughafen Köln-Bonn in Wahn, 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 19 Tit. 522 11. 

265 000, — Beitrag der Bundesrepublik zu den Verwaltungs- und Be- 

triebskosten des zentraleuropäischen Treibstoffleitungs- 
systems der NATO 

Mehr wegen gestiegener Personal- und Betriebskosten in- 
folge von Lohn- und Gehaltserhöhungen sowie Preissteige- 
rungen. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 22 Tit. 676 01. 
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14 23 
423 03 


91 000 000 — 


12 526 496,84 


Nachversicherungsbeiträge für ausscheidende Berufssoldaten 
und Soldaten auf Zeit 


Der Mehrbedarf beruht darauf, daß zunächst etwa 3500 uner- 
ledigte Nachversicherungsfälle aus dem Vorjahr abgewickelt 
werden mußten. Ferner haben die im Jahre 1969 in Kraft 
getretenen Besoldungsverbesserungen zwangsläufig zu einer 
Erhöhung der Nachversicherungsbeiträge geführt. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, weil sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruht. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers der Finanzen vom 26. November 
1970 — II D/2 — We 2315 — 3/70 — über die Mehrausgabe 
unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


14 23 
423 16 


498 800 000,— 


7 653 827,16 


Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung 


Als Bemessungsgrundlage für die Beitragsberechnung liegt 
dem Haushaltsansatz 1970 ein durchschnittliches Brutto- 
arbeitsentgelt von 13 054 DM zugrunde. Nach neuesten Er- 
mittlungen erhöht sich dieser Betrag für 1970 auf 13 102 DM. 
Daneben ist die der Berechnung zugrunde liegende Versiche- 
rungsstärke von 225 000 Wehrpflichtigen auf 240 000 ge- 
stiegen, weil in Anwendung des Haushaltsvermerks bei 
Kap. 14 03 Tit. 423 01 anstelle von fehlenden Berufs- und 
Zeitsoldaten mehr Wehrpflichtige einberufen worden sind. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 83. Sitzung am 4. De- 
zember 1970 von der überplanmäßigen Ausgabe Kenntnis 
genommen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, weil sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruht. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers der Finanzen vom 26. November 
1970 — II D/2 — We 2315 — 3/70 — über die Mehrausgabe 
unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


14 23 
453 13 


20 800 000,— 


3 533 986,62 


Reisebeihilfen für Familienheimfahrten von Wehrsoldemp- 
fängern 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß in Anwen- 
dung des Haushaltsvermerks bei Kap. 14 03 Tit. 423 01 an- 
stelle von fehlenden Berufs- und Zeitsoldaten mehr Wehr- 
pflichtige einberufen worden sind. Dadurch hat sich die Zahl 
der Familienheimfahrten von Wehrsoldempfängern zwangs- 
läufig erhöht. Ferner wurde im Zuge verbesserter Fürsorge- 
maßnahmen mit Einführung der Fahrkarte für Berufstätige 
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bei Familienheimfahrten ab 1. Oktober 1970 die Zahl der zu- 
lässigen Besuchsreisen vermehrt. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, weil die Leistungen aus Gründen der Gleichbehandlung 
gewährt werden mußten. 

Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 671 17. 


14 23 
532 11 


1 100 000 ,— 


223 237,52 


Überführung und Bestattung verstorbener Soldaten 


Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß der dem An- 
satz zugrunde liegende Durchschnittsbetrag infolge der all- 
gemeinen Preisentwicklung zu gering bemessen war. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 671 17. 


14 23 
643 21 


120 436 000,— 


11 412 629,57 


Allgemeine Leistungen 


Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß in Anwen- 
dung des Haushaltsvermerks bei Kap. 14 03 Tit. 423 01 an- 
stelle von fehlenden Berufs- und Zeitsoldaten mehr Wehr- 
pflichtige als veranschlagt einberufen worden sind. Aus die- 
sem Grunde entstanden höhere Ausgaben für die allgemeinen 
Leistungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, weil sie auf gesetzlicher Verpflichtung beruht. 


Einsparung bei Kap. 14 22 Tit. 676 11. 


15 01 
518 02 


Einzelplan 15 — Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit — 


36 000,— 


6 422,51 


Mieten und Pachten für Maschinen, Geräte und Fahrzeuge 


In Auswirkung der Zusammenlegung der Ministerien für 
Gesundheitswesen bzw. Jugend und Familie haben die Ver- 
vielfältigungsaufträge unvorhergesehen zugenommen. Die 
Frage der Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit für die Aus- 
führung von Vervielfältigungsaufträgen durch Kopierauto- 
maten ist jeweils laufend und sorgfältig geprüft worden; die 
Auflagenhöhe ist auf das notwendige Maß beschränkt wor- 
den. Eine Herstellung der Vervielfältigungen im Offsetdruck- 
verfahren wäre unwirtschaftlich. Die Maßnahme konnte nicht 
bis zur Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 1971 zurück- 
gestellt werden, da die Arbeitsfähigkeit des Ministeriums 
aufrechterhalten werden mußte. 


Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 685 02. 
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15 01 I 26 000,— 
812 01 : 


15 02 

apl. 
539 99 


15 02 I 200 000,— ' 

: I 

643 05 j 


15 02 I 7 000 000,— 
68111 ' 


820, — Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 
ständen im Inland für Verwaltungszwecke 

Aus den verfügbaren Haushaltsmitteln sollten eine Rota- 
print-Offsetdruck- und Vervielfältigungsmaschine sowie eine 
Zusammentragmaschine beschafft werden. Durch im Haus- 
haltsjahr 1970 aufgetretene Preiserhöhungen entstand ein bei 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 unvorhergese- 
hener und unabweisbarer Mehrbedarf. Die Maßnahme konnte 
nicht bis zur Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 1971 auf- 
geschoben werden, da die Maschine zur Herstellung der 
Drucksachen von Gesetz-, Verordnungsentwürfen usw. dient. 

Einsparung bei Kap. 15 01 Tit. 812 02. 


4 175,31 Ausgaben aus Anlaß der Rechnungsprüfung 

Es handelt sich um Ausgaben aus Anlaß der Rechnungsprü- 
fung auf dem Gebiet der Kriegsfolgenhilfe. In den Vorjahren 
sind von den Ländern aus Rückflüssen die anteiligen Be- 
träge an den Bund abgeführt worden. Anläßlich der Rech- 
nungsprüfung ist festgestellt worden, daß der an den Bund 
abgeführte Anteil zu hoch war. Der zuviel erstattete Betrag 
war daher im Haushaltsjahr 1970 wieder zurückzuzahlen. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 643 01. 


12 730,17 


Kosten der Sozialhilfe und der Unterbringung in Grenzdurch- 
gangs-, Durchgangs- und Wohnlagern für Flüchtlinge aus 
Ungarn, mit Ausnahme der Aussiedler 


Der Bund trägt die Kosten der Sozialhilfe für Flüchtlinge 
aus Ungarn sowie die Kosten der lagermäßigen Unterbrin- 
gung dieser Personen in entsprechender Anwendung des § 1 
Abs. 1 Ziffer 3 zweiter Halbsatz des Ersten Uberleitungsge- 
setzes zu 80 V. H. Da es sich um Sozialhilfeleistungen für 
hilfsbedürftige Personen handelt, mußten die Ausgaben ge- 
leistet werden; sie waren unvorhergesehen und konnten 
nicht bis zur Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 1971 
zurückgestellt werden. 


Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 681 03. 


3 996 127,93 


Beihilfen (Überbrückungsvorschüsse und Zuschüsse) an ju- 
gendliche Zuwanderer für ihre Schul- und Berufsausbildung 
(einschließlich Umschulung und Fortbildung) 
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Infolge einer unvorhergesehenen erheblichen Zunahme von 
jugendlichen Spätaussiedlern und Asylsuchenden aus den 
Ostblockländern entstand ein erhöhter Mittelbedarf, um den 




15 02 j 170 000 — 
684 05 


15 02 16 071 000,— 

686 01 


zugewanderten Jugendlichen eine entsprechende Schul- und 
Berufsaus- bzw. Fortbildung vermitteln zu können. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil mit dem er- 
heblich über dem Durchschnitt liegenden Zugang von jugend- 
lichen, Zuwanderern bei der Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1970 nicht gerechnet werden konnte. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers der Finanzen vom 29. September 
1970 _ II C/2 — Ges 0269/3 — 6/70 — über die Mehrausgabe 
unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 681 03. 


17 600, — Zuschüsse für gemeinnützige Einrichtungen auf dem Gebiete 
des Auswanderungswesens 

Die Bundesrepublik Deutschland ist durch internationale 
Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation 
Nr. 97 (Artikel 2 und 3) und durch die Europäische Sozial- 
charta (Artikel 19) zur Gewährleistung einer unentgeltlichen 
Auswandererberatung verpflichtet. Die Auswanderungsbera- 
tung wird durch Auswanderungsberatungsstellen wahrge- 
nommen. Die Deckung der diesen Stellen entstehenden Ko- 
sten ist ohne Bundesbeteiligung nicht möglich. Die Personal- 
und Sachkosten dieser Stellen sind im Laufe des Haushalts- 
jahres 1970 durch tarifliche Regelungen erheblich erhöht 
worden. 

Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen und unab- 
weisbar; sie konnte nicht bis zur Verabschiedung des Haus- 
haltsgesetzes 1971 hinausgeschoben werden. Die Beratung 
liegt auch deshalb im staatlichen Interesse, da gescheiterte 
Auswanderer erhebliche Rückführungskosten verursachen 
und in der Regel der Sozialhilfe zur Last fallen. 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 681 03. 


61 234,29 Beitrag zur Welt-Gesundheits-Organisation 

Der Beitrag zur Welt-Gesundheits-Organisation ist in US- 
Dollar zu zahlen. Die Veranschlagung der Mittel im DM- 
Gegenwert erfolgte nach den für die Haushaltsaufstellung 
geltenden Richtlinien. Wegen der später eingetretenen Er- 
höhung des Umrechnungskurses reichten die veranschlagten 
Mittel nicht aus. 

Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen. Sie war un- 
abweisbar, da die Bundesrepublik Deutschland verpflichtet 
war, den Gesamtbeitrag im Haushaltsjahr 1970 zu leisten. 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 681 03. 
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200 000 ,— 


59 100,— 


Beitrag an die Welt-Gesundheits-Organisation für den frei- 
willigen Fonds zur Förderung des Gesundheitswesens 


Die Bundesrepublik Deutschland stellt als Mitglied der Welt- 
Gesundheits-Organisation neben dem regulären Beitrag auch 
Mittel für die Durchführung von Maßnahmen zur Ausrottung 
ansteckender Krankheiten und zur Behebung schwerer ge- 
sundheitlicher Mängel zur Verfügung. 

Um ein verstärktes Auftreten der Cholera und die drohende 
weitere Ausbreitung der Krankheit in den Ländern des vorde- 
ren Orients, insbesondere in der Türkei, bekämpfen zu kön- 
nen, wurde dem Hilfeersuchen der Organisation, dringend eine 
Spende von Cholera-Impfstoff in die bedrohten Gebiete zu 
entsenden, nachgekommen. Damit sollte zugleich der Gefahr 
einer Einschleppung der Seuche in die Bundesrepublik 
Deutschland vorgebeugt werden. 

Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 681 03. 


300 000,— 


6 941,64 


Beitrag zu den Kosten der internationalen Rauschgiftkontrolle 


Die Bundesrepublik Deutschland ist dem internationalen 
Rauschgiftabkommen beigetreten. Der Beitragsschlüssel wird 
jährlich auf Grund der Kosten der Rauschgiftkontrolle und 
dem Volkseinkommen der Staaten, die zum Beitrag verpflich- 
tet sind, festgelegt. Der Beitrag ist für das abgelaufene Jahr 
in US-Dollar zu zahlen. Der Bedarf konnte bei der Veran- 
schlagung nur geschätzt werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da sie auf Rechtsverpflichtung beruht. 


Einsparung bei Kap. 15 02 Tit. 685 02. 


22 200 ,— 


15 284,10 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Der Mehrbedarf beruht auf Ausgaben für Stellenausschrei- 
bungen und den damit verbundenen Kosten für Vorstel- 
lungsreisen, für Schadensersatzleistungen aufgrund eines 
Verkehrsunfalles mit einem Dienstfahrzeug, für Umzugsaus- 
lagen der Mieter eines für Werkdienst Wohnungen gekauften 
Wohngebäudes infolge vorzeitiger Freimachung der Woh- 
nungen der Vormieter Im Interesse des Bundesgesundheits- 
amtes sowie für amtsärztliche Untersuchungen für Bedien- 
stete. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war zur Auf- 
rechterhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar; teilweise 
beruhte sie auf Rechts Verpflichtung (Umzugsauslagen, Unter- 
suchungen, Schadensregelung). 


Einsparung bei Kap. 15 03 Tit. 532 04. 
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1000 ,— 


920,— 


Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 


Wegen der unzureichenden Unterbringung von Bediensteten 
der Bundes zentrale für gesundheitliche Aufklärung war die 
zusätzliche Anmietung von Büroräumen notwendig. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie konnte nicht bis 
zur Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 1971 zurückge- 
stellt werden, da die Arbeitsfähigkeit der Behörde erhalten 
werden mußte. 


Einsparung bei Kap. 15 04 Tit. 514 01. 


8000,— 


1754,34 


Geschäftsbedarf 


Das Deutsche Institut für medizinische Dokumentation und 
Information (DIMDI) ist am 1. September 1969 errichtet wor- 
den. Wegen der kurzen Zeit zwischen der Errichtung des 
Instituts und der Aufstellung des Haushalts konnte der 
tatsächliche Mittelbedarf nur annähernd geschätzt werden. 

Die Mehrausgabe konnte nicht bis zur Verabschiedung des 
Haushaltsgesetzes 1971 zurückgestellt werden, da der Dienst- 
betrieb aufrechterhalten werden mußte. 


Einsparung bei Kap. 15 05 Tit. 532 01. 


81 000,— 


7,15 


Aus- und Fortbildung von Bediensteten des Instituts 


Infolge der schnellen Entwicklung des MEDLARS Il-Systems 
und die dadurch bereits 1971 bedingte Umstellung von 
MEDLARS I auf MEDLARS II mußten wissenschaftliche Mit- 
arbeiter zu Indexe r-Ausbildungskursen bei der National 
Library of Medicine (NLM) in die USA entsandt werden, da 
die Verwendung dieses Systems aufgrund einer vertrag- 
lichen Verpflichtimg mit der NLM beruht. Die Entwicklung 
des MEDLARS Il-Systems konnte bei der Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1970 nicht voiiherge sehen werden. 

Die Mehrausgabe konnte nicht bis zur Verabschiedung des 
Haushaltsgesetzes 1971 zurückgestellt werden, da sie auf 
vertraglicher Verpflichtung beruht. 

Einsparung bei Kap. 15 05 Tit. 532 01. 


63 000,— 


Kosten der Umstellung des Dokumentationssystems 


Im Rahmen der vertraglichen Zusammenarbeit zwischen dem 
Deutschen Institut für medizinische Dokumentation und In- 
formation (DIMDI) und der National Library of Medicine 
(NLM) mußte 1970 mit der Umstellung des Dokumentations- 
systems MEDLARS I auf MEDLARS II begonnen werden. 
Hierzu war die Entsendung eines hochqualifizierten System- 
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j analytikers zur NLM notwendig, der aufgrund der dort ge- 

! wonnenen Erkenntnisse die EDV-Bediensteten bei DIMDI 

einweisen kann. Da eine solche Fachkraft im öffentlichen 
Dienst nicht vorhanden ist, wurde auf einen Bediensteten 
eines Privatunternehmens zurückgegriffen. 

Die Ausgabe war unvorhergesehen; sie konnte wegen be- 
stehender vertraglicher Verpflichtungen nicht bis zur Verab- 
schiedung des Haushaltsgesetzes 1971 zurückgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 15 05 Tit. 532 01. 


Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 


20 01 
513 01 


174 000,— 


17 631,15 


Post- und Fernmeldegebühren 

Die veranschlagten Mittel reichten trotz sparsamster Wirt- 
schaftsführung nicht aus. Der Mehrbedarf beruht insbeson- 
dere auf den höheren laufenden Gebühren für die 1968 um- 
gebaute und erweiterte Fernsprechwählanlage und ihre er- 
höhte Inanspruchnahme zur Vermeidung des oft umständ- 
lichen Schriftwechsels. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Aufrecht- 
erhaltung des Dienstbetriebes unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 20 01 Tit. 532 01. 


20 01 
51701 


354 000,— 


29 113,45 


Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


Der Mehrbedarf beruht im wesentlichen auf Mehrkosten für 
Heizung infolge der verhältnismäßig langen Heizperiode des 
vergangenen Winters und auf der allgemeinen Erhöhung der 
Reinigungskosten. 

Die Mehrausgaben waren unvorhergesehen und unabweis- 
bar. 


Einsparung bei Kap. 20 01 Tit. 532 01 und Tit. 532 02. 


20 01 
527 01 


885 000,— 


12 388,05 


Reisekostenvergütungen für Inlandsdienstreisen 


Die Mehrausgabe war erforderlich, um die unbedingt not- 
wendigen örtlichen Prüfungen und Erhebungen durchführen 
zu können. Ein Einschränkung der gesetzlich vorgeschriebe- 
nen Prüfungstätigkeit war nicht möglich. 

Die Mehrausgabe entsprach einem unabweisbaren Bedürfnis. 


Einsparung bei Kap. 20 01 Tit. 532 02. 
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40 000 — 

! 

i 

I 

I 

1 

i 


24 002,60 


Reisekostenvergütungen für Auslandsdienstreisen 


Die Mehrausgabe war erforderlich, um örtliche Prüfungen 
und Erhebungen bei Dienststellen des Deutschen Entwick- 
lungsdienstes in Südamerika, bei einer Verbindungsstelle 
der Bundeswehrverwaltung in Washington und eine Organi- 
sationsüberprüfung des NATO-Generalsekretariats durch- 
führen zu können. 

Die Prüfungsvorhaben waren unabweisbar und bei Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1970 nicht vorgesehen. 


Einsparung bei Kap. 20 01 Tit. 532 02. 


4 000,— 


315,61 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Der Mehrbedarf beruht auf der verhältnismäßig hohen An- 
zahl von Sterbefällen im Laufe des Jahres 1970. Von Januar 
bis einschließlich November 1970 sind 19 aktive und im Ruhe- 
stand lebende Angehörige des Bundesrechnungshofes ver- 
storben. Dadurch entstanden entsprechend hohe Aufwendun- 
gen für Nachrufe und Kranzspenden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 20 01 Tit. 532 02. 


23 01 
513 01 


Einzelplan 23 — Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit — 


292 000,— 


17 109,46 


Post- und Fernmeldegebühren 


Das Fernmeldeamt Bonn hat nach einer Verkehrsmessung 
der Fernsprechhauptanschlußleitungen festgestellt, daß zur 
Gewährleistung eines reibungslosen Sprechverkehrs die 
Fernsprechanlage des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit um Anschlußorgane für Amtsleitungen und 
Nebenstellen sowie für Innenverbindungssätze erweitert 
werden muß. Die Grenze der Belastbarkeit der Anlage wurde 
im Laufe des Jahres 1970 erreicht, als die neu angemieteten 
Dienstgebäude Argelanderstr. 139 und Adenauerallee 8 a an 
das Fernsprechnetz angeschlossen werden sollten. Um den 
Anschluß dieser Häuser durchführen zu können, mußten die 
bisher vorhandenen Anschlußorgane in dem vom Fernmelde- 
amt Bonn vorgeschlagenen Umfang unbedingt erweitert 
werden. 

Diese im Haushaltsjahr 1970 neu aufgetretenen Umstände 
konnten in diesem Ausmaß nicht vorhergesehen werden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil sie zwangsläufig 
aus dem Anschluß neu gemieteter Bürogebäude an eine be- 
reits maximal ausgenutzte Fernsprechanlage folgte. 

Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 532 02. 
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23 02 1 350 000 — 

685 36 


23 02 185 000 000 — 

686 01 


433 035,49 Vorbereitung und Ausbildung deutscher Nachwuchskräfte 
für eine Tätigkeit auf dem Gebiet der Entwicklungshilfe — 
Vorbereitung und Ausbildung im Inland 

Die zweite Ausbaustufe der Deutschen Ingenieurschule für 
Ausländische Landwirtschaft in Witzenhausen, an der sich 
der Bund finanziell beteiligt, sollte ursprünglich im Jahre 
1971 beginnen. Das Land Hessen war jedoch gezwungen, den 
Beginn der Neubauarbeiten des geplanten Hörsaal- und 
Laborgebäudes in das Jahr 1970 vorzuverlegen, weil das am 
15. Juli 1970 verkündete Fachhochschulgesetz des Landes 
Hessen am 1. August 1971 in Kraft treten wird und die räum- 
lichen Verhältnisse der Schule bis dahin den Anforderungen 
dieses Gesetzes angepaßt werden müssen. Die Baukosten im 
Jahre 1970 waren daher unabweisbar. 

Die Maßnahme konnte auch nicht vorhergesehen werden, da 
die Auswirkungen des Fachhochschulgesetzes vor der Verab- 
schiedung des Haushalts 1970 noch nicht in ausreichendem 
Umfang übersehen werden konnten. 

Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 866 02. 


21 833 127,86 Förderung von Entwicklungsländern durch bilaterale Tech- 
nische Hilfe 

Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 wurden 
für die Bemessung des Baransatzes die vorliegenden Erfah- 
rungssätze und die seinerzeit noch offenen Verpflichtungen 
zugrunde gelegt. Die unerwartete Zunahme der Aufwendun- 
gen für Maßnahmen der Technischen Hilfe beruhte darauf, 
daß sich die Material- und Personalkosten wesentlich erhöht 
haben. Außerdem hatte sich der Abfluß der Mittel zur Er- 
füllung vorjähriger Verpflichtungen dadurch beschleunigt, 
daß mehr als 50 v. H. dieser Verpflichtungen für notwendige 
Aufstockungen und Verlängerungen laufender Projekte ein- 
gegangen worden waren. Diese Beschleunigung wurde erst 
Anfang 1970 beobachtet und konnte daher bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans 1970 nicht berücksichtigt 
werden. 

Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen. Sie war unab- 
weisbar, weil die Zahlungen für die Maßnahmen der bilate- 
ralen Technischen Hilfe auf rechtlichen Verpflichtungen be- 
ruhen. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers der Finanzen vom 23. November 
1970 — II C/5 — WZ 0220 — 12/70 II — über die Mehr- 
ausgabe unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 866 01. 
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23 02 I 38 500 000 — ■ 

— j I 

686 07 j 


1 000 000, — Einsatz landwirtschaftlicher Produktionsmittel in Entwick- 

I lungsländern 

I 

Durch die Flutkatastrophe in Ostpakistan im November 1970 
wurde ein großer Teil der zur landwirtschaftlichen Produk- 
I tion notwendigen Baulichkeiten vernichtet. Da der Aufbau 
I von Lagerhäusern, Schuppen und Ställen Voraussetzung für 
j die wirtschaftliche Wiederherstellung der zerstörten land- 
wirtschaftlichen Betriebseinheiten war, wurden der pakista- 
nischen Regierung 1000 t Wellblech zur Verfügung gestellt. 

Die hierfür notwendige Mehrausgabe war unabweisbar, da 
eine Rückstellung dieser Hilfsmaßnahme den Erfolg deutscher 
Entwicklungsprojekte in Ostpakistan gefährdet hätte. Es 
konnte nicht vorhergesehen werden, daß eine Katastrophe 
mit so schwerwiegenden Auswirkungen auf die wirtschaft- 
liche Entwicklung Ostpakistans eintreten würde. 

Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 866 02. 


23 02 j 

686 08 I 


2 000 000,— 


3 000 000,— 


Lieferung von Ernährungsgütern an Entwicklungsländer 


Nach der Flutkatastrophe in Ostpakistan war die Lebens- 
mittelversorgung der betroffenen Bevölkerung erheblich ge- 
fährdet. Zur wirksamen Bekämpfung der herrschenden Hun- 
gersnot und zur ernährungsmäßigen Absicherung deutscher 
Entwicklungshilfeprojekte in Ostkapistan wurden etwa 8000 t 
Reis in das Katastrophengebiet geliefert. 

Es konnte nicht vorhergesehen werden, daß die Reisernte in 
Ostpakistan durch eine Flutkatastrophe in solchem Ausmaße 
vernichtet werden würde. 

Die Mehrausgabe für die Reislieferungen war unabweisbar, 
da eine Zurückstellung der Hilfsmaßnahme, die eine unge- 
sicherte Ernährungslage in Ostpakistan zur Folge gehabt 
hätte, die Durchführung der deutschen Entwicklungsprojekte 
erheblich beeinträchtigt hätte. 

Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 866 02. 


23 02 
686 24 


90 000 000,— 


16 473 883,05 


Nahrungsmittelhilfe für Entwicklungsländer im Rahmen der 
Internationalen Getreideübereinkunft 


Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 war da- 
von ausgegangen worden, daß die Kommission der Europä- 
ischen Gemeinschaft aufgrund der Finanzierungsverordnung 
vom 17. Oktober 1969 (VO Nr. 2052/69) die fob-Erstattungen 
für Nahrungsmittelhilfelieferungen noch im Jahre 1970 und 
in einer Höhe festsetzen würde, die in etwa der Differenz 
zwischen dem Weltmarktpreis für Weizen und dem entspre- 
chenden Preis in der Europäischen Gemeinschaft entspricht, 
d. h. rd. 150 bis 180 DM/t. Diese Annahme hat sich nicht er- 
füllt. Hinzu kommt, daß nach den bekanntgewordenen Vor- 
stellungen der Kommission die fob-Erstattungen nur in einer 
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Höhe von rd. HO DM/t festgesetzt werden sollen. Dadurch 
ergibt sich zwangsläufig bei dem aus Kap. 23 02 Tit. 686 24 
zu zahlenden bzw. bei Gemeinschaftsaktionen vorzufinanzie- 
renden Schenkungsteil, der mit der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle Getreide abzurechnen ist, eine Mehrausgabe von rd. 
13 900 000 DM. 

Ferner hatte die Kommission der Europäischen Gemeinschaft 
in Anwendung der Aufbringungsverordnung die Bundes- 
republik Deutschland verpflichtet, über ihre prozentualen 
Anteile hinaus sogenannte überproportionale Lieferungen in 
Höhe von 10 700 t Getreide für Gemeinschaftsaktionen zu er- 
bringen, die entsprechend dem im Bereich der Agrarmarkt- 
ordnung allgemein geltenden Grundsatz der nationalen Vor- 
finanzierung ebenfalls vorfinanziert werden mußten. Hier- 
durch entstanden Mehrausgaben von rund 2 600 000 DM. 

In beiden Fällen waren die Mehrausgaben unvorhergesehen. 
Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Bundesrepublik 
Deutschland zur Lieferung des Getreides im Rahmen der Nah- 
rungsmittelhilfe aufgrund internationaler Verträge verpflich- 
tet ist. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers der Finanzen vom 7. Januar 1971 — 
II C/5 — WZ 0269 — ■ 62/70 III über die Mehrausgabe unter- 
richtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 866 02 (13 900 000 DM) und 
innerhalb des Einzelplans 10 (2 573 883,05 DM). 


23 03 
517 01 


79 000,— 


11 133,48 


Bewirtschaftung der Grundstücker Gebäude und Räume 


Die Mehrausgabe ist auf die Bewirtschaftskosten der zusätz- 
lich angemieteten Büroräume in Frankfurt (Main) Oederweg/ 
Mittelweg, zurückzuführen. 

Die Anmietung zusätzlicher Büroräume war unabweisbar, da 
im Dienstgebäude Frankfurt (Main), Fellnerstr. 7 bis 9, eine 
ordnungsgemäße Unterbringung der Bediensteten der Bun- 
desstelle für Entwicklungshilfe und der Gutachter für Maß- 
nahmen der Technischen Hilfe sowie der unbefristet ange- 
stellten Mitarbeiter der GAWI, die zwischen den Projekt- 
einsätzen bei der Bundesstelle für Entwicklungshilfe Dienst 
leisten, nicht mehr gewährleistet war. 

Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 konnte 
nicht vorhergesehen werden, daß insbesondere für eine grö- 
ßere Anzahl von Gutachtern der Technischen Hilfe und un- 
befristet angestellten GAWI-Mitarbeitern für die Zeit zwi- 
schen den Projekteinsätzen Büroraum zur Verfügung gestellt 
werden mußte. 


Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 532 02. 
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309 600 — 


54 362,80 


Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 


Die Mehrausgabe ist auf die zusätzlichen Mietkosten für die 
in Frankfurt (Main), Oederweg/Mittelweg, am 15. September 
1970 angemieteten Büroräume sowie auf die damit zusam- 
menhängenden Maklergebühren zurückzuführen. 

Zusätzliche Büroräume mußten angemietet werden, weil die 
Bediensteten der Bundesstelle für Entwicklungshilfe und die 
bei ihr tätigen Gutachter für Maßnahmen der Technischen 
Hilfe sowie die unbefristet angestellten Mitarbeiter der 
GAWI zwischen den Projekteinsätzen nicht mehr ordnungs- 
gemäß im Dienstgebäude in der Fellnerstraße untergebracht 
werden konnten. 

Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 konnte 
nicht vorhergesehen werden, daß insbesondere für eine grö- 
ßere Anzahl von Gutachtern der Technischen Hilfe und 
GAWI-Mitarbeitern für die Zeit zwischen den Projekteinsät- 
zen Büroraum zur Verfügung gestellt werden mußte. 

Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 532 01. 


14 200,— 


6 000 ,— 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Die Mehrausgabe ist auf Umzugskosten zurückzuführen, die 
durch die Verlegung einer Abteilung der Bundesstelle für 
Entwicklungshilfe von der Fellnerstraße in neu angemietete 
Büroräume in Frankfurt (Main), Oederweg/Mittelweg, ent- 
standen sind. 

Die Bundesstelle hatte am 15. September 1970 zusätzliche 
Büroräume in Frankfurt (Main), Oederweg/Mittelweg, ange- 
mietet, da im Dienstgebäude in der Fellnerstraße eine ord- 
nungsgemäße Unterbringung der Bediensteten und Gutachter 
für Maßnahmen der Technischen Hilfe sowie der unbefristet 
angestellten Mitarbeiter der GAWI, die zwischen den Pro- 
jekteinsätzen bei der Bundesstelle für Entwicklungshilfe 
Dienst leisten, nicht mehr gewährleistet war. In den neuen 
Räumen wurde die Abt. II der Dienststelle geschlos,sen unter- 
gebracht; den Transport der Büroausstattungen führte eine 
Speditionsfirma durch. Die hierdurch bedingte Mehrausgabe 
war somit unabweisbar. 

Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 konnte 
nicht vorhergesehen werden, daß ein derart großer Raum- 
bedarf für die Bundesstelle noch im Haushaltsjahr 1970 ent- 
stehen würde. 


Einsparung bei Kap. 23 02 Tit. 532 02. 
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Einzelplan 25 — Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen • — 


25 01 
514 01 


42 000 — 


7 301,20 


Haltung von Dienstfahrzeugen 


Die Mehrausgabe ist insbesondere auf unerwartete größere 
Reparaturen, bei ^denen sich erheblddie Kostensteigerungen 
auswirkten, zurückzuführen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorhergesehen. 


Einsparung bei Kap. 25 01 Tit. 526 03. 


25 01 
539 99 


5 000,— 


2 616,09 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Der Mehrbedarf ergab isidi insbesondere aus den Kosten für 
Stellenausschreibungen in Tageszeitungen und für Vorstel- 
lungsreisen. 

Infolge der igespannten Lage auf dem Arbeitsmarkt waren 
mehrfache Ausschreibungen erforderlich, um die offenen 
Stellen zur ordnungsmäßigen Fortführung des Dienstbetrie- 
bes mit qualifizierten Kräften besetzen zu können. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 25 01 Tit. 526 03. 


25 02 
882 02 


810 000 000,— 


600 434,90 


Prämien nach dem Wohnungsbauprämiengesetz 

Der Haushaltsansatz wurde unter Zugrundelegung des bis- 
herigen Erfahrungssatzes und der zu lerwartenden Auswir- 
kung gesetzlicher Änderungen für das Haushaltsjahr 1970 
gegenüber dem des Vorjahres um fast 40 v. H. erhöht, um 
den eintretenden Mehrbedarf an Prämienmitteln decken zu 
können. Trotzdem reichte der Ansatz nicht aus, um idie An- 
forderungen der Länder zu erfüllen. 


Ein Hinausschieben ider Prämienausgaben in das kommende 
Haushaltsjahr war nicht möglich, da ein Rechtsanspruch der 
Länder auf Bereitstellung der Mittel im laufenden Haus- 
haltsjahr gemäß § 7 des Wohnungsbauprämiengesetzes be- 
steht. 


Einsparung bei Kap. 25 02 Tit. 642 01. 


27 01 
512 01 


Einzelplan 27 — Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen — 


93 000,— 


3 130,75 


Bücher und Zeitschriften 


Die Mehrausgabe diente der Beschaffung von Arbeitsmate- 
rial, das infolge unvorhergesehener Verstärkung der deutsch- 
landpolitischen Arbeit erforderlich war. 

Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 684 04. 
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noch Einzelplan 27 — Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen — 


27 01 
513 01 


309 000,— 


27 02 
685 07 


6 500 000,— 


20 050,60 


Post- und Fernmeldegebühren 


Der Mehrbedarf ist auf die erhöhte Inanspruchnahme der 
Fernmeldeeinrichtungen als zwangsläufige Folge einer ver- 
stärkten deutschlandpolitischen Arbeit zurückzuführen. 

I Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


I Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 684 04. 


991 979,84 


Zuschüsse zur Förderung von Reisen nach Berlin (West) und 
an die Demarkationslinie 


Die intensive Diskussion um die Deutschlandpolitik und Ber- 
lin hat dazu geführt, das Interesse weiter Kreise an Informa- 
tionsreisen — vor allem nach Berlin — ganz erheblich zu 
steigern. Diese Entwicklung war nicht vorauszusehen. Ange- 
sichts der Bemühungen der Bundesregierung über die Ver- 
hältnisse in Berlin und an der Demarkationslinie zu unter- 
richten, war es politisch unmöglich, die Förderung der Stu- 
dienfahrten einzuschränken. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und konnte nicht bis zum 
nächsten Haushaltsjahr zurückgestellt werden. 

Gemäß § 37 Abs. 6 Satz 2 BHO wurde zugelassen, daß die 
Mehrausgabe auf die nächstjährige Bewilligung für den glei- 
chen Zweck nicht anzurechnen ist. 

Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 643 01 (17 770,30 DM) und 
Tit. 685 02 (132 229,70 DM); im übrigen Mehrausgabe zu 
1 Lasten des Gesamthaushalts. 


31 01 
514 01 


Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — 


68 000 — j 


8 712,29 


Haltung von Dienstfahrzeugen 


Die große dienstliche Belastung der Leitung des Ministeriums 
und seiner leitenden Beamten hatte zur Folge, daß die Dienst- 
fahrzeuge des Bundesministeriums für Bildung und Wissen- 
schaft in weit überdurchschnittlichem Ausmaß genutzt wer- 
den mußten. Damit war eine erhebliche Zunahme des Benzin- 
verbrauchs und der Reparaturen verbunden. So mußten 
einige Fahrzeuge aus Gründen der Verkehrssicherheit einer 
Generalüberholung unterzogen werden; in zwei Fahrzeuge 
mußten Austauschmotore eingebaut werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen; sie war unabweis- 
bar, da eine Einschränkung der Benutzung der Dienstfahr- 
zeuge aus dienstlichen Gründen nicht möglich war. 


Einsparung bei Kap. 31 01 Tit. 515 01. 
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noch Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — 


31 02 
652 30 


117 065 000 — 


28 827 037 — 


Zuweisungen an die Länder zur Durchführung der Studenten- 
förderung nach dem Honnefer Modell einschließlich der För- 
derung zugewanderter Studenten 


Gemäß Nr. III des vorläufig weiter anzuwendenden Verwal- 
tungsabkommens zwischen Bund und Ländern zur Förderung 
von Wissenschaft und Forschung vom 8. Februar 1968 mit 
Schlußprotokoll hat der Bund die Mittel zur Durchführung 
der Studienförderung nach dem Honnefer Modell an den 
wissenschaftlichen Hochschulen einschließlich der Förderung 
von zugewanderten Studenten — ■ Stipendien, Darlehen, Ge- 
bührenerlaß — zur Hälfte aufzubringen. Die andere Hälfte 
wird von den Ländern getragen. 

Die Mehrausgabe ist durch den starken Anstieg der Zahl der 
Studenten und die überproportionale Zunahme der Geförder- 
ten im Jahre 1970 entstanden. Diese unerwartete Entwick- 
lung konnte bei Aufstellung des Bundeshaushalts 1970 nicht 
vorausgesehen werden. 

Für die Zahlung der Zuwendungen bestand jedoch eine recht- 
liche Verpflichtung; die Bereitstellung überplanmäßiger 
Haushaltsmittel war daher unabweisbar. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers der Finanzen vom 1. Dezember 1970 
— II B/5 — ■ BW 0205 — 58/70 — über die Mehrausgabe 
unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 31. 


31 02 


815 000 000,— 


58 638 600,— 


Ausbau und Neubau von wissenschaftlichen Hochschulen 


Nach den auf den Anträgen der Länder beruhenden Emp- 
fehlungen des- Wissenschaftsrates vom 31. Januar 1970, die 
der Bewirtschaftung der Mittel zugrunde gelegt wurden, ist 
für 1970 mit Gesamtausgaben des Bundes und der Länder 
für die Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau in Höhe von 
rund 1 450 000 000 DM im „Normalverfahren" und maximal 
rund 150 000 000 DM im „Schnellbauprogramm" gerechnet 
worden. Da der Bund nach Artikel 91 a Abs. 4 Satz 1 in Ver- 
bindung mit Absatz 1 Nr. 1 GG die Hälfte dieser Ausgaben 
trägt, hätten bei einem Ausgabegesamtbetrag von rund 
1 600 000 000 DM verfügbare Bundesmittel in Höhe von 
800 000 000 DM genügt. Die intensiven Bemühungen der Bun- 
desregierung um verstärkte Ausbaumaßnahmen zur raschen 
Milderung von Kapazitätsengpässen und Zulassungsbeschrän- 
kungen haben infolge sofortiger Reaktionen der meisten 
Länder zu einer Steigerung des Bauvolumens geführt. Da- 
durch ergaben sich für 1970 Gesamtausgaben des Bundes 
und der Länder in Höhe von rund 1 680 000 000 DM im „Nor- 
malverfahren" und in Höhe von rund 200 000 000 DM im 
„Schnellbauprogramm", insgesamt rund 1 880 000 000 DM, das 
sind rund 280 000 000 DM mehr als ursprünglich zugrunde 
gelegt werden konnten. Der Bundesminister für Bildung und 
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noch Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — 


31 03 83 970 000 — 

685 50 


Wissenschaft hatte bei den Ländern nach eingehender Prü- 
fung einen Bedarf an Bundesmitteln in Höhe von 973 639 100 
DM festgestellt; davon mußten in jedem Fall 950 000 000 DM 
noch 1970 gezahlt werden, das heißt 90 000 000 DM mehr als 
zur Verfügung standen. Diese Beteiligung betrug etwas mehr 
als 50 V. H. der voraussichtlichen Gesamtausgaben, weil sich 
die Bundesregierung gegenüber den Ländern auf der Grund- 
lage des § 12 Abs. 2 Satz 1 HBFG bereit erklärt hatte, gerade 
im Rahmen des „Schncllbauprogramms" erforderlichenfalls 
den Bundesanteil vorab zu erbringen (für 1970 standen hier 
rund 140 000 000 DM Bundesmittel rund 60 000 000 DM Lan- 
desmittel gegenüber). Durch die Inanspruchnahme des Aus- 
gaberestes kam es nur zu einer Mehrausgabe von 58 638 600 
DM, die überplanmäßig bereitgestellt werden mußte. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

; Abgesehen von der bestehenden verfassungsrechtlichen Ver- 
pflichtung des Bundes, die Ausgaben zu tragen, haben sich 
die Länder entsprechend den wiederholten Erklärungen der 
Bundesregierung darauf eingestellt, daß die von ihnen 1970 
benötigten Bundesmittel in vollem Umfang bereitgestellt 
wurden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 37. Sitzung am 16. Dezember 1970 von der Maßnahme 

j zustimmend Kenntnis genommen. 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 


19 165 500, — ^ Gesellschaft für Kernforschung mbH (GfK) in Karlsruhe — 
Betrieb — 

Im Wirtschaftsplan der Gesellschaft für Kernforschung mbH, 
Karlsruhe, für das Haushaltsjahr 1970 waren entsprechend 
den früheren Assoziationsverträgen für das Projekt „Schnel- 
ler Brüter“ Euratom-Einnahmen in Höhe von 27 458 000 DM 
veranschlagt. 

Da es auch im Jahre 1969 nicht gelang, ein neues Mehr- 
jahresprogramrn für Euratom zu verabschieden, hatte der 
Ministerrat der Europäischen Gemeinschaften am 6. Dezem- 
ber 1969 beschlossen, den Haushalt 1970 im wesentlichen auf 
der Grundlage des Programms und Haushalts 1969 festzu- 
setzen. Mithin standen Euratom auch im Haushaltsjahr 
1970 keine Mittel für eine Beteiligung am Grundlagenpro- 
gramm „Schneller Brüter" der GfK zur Verfügung. 

Von den im Wirtschaftplan 1970 veranschlagten Einnahmen 
auf Grund der Beteiligung von Euratom gingen lediglich 
271 000 DM als restlicher Anteil von Euratom aus der Zeit 
vor 1968 ein. Dadurch hatte die Gesellschaft für Kern- 
forschung mbH, Karlsruhe, einen Einnahmeausfall, der in 
Höhe von 19 165 500 DM überplanmäßig gedeckt werden 
mußte. 


87 



Drucksache VI/2426 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 


Tit. 

1970 

gabemittein sind 
zugewiesen 



DM 

DM 


1 

1 2 

1 3 i 


Begründung 


noch Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — ■ 


Die im Rahmen dieses Assoziationsvertrages begonnenen 
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten, auf deren besondere 
Bedeutung auch im 3. Deutschen Atomprogramm hingewiesen 
wird, mußten jedoch fortgeführt werden, zumal es sich um 
langfristig ausgerichtete Arbeiten handelte, deren auch nur 
vorübergehende Unterbrechung oder Beeinträchtigung un- 
wiederbringlichen Schaden für den Fortschritt der deutschen 
Kernenergieentwicklung — auch im Vergleich zu den ande- 
ren Industrienationen — herbeigeführt hätte. Es war daher 
unumgänglich, den durch den unvorhergesehenen Ausfall der 
Euratom-Zahlungen entstandenen Fehlbetrag durch Bereit- 
stellung von Bundesmitteln zu decken. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers der Finanzen vom 10. November 
1970 — - II B/6 — Fo 0313 — 7/70 — über die Mehrausgabe 
unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 31. 


31 03 
685 62 


1 1 895 900,— 


915 869,— 


Institut für Plasmaphysik GmbH (IPP) in Garching bei Mün- 
chen — Betrieb — 


Im Wirtschaftsplan der Institut für Plasmaphysik GmbH für 
das Haushaltsjahr 1970 waren für den Betrieb Euratom- 
Einnahmen in Höhe von 10 215 000 DM veranschlagt. Diesem 
Betrag lag eine Beteiligung Euratoms in Höhe von 33 v. H. 
an 95 v. H. des gemeinsamen Budgets zugrunde. Auf Grund 
des Beschlusses des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
vom 6. Dezember 1969 beteiligte sich die Gemeinschaft ledig- 
lich mit 21 V. H. an 95 v. H. der im Jahre 1970 für das ge- 
meinsame Forschungsprogramm auf dem Gebiet der Plasma- 
physik und der kontrollierten Kernfusion entstandenen 
Kosten. Das bedeutet nach Kürzung des Programms einen 
Einnahmeausfall in Höhe von 915 869 DM. 

Andererseits war die Fortführung der gemeinsamen For- 
schungsarbeiten mit dem vorhandenen Personal, insbeson- 
dere aber die Erhaltung der eingearbeiteten Arbeitsteams 
zur Durchführung des 3. Deutschen Atomprogramms ohne 
Einschränkung unerläßlich, zumal es sich um langfristig aus- 
gerichtete Arbeiten handelte, deren auch nur vorübergehende 
Unterbrechung oder Beeinträchtigung dem Fortschritt der 
deutschen Kernforschung geschadet hätte. Es war daher un- 
umgänglich, den durch den unvorhergesehenen Ausfall der 
Euratom-Zahlungen entstandenen Fehlbetrag durch Bereit- 
stellung überplanmäßiger Haushaltsmittel zu decken. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
ben des Bundesministers der Finanzen vom 10. November 
1970 — II B/6 — Fo 0313 — 7/70 — über die Mehrausgabe 
unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 

Einsparung bei Kap. 31 03 Tit. 893 10 und Tit. 685 01. 
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noch Einzelplan 31 — Bundesminister für Bildung und Wissenschaft — 


31 03 
818 23 


31 04 
685 50 


80 000 000, — I 125 000 000, — Beschaffung von Kernbrennstoffen aus dem Ausland 

i Im Rahmen des deutsch-amerikanischen Devisenausgleichs- 

abkommens vom 8./ 19. August 1969 hatte sich die Bundes- 
republik Deutschland verpflichtet, zivile Beschaffungen im 
Werte von 500 000 000 DM in den USA vorzunehmen, dar- 
unter den Kauf von Eisenbahnkupplungen für 180 000 000 DM 
und von Airbusteilen für 120 000 000 DM. Später stellte sich 
heraus, daß die Eisenbahnkupplungen gar nicht und die Air- 
j busteile nur in einem geringeren Umfange als vorgesehen 

I zu dem im Abkommen vorgesehenen Zeitpunkt in den USA 

I gekauft werden konnten. Mit der amerikanischen Seite wurde 

1 daher vereinbart, anstelle dieser nicht realisierbaren Be- 

I Schaffungen zur Versorgung der Bundesrepublik mit ange- 

reichertem Uran sog. Anreicherungsarbeit bei der amerika- 
nischen Atomenergiebehörde (USAEC) im Werte von 
220 000 000 DM zu kaufen. Zur Erfüllung der sich aus dem 
Abkommen ergebenden Zahlungsmodalitäten mußte hiervon 
ein Betrag von 125 000 000 DM bis zum 31. Dezember 1970 
I gezahlt werden. 

Die Bereitstellung überplanmäßiger Haushaltsmittel war da- 
I her unabweisbar. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind mit Schrei- 
i ben des Bundesministers der Finanzen vom 23. Dezember 

! 1970 — II B/6 — Fo 0313 — 16/70 — unterrichtet worden (§ 37 

I Abs. 4 BHO). 

Mehrausgabe zu Lasten des Gesamthaushalts. 

10 754 000, — ; 1 774 596,96 Zuschuß zur Unterhaltung der Gesellschaft für Weltraum- 

forschung mbH (GfW) in Bonn-Bad Godesberg 

Bei der Ermittlung des Mittelbedarfs des GfW für das Haus- 
haltsjahr 1970 war bei dem damaligen frühen Planungs- 
zustand der laufenden Weltraumprojekte noch nicht mit 
hinreichender Sicherheit abzusehen, welche gesteigerten An- 
forderungen an die Mitwirkung der GfW beim bilateralen 
Management dieser in Zusammenarbeit mit den USA und 
Frankreich durchzuführende Vorhaben zu stellen waren. Der 
Mittelansatz für den Eigenbedarf der GfW war deshalb an- 
! gesichts der strengen Maßstäbe, die an die Haushaltsansätze 

j des Jahres 1970 angelegt werden mußten, auf Grund der 

früheren Erfahrungen festgesetzt worden. Mit dem Fort- 
schreiten der Projekte und dem zunehmenden Zwang einer 
Anpassung des Projektmanagements durch die GfW an die 
j bei den ausländischen Partnern geübten Verfahren und 

wegen der in diesem Zusammenhang notwendigen Aus- 
j Weitungen, insbesondere in bezug auf Personaleinsatz und 

! Dienstreisen, wurden Mehrausgaben notwendig, die zur Be- 

wältigung und Durchführung des Weltraumprogramms der 
1 Bundesrepublik Deutschland insbesondere für die Projekte 

HELIOS und AEROS unerläßlich waren. 

I Die Mehrausgabe war daher unabweisbar, 

i I Einsparung bei Kap. 31 05 Tit. 892 30 und Tit. 685 50. 
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Einzelplan 32 — Bundesschuld — 

32 03 I 850 000, — ! 89 967,89 Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 

517 01 I I Infolge unerwartet hoher Preissteigerungen für Heizmaterial 

1 und Büroreinigung und infolge Aufnahme von zwei weiteren 

j Bundesbehörden in das bundeseigene Gebäude in Berlin, 

; Platz der Luftbrücke 1 bis 3, für das die Bundesschuldenver- 

waltung die Hausverwaltung wahrnimmt, reichten die ver- 
anschlagten Haushaltsmittel nicht aus. 

Die überplanmäßige Ausgabe war unabweisbar, da die ord- 
nungsgemäße Bewirtschaftung des Dienstgebäudes aufrecht- 
erhalten werden mußte. 

Der Mehrbedarf war unvorhergesehen, weil bei der Aufstel- 
lung des Bundeshaiishaltsplans 1970 nicht mit den inzwi- 
I ; sehen eingetretenen hohen Preissteigerungen gerechnet wer- 

I den konnte. Außerdem wurde über die Aufnahme weiterer 

Behörden in das Dienstgebäude erst im Laufe des Haushalts- 
i j Jahres 1970 entschieden. 

I Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 541 02. 


32 03 2 200, — 1 126,69 Vermischte Verwaltungsausgaben 

539 99 1 Infolge erhöhter Ausgaben für Kranzspenden und Nachrufe 

^ beim Ableben von Bediensteten der Bundesschuldenverwal- 

I tung reichten die veranschlagten Mittel nicht für die Zahlung 

I eines Fremdschadens aus, der anläßlich eines von dem Kraft- 

I fahrer der Bundesschuldenverwaltung verschuldeten Ver- 

! kehrsunfalls an dem Kraftfahrzeug des Unfallbeteiligten ent- 

j standen war. 

I Die überplanmäßige Ausgabe war unabweisbar, da sie nicht 

1 bis zur Verabschiedung des nächsten Haushaltsgesetzes zu- 

rückgestellt werden konnte; sie war unvorhergesehen. 

! ^ 

Einsparung bei Kap. 32 03 Tit. 541 02. 


32 05 j 33 000 000, — j 9 145 621,10 Verzinsung der Ablösungsschuld 

574 11 Infolge Zunahme der Ablösungsschuld durch Neuanmeldun- 

gen und als Folge von Gerichtsentscheidungen, die früher 
als angenommen zur Ablösung von Ansprüchen nach dem 
, Allgemeinen Kriegsfolgengesetz geführt haben, reichte der 

Ansatz nicht aus. 

i Die überplanmäßige Ausgabe war unabweisbar, da sie auf 

rechtlicher Verpflichtung beruhte und nicht bis zur Verab- 
1 Schiebung des nächsten Haushaltsgesetzes zurückgestellt 

werden konnte. 

' Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei Auf- 

I Stellung des Bundeshaushaltsplans 1970 mit dieser Entwick- 
lung nicht gerechnet werden konnte. 

I 1 Einsparung bei Kap. 32 05 Tit. 572 12. 
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noch Einzelplan 32 — Bundesschuld — 

417 527,49 Verzinsung der Altsparerentschädigung 

Infolge Zunahme der Entschädigungsgutschriften nach dem 
Altsparergesetz, die mit 4 v. H. jährlich ab 1. Januar 1953 
zu verzinsen waren, reichte der Ansatz nicht aus. 

Die überplanmäßige Ausgabe war unabweisbar, weil recht- 
liche Verpflichtungen zu erfüllen waren. Sie war unvorher- 
gesehen, weil die Zunahme bei der Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1970 nicht erwartet wurde. 

Einsparung bei Kap. 32 05 Tit. 572 12. 


146,15 Erstattung von Zinsen und Tilgungsleistungen für Aus- 
gleichsforderungen aus der Umstellung überörtlicher Berliner 
Uraltguthaben 

Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 wurde 
der Erstattungsbetrag geschätzt. Mit einer den Schätzungs- 
betrag übersteigenden Mehrausgabe konnte nicht gerechnet 
werden. 

Die Mehrausgabe war deshalb unvorhergesehen. Sie war un- 
: abweisbar, weil rechtliche Verpflichtungen zu erfüllen waren. 

i 

i Einsparung bei Kap. 32 05 Tit. 572 12. 


Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung — 


36 06 
547 01 


9 517 300,— 


a) 5 126 798,46 

b) 182 029,82 


Kosten für die Haltung von Vorräten, die aus Ausgaben des 
Tit. 522 01 zu beschaffen sind oder nicht im Eigentum des 
Bundes stehen 


a) Aufgrund der Übergangsregelungen zur Agrarfinanzie- 
rung (VO-EWG-Nr. 728/70) kamen im Haushaltsjahr 1970 
die anfallenden Abschöpfungen ausnahmsweise voll dem 
Bundeshaushalt zugute und waren nicht an den EAGFL 
abzuführen. Daher war es aus finanzwirtschaftlichen 
Gründen zur Vermeidung künftiger Haushaltsbelastungen 
dringend geboten, die Eingangsabgaben für alle im Be- 
vorratungsverkehr befindlichen Waren zu entrichten. Die 
Auswirkungen der neuen EG-Finanzvorschriften waren 
bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 nicht vor- 
herzusehen. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, um vom Bund einen 
Schaden abzuwenden. 

Obwohl die Ausgaben bei Kap. 36 06 Tit. 522 01 geleistet 
worden sind, wirken sie sich auf Grund der bei den Titeln 
522 01 und 547 01 ausgebrachten Haushaltsvermerke über 
die Deckung von Verlusten bei der Vorratshaltung in der 
Haushaltsrechnung bei Kap. 36 06 Tit. 547 01 aus. 
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36 07 240 000,— 

682 32 


36 07 j 140 000,— 
682 34 


noch Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung — 

Gemäß § 37 Abs, 6 Satz 2 BHO ist zugelassen worden, daß 
die Mehrausgabe nicht auf die nächstjährige Bewilligung 
angerechnet wird. 

Die Mehrausgabe ist durch Mehreinnahmen bei Kap. 
10 03 Tit 091 81 und Kap. 60 01 Tit 016 01 gedeckt. 

b) Der Verkauf der restlichen Sojaschrotbestände war zwar 
für 1969 vorgesehen, konnte jedoch erst 1970 realisiert 
werden. Im Dienstleistungsgewerbe waren auf mehreren 
Gebieten Preissteigerungen zu verzeichnen. 

Die dadurch entstandene Mehrausgabe war unvorherge- 
sehen; sie war unabweisbar, da die zu leistenden Ausga- 
gaben auf rechtlichen Verpflichtungen beruhen. 

Einsparung bei Kap. 36 06 Tit. 514 04. 


39 833,34 Bewirtschaftung, Wartung und Instandhaltung von Einrich- 
tungen, Geräten und Stoffen 

Mehr infolge unvorhergesehener Kostenerhöhungen und 
Wartung zusätzlich beschaffter Einrichtungen, Geräte und 
Stoffe. Zur Vermeidung von Störungen und von nicht oder 
nur schwer zu behebenden Schäden konnten die Wartungs- 
arbeiten nicht zurückgestellt werden. Die Kostenabrech- 
nung erfolgte nach den Grundsätzen für die Abgeltung von 
Maßnahmen der DB im Rahmen der zivilen Verteidigung. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, 

Einsparung bei Kap. 36 07 Tit. 682 36, 


28 834,08 Unterhaltung von Anlagen 

Mehr infolge unvorhergesehener Kostenerhöhungen und 
Wartung zusätzlich eingerichteter Anlagen. Zur Vermeidung 
von Störungen und von nicht oder nur schwer zu behebenden 
Schäden konnten die Wartungsarbeiten nicht zurückgestellt 
werden. Die Kostenabrechnung erfolgte nach den Grundsät- 
zen für die Abgeltung von Maßnahmen der DB im Rahmen 
der zivilen Verteidigung. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 36 07 Tit. 682 36. 
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36 08 I 120 000 — 
891 03 I 


36 08 I 


891 11 


200 000 - 


80 241,74 


Ausbau der Fernmeldeeinrichtungen im Nahverkehrsraum 
für leitende Dienststellen der Länder 


j Die überplanmäßige Ausgabe diente der Bereitstellung von 
j Fernsprech- und Fernschreibleitungen zum Anschluß der 
I Befehlsstelle der Landesregierung Baden/Württemberg an 
das öffentliche Netz. Sie war unvorhergesehen, weil die Höhe 
1 der auf den Bundeshaushalt entfallenden Kosten zum Zeit- 
j punkt der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1970 nicht 
I zu übersehen war. Sie war unabweisbar, weil die Maßnah- 
1 men wegen der Bedeutung der Zweckbestimmung nicht zu- 
rückgestellt werden konnten. 

Einsparung bei Kap. 36 08 Tit. 891 12. 


332 580,66 


Erwerb von Grundstücken 


Die überplanmäßige Ausgabe diente dem Erwerb eines 
Grundstückes. Das Grundstück ist als Aufbauplatz für Anten- 
nen bestimmt, die zur Empfangsanlage einer Überseefunk- 
stelle gehören. Der Hinzukauf war erforderlich, weil sich 
herausstellte, daß auf dem zunächst dafür vorgesehenen 
Grundstück die Voraussetzungen für störungsfreien Betrieb 
nicht gegeben waren. 

Die überplanmäßige Ausgabe war unvorhergesehen, weil die 
Notwendigkeit zum Erwerb eines gesonderten Aufbauplatzes 
für die Antennen zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bun- 
i deshaushaltsplans 1970 nicht zu erkennen war. Sie war un- 
abweisbar, weil die Bereitschaft des Eigentümers zum Ver- 
kauf befristet und ein Ersatzobjekt nicht zu erhalten war. 


Einsparung bei Kap. 36 08 Tit. 891 12. 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


60 02 
531 01 


1 363 000,— 


623 515,87 


Kosten der Drucklegung des Bundeshaushaltsplans und 
der Bundeshaushaltsrechnung einschließlich des sonstigen 
Materials 


Im Haushaltsjahr 1970 sind die Herstellungskosten für die 
Jahrgänge 1970 und 1971 des Bundeshaushaltsplans ein- 
schließlich der Anlagen zusammen angefallen. Durch die 
Bundeswahlen im Herbst 1969 erfolgte die erste Drucklegung 
des Entwurfs des Bundeshaushaltsplans 1970 zum Jahres- 
wechsel 1969/70, so daß die gesamten Kosten erst in 1970 zu 
bezahlen waren. Daneben mußte mit der Drucklegung des 
Entwurfs des Bundeshaushaltsplans 1971 begonnen werden, 
damit gemäß § 30 der Bundeshaushaltsordnung die Vorlage- 
frist an Bundesrat und Bundestag eingehalten werden 
konnte. 
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Diese Entwicklung war bei der Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1970 nicht vorhergesehen worden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die Vorlage des 
Bundeshaushaltsplans gesetzlich vorgeschrieben ist. 

Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 681 61. 


80 000,— 


5 347,55 


Zur Förderung des Vorschlagwesens in der Bundesver- 
waltung 


Im Haushaltsjahr 1970 sind mehr brauchbare Verbesserungs- 
vorschläge eingereicht worden als in den Jahren zuvor. Diese 
Entwicklung ist bei der Aufstellung des Bundeshaushalts- 
plans 1970 nicht vorhergesehen worden, über Umfang und 
Höhe der Prämien entscheiden unabhängige Prüfungs- und 
Bewertungsausschüsse im Rahmen der Richtlinien für das 
Vorschlagwesen. Da die anerkannten Verbesserungsvor- 
schläge regelmäßig zu Einsparungen auf anderen Gebieten 
führen, war die Mehrausgabe aus wirtschaftlichen Gründen 
geboten und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 681 61. 


5 000 000,— 


Wiederaufbauhilfe für die im Erdbebengebiet der Türkei 
betroffenen Bevölkerung 


Die Bundesregierung hat am 16. April 1970 beschlossen, im 
Anschluß an Sofortmaßnahmen eine Wiederaufbauhilfe durch 
Sachleistungen bis zur Höhe von 6 000 000 DM zu gewähren. 
Diese Mittel waren vorgesehen für die Lieferung von Bau- 
materialien (Betonstahl, Isoliermaterial, Winkeleisen, Glas- 
fasermatten und Wellblech), für die Errichtung von 3 500 
Fertighäusern, die Beschaffung von Holzbearbeitungs- 
maschinen zur Erhöhung der Produktion der erforderlichen 
Holzfertigteile und für die Innenausstattung eines Kranken- 
hauses in Gediz, dessen Gebäude aus Spendengeldern der 
in Deutschland beschäftigten Gastarbeiter errichtet werden. 
Von der Wiederaufbauhilfe konnte im Haushaltsjahr 1970 
nur ein Teilbetrag abgewickelt werden. 

Die Mehrausgabe war aus humanitären Gründen unabweis- 
bar. Sie war unvorhergesehen, weil für derartige Hilfsmaß- 
nahmen Mittel nicht veranschlagt sondern nur von Fall zu 
Fall bereitgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 60 02 Tit. 686 03. 
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60 04 33 000, — 97 979,37 I Leistungen auf Grund des Gesetzes zur Regelung der Ver- 

I j j bindlichkeiten nationalsozialistischer Einrichtungen und der 

Rechtsverhältnisse an deren Vermögen vom 17. März 1965 

Unabweisbare Mehrausgabe auf Grund gesetzlicher Ver- 
pflichtung. Der Haushaltsansatz war geschätzt. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. 

Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 646 01. 


Ausgaben im Zusammenhang mit der Durchführung des zwi- 
schen der Bundesregierung und der Regierung des Vereinig- 
ten Königreichs von Großbritannien und Nordirland abge- 
schlossenen Devisenausgleichsabkommens vom 27. Juli 1964 

Der Haushaltsansatz ist durch Schätzung der voraussichtlich 
anfallenden Ausgaben ermittelt worden. Die tatsächliche 
Entwicklung der Ausgaben konnte bei der Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans 1970 nicht vorhergesehen werden. 

Die Mehrausgabe beruht auf vertraglicher Verpflichtung und 
ist daher unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 


4 534 434,25 Anderweitige Verwendung der Geldeinlage der Bundesrepu- 
blik Deutschland bei der Bank von England im Zusammen- 
hang mit der Abwicklung der Devisenausgleichsabkommen 
mit Großbritannien und Nordirland für die Zeit vom 1. April 
1966 bis 31. März 1968 sowie vom 1. April 1968 bis 31. März 
1969 

Durch Kursdifferenzen, Abwertung des £Sterling und zwei- 
malige DM-Aufwertung bedingt, ist nach Überweisung des 
letzten £Sterling-Betrages in dem von der Bundeshauptkasse 
in DM geführten Gegenbuch ein Bestand von 4 534 434,25 DM 
vorhanden, dem kein Bestand an £Sterling gegenübersteht. 
Der im Kontogegenbuch enthaltene DM-Bestand des Kontos 
016 106 ist daher haushaltsmäßig zu verausgaben, weil der 
damalige DM-Gegenwert von 94 000 000 DM lediglich aus 
Kassenmitteln des Bundes (Geldeinlage) geleistet worden ist. 

Nach dem Haushaltsvermerk dürfen jedoch Zahlungen nur 
in Höhe der noch bestehenden Geldeinlage bei der Bank von 
England (£Sterling) geleistet werden. Dieses Konto ist in- 
zwischen aufgelöst worden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 


60 04 
685 02 


I 

60 04 i 500 000,™ 24 497,98 



685 01 i 
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60 05 2 559400000 — 

612 11 I 


95 000 000 — 


Allgemeiner Zuschuß zum Berliner Haushaltsplan 

Ungedeckter Mehrbedarf im Haushalt 1970 des Landes Ber- 
lin infolge unvorhergesehenen Steuerausfalls (hohe Investi- 
titionszulagen) und tarif rechtlich gebundener Mehrausgaben 
im Personalbereich (vermögenswirksame Leistungen, Über- 
gang zum Monatslohn für Arbeiter, Gehaltserhöhungen 
beim Krankenpflegepersonal). 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und im Hinblick 
auf § 16 des Dritten Überleitungsgesetzes in der Fassung 
vom 11. Mai 1956 unabweisbar. 


Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind über die 
Mehrausgabe mit Schreiben des Bundesministers der Finan- 
zen vom 20. November 1970 — II B/1 — AF 5010 — 22/70 - — 
unterrichtet worden (§ 37 Abs. 4 BHO). 


60 05 
676 01 


70 000 000,— 

j 


Einsparung bei Kap. 60 05 Tit. 652 11 (30 000 000 DM) und 
Kap. 60 02 Tit. 461 01. 


973 029,96 


Förderung des Luftreiseverkehrs zwischen Berlin und dem 
übrigen Bundesgebiet 


Mehrbedarf infolge Zunahme des Luftreiseverkehrs von und 
nach Berlin. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Eine Zurückstellung der Zahlungen in das Jahr 1971 war 
nicht vertretbar, da Zahlungsverpflichtungen von mehr als 
6 000 000 DM über Haushaltsansatz bereits Anfang Dezember 
1970 Vorlagen, die nicht erst im folgenden Haushaltsjahr 
erfüllt werden konnten. 


Einsparung bei Kap. 60 05 Tit. 652 11. 
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